
    

Referentenentwurf 

des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz 

Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des Rechts der notwendigen 
Verteidigung 

A. Problem und Ziel 

Die Richtlinie (EU) 2016/1919 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
26. Oktober 2016 über Prozesskostenhilfe für Verdächtige und beschuldigte Personen in 
Strafverfahren sowie für gesuchte Personen in Verfahren zur Vollstreckung eines Europä-
ischen Haftbefehls (ABl. L 297 vom 4.11.2016, S. 1; L 91 vom 5.4.2017, S. 40, im Folgen-
den: PKH-Richtlinie) ist bis zum 25. Mai 2019 in nationales Recht umzusetzen. Sie bildet 
den zweiten Schritt der Verwirklichung der Maßnahme C – Recht auf Rechtsbeistand und 
Prozesskostenhilfe –, einer von fünf Maßnahmen, die den Kern der Entschließung des 
Europäischen Rates vom 30. November 2009 über einen Fahrplan zur Stärkung der Ver-
fahrensrechte von Verdächtigen oder beschuldigten Personen in Strafverfahren bilden. 
Die in einem ersten Schritt erlassene Richtlinie 2013/48/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 22. Oktober 2013 über das Recht auf Zugang zum Rechtsbeistand in 
Strafverfahren und in Verfahren zur Vollstreckung des Europäischen Haftbefehls sowie 
über das Recht auf Benachrichtigung eines Dritten bei Freiheitsentzug und das Recht auf 
Kommunikation mit Dritten und mit Konsularbehörden während des Freiheitsentzugs (ABl. 
L 294 vom 6.11.2013, S. 1) wurde im deutschen Recht bereits mit dem Zweiten Gesetz 
zur Stärkung der Verfahrensrechte von Beschuldigten im Strafverfahren und zur Ände-
rung des Schöffenrechts vom 27. August 2017 (BGBl. I S. 3295) umgesetzt.  

Die PKH-Richtlinie flankiert das Recht auf Zugang zum Rechtsbeistand, indem zur Ge-
währleistung von dessen Effektivität Beschuldigten und gesuchten Personen die Unter-
stützung eines – jedenfalls vorläufig – durch die Mitgliedstaaten finanzierten Rechtsbei-
stands zur Verfügung gestellt wird. Hierzu legt sie gemeinsame Mindestvorschriften über 
das Recht auf Prozesskostenhilfe für Verdächtige, beschuldigte Personen und gesuchte 
Personen, gegen die ein Verfahren zur Vollstreckung eines Europäischen Haftbefehls 
gemäß Rahmenbeschluss 2002/584/JI des Rates anhängig ist, fest.  

Das deutsche Recht entspricht den Vorgaben der PKH-Richtlinie noch nicht in vollem Um-
fang. Mit dem vorliegenden Entwurf sollen deshalb die notwendigen Anpassungen der 
Strafprozessordnung (StPO) und des Gesetzes über die internationale Rechtshilfe in 
Strafsachen (IRG) vorgenommen werden, um den Richtlinienanforderungen vollständig 
gerecht zu werden. Gleichzeitig dient der Entwurf der Umsetzung einiger Vorgaben der 
Richtlinie (EU) 2016/800 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Mai 2016 
über Verfahrensgarantien für Kinder, die Verdächtige oder beschuldigte Personen in 
Strafverfahren sind (ABl. L 132 vom 21.5.2016, S. 1), soweit auch danach das Recht auf 
Prozesskostenhilfe beziehungsweise Unterstützung durch einen Rechtsbeistand zu ge-
währleisten ist.  

Die durch die Richtlinienumsetzung bedingte Notwendigkeit von Änderungen im Recht der 
notwendigen Verteidigung und Pflichtverteidigung nimmt der Entwurf zum Anlass, diesen 
bisher nur punktuell geregelten und in erheblichen Teilen von Richterrecht geprägten Be-
reich möglichst umfassend zu normieren und dabei systematisch klarer zu strukturieren, 
um die Verständlichkeit und Handhabbarkeit zu verbessern. Demselben Ziel dient auch 
die Erweiterung des Katalogs der Fälle notwendiger Verteidigung um bestimmte Fälle, die 
derzeit lediglich von der Auffangregelung in § 140 Absatz 2 StPO erfasst werden. 
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Auch die zur Umsetzung der Richtlinie erforderlichen Änderungen im Bereich der straf-
rechtlichen Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten der Europäischen Union nimmt der 
Entwurf zum Anlass, Anpassungen der Rechtsbeistandschaft im Auslieferungsverkehr 
insgesamt, also auch im Verhältnis zu Staaten außerhalb der Europäischen Union, sowie 
im Überstellungsverkehr mit dem Internationalen Strafgerichtshof (IStGH) vorzunehmen.  

B. Lösung  

Die Umsetzung der PKH-Richtlinie soll unter grundsätzlicher Beibehaltung des bewährten 
Systems der notwendigen Verteidigung erfolgen. Auch wenn die Richtlinie nach ihrem 
Grundgedanken von dem in Europa auch in Strafverfahren weit verbreiteten System der 
Prozesskostenhilfe und einer grundsätzlichen Verzichtbarkeit des Rechts auf Zugang zum 
Rechtsbeistand ausgeht, erfordert ihre Umsetzung nicht die Einführung eines reinen Pro-
zesskostenhilfesystems. Vielmehr können die Richtlinienvorgaben auch innerhalb des 
bestehenden Systems der notwendigen Verteidigung vollständig umgesetzt werden. Die-
ses dient dem Schutz des Beschuldigten und der besseren Funktionsfähigkeit der 
Rechtspflege, indem jedem unverteidigten Beschuldigten in den Fällen notwendiger Ver-
teidigung unabhängig von dessen finanzieller Leistungsfähigkeit sowie auch von dessen 
Willen ein (zunächst) staatlich finanzierter Pflichtverteidiger zur Seite gestellt wird. Glei-
ches gilt für den Bereich des IRG, wo das funktionale Äquivalent der Prozesskostenhilfe 
die notwendige Rechtsbeistandschaft darstellt.  

Die PKH-Richtlinie ermöglicht die Beibehaltung dieses Systems, indem sie es den Mit-
gliedstaaten ausdrücklich freistellt, die Bewilligung von Prozesskostenhilfe ausschließlich 
von einer Prüfung der materiellen Kriterien (dem sogenannten „merits test“) abhängig zu 
machen. Allerdings muss das nationale Recht den Anforderungen aus Artikel 4 Absatz 4 
der PKH-Richtlinie genügen, wonach bei der Prüfung der materiellen Kriterien der Schwe-
re der Straftat, der Komplexität des Falles und der Schwere der zu erwartenden Strafe 
Rechnung zu tragen ist. Dabei nimmt die Richtlinie ausdrücklich Bezug auf die Recht-
sprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte (EGMR) zu Artikel 6 Ab-
satz 3 Buchstabe c der Europäischen Menschenrechtskonvention. Außerdem regelt sie 
ausdrücklich zwei Fälle, in denen die materiellen Kriterien als in jedem Fall erfüllt gelten: 
bei richterlicher Vorführung zur Entscheidung über eine Haft sowie während der Inhaftie-
rung des Beschuldigten.  

Diese Richtlinienvorgaben sollen durch mehrere Änderungen des § 140 StPO umgesetzt 
werden: Erstens soll ein Fall notwendiger Verteidigung nicht mehr erst – wie nach gelten-
dem Recht – mit der Vollstreckung von Untersuchungshaft oder vorläufiger Unterbrin-
gung, sondern bereits mit der Vorführung vor einen Richter vorliegen. Zweitens sollen die 
zeitlichen Beschränkungen des geltenden Rechts in sonstigen Fällen des Freiheitsent-
zugs gestrichen werden. Drittens soll, um den Vorgaben der PKH-Richtlinie zur Berück-
sichtigung der Schwere der zu erwartenden Strafe auch vor dem Hintergrund der Recht-
sprechung des EGMR gerecht zu werden, ein Fall notwendiger Verteidigung allgemein ab 
einer Straferwartung von mindestens sechs Monaten Freiheitsstrafe gegeben sein.  

Daneben enthält die PKH-Richtlinie Vorgaben hinsichtlich des Zeitpunkts der Verteidiger-
bestellung (Artikel 4 Absatz 5), der Qualifikation von Pflichtverteidigern (Artikel 7 Ab-
satz 1), der Möglichkeit des Verteidigerwechsels (Artikel 7 Absatz 4) und der erforderli-
chen Rechtsbehelfe (Artikel 8), die Anpassungen im deutschen Recht erfordern.  

Hierzu soll zunächst geregelt werden, dass die Entscheidung über die Beiordnung eines 
Pflichtverteidigers regelmäßig vor einer Befragung durch die Polizei, eine andere Strafver-
folgungsbehörde oder eine Justizbehörde oder vor der Durchführung einer Gegenüber-
stellung mit dem Beschuldigten zu treffen ist. Hierzu soll eine Eilentscheidungsbefugnis 
der Staatsanwaltschaft geschaffen werden. Außerdem ist dem Beschuldigten aufgrund 
der Richtlinienvorgaben ein Antragsrecht einzuräumen, über das er zu belehren ist. Ins-
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gesamt sollen Entscheidungen über die Pflichtverteidigerbestellung mit der sofortigen 
Beschwerde überprüfbar sein.  

Hinsichtlich der Personen, die zu Pflichtverteidigern bestellt werden können, schlägt der 
Gesetzentwurf zur Sicherung der Qualität der Pflichtverteidigung zunächst vor, die Mög-
lichkeit, Rechtsreferendare als Pflichtverteidiger zu bestellen, zu streichen. Darüber hin-
aus soll geregelt werden, dass bei einer gerichtlichen Auswahlentscheidung grundsätzlich 
nur Fachanwältinnen oder Fachanwälte für Strafrecht oder aber solche Rechtsanwältin-
nen oder Rechtsanwälte bestellt werden sollen, die gegenüber der Rechtsanwaltskammer 
ihr Interesse an der Übernahme von Pflichtverteidigungen bekundet haben.  

Das Recht des Beschuldigten auf Verteidigerwechsel soll erstmals umfassend kodifiziert 
werden. Dabei soll die Rechtsprechung zum Verteidigerwechsel aufgegriffen werden; ins-
besondere zur Umsetzung der PKH-Richtlinie auch ein Recht auf Verteidigerwechsel in 
den Fällen geregelt werden, in denen dem Beschuldigten bei der Bestellung eines 
„Pflichtverteidigers der ersten Stunde“ aufgrund der besonderen Eilbedürftigkeit nur eine 
kurze Bedenkzeit eingeräumt werden konnte, um einen Verteidiger seiner Wahl zu be-
zeichnen.  

Soweit die PKH-Richtlinie in ihrem Artikel 5 daneben Vorgaben zur Bestellung eines 
Rechtsbeistands in Verfahren zur Vollstreckung eines Europäischen Haftbefehls enthält, 
sollen diese im IRG dadurch umgesetzt werden, dass die notwendige Rechtsbeistand-
schaft künftig an die Festnahme der gesuchten Person anknüpft. Außerdem sollen aus-
drückliche Regelungen zur Fortdauer der notwendigen Rechtsbeistandschaft geschaffen 
werden und die notwendige Rechtsbeistandschaft auf diejenigen Fälle erweitert werden, 
in denen der Beschuldigte einen Rechtsbeistand im Ausstellungsmitgliedstaat zur Unter-
stützung des Rechtsbeistands im Vollstreckungsmitgliedstaat benennt.  

C. Alternativen 

Keine. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Keine. 

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Keiner. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Keiner.  

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten 

Keine. 
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E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Den Rechtsanwaltskammern der Länder und der Bundesrechtsanwaltskammer wird auf-
grund der in Artikel 3 vorgesehenen Anpassung der Rechtsanwaltsverzeichnis- und -post-
fachverordnung ein einmaliger Erfüllungsaufwand dadurch entstehen, dass die Rechts-
anwaltsverzeichnisse um ein Feld und eine Suchfunktion hinsichtlich des angezeigten 
Interesses an der Übernahme von Pflichtverteidigungen erweitert werden müssen. Lau-
fender Erfüllungsaufwand wird den Rechtsanwaltskammern der Länder durch die Entge-
gennahme entsprechender Anzeigen und die entsprechende Pflege der Rechtsanwalts-
verzeichnisse entstehen. Die Höhe des Erfüllungsaufwands soll im Zuge der Beteiligung 
zu dem Referentenentwurf ermittelt werden.  

F. Weitere Kosten 

Infolge der vorgesehenen Ausweitung und Vorverlagerung der notwendigen Verteidigung 
und der notwendigen Rechtsbeistandschaft sowie durch die Möglichkeit des Verteidiger-
wechsels werden den Ländern zusätzliche Kosten dadurch entstehen, dass künftig häufi-
ger Pflichtverteidigerbestellungen erfolgen, bei denen sich die zunächst von der Landes-
kasse zu verauslagende Verteidigervergütung als uneinbringlich erweist. Dagegen ist im 
Bereich der vom Generalbundesanwalt geführten Strafverfahren nicht mit erheblichen 
Mehrkosten zu rechnen, da es sich bei den hier geführten Verfahren bereits nach gelten-
dem Recht um Fälle notwendiger Verteidigung handelt. Genauere Angaben zu den Mehr-
kosten, die infolge der vorgeschlagenen Rechtsänderungen eintreten und als Kosten der 
notwendigen Verteidigung im Strafverfahren zum Kernbereich der Justiz gehören, sollen 
im Zuge der Beteiligung zu dem Referentenentwurf ermittelt werden.  
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Referentenentwurf des Bundesministeriums der Justiz und 
für Verbraucherschutz 

Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des Rechts der notwendigen 
Verteidigung1) 

Vom ... 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung der Strafprozessordnung 

Die Strafprozessordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. April 1987 
(BGBl. I S. 1074, 1319), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 30. Oktober 2017 
(BGBl. I S. 3618) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht werden die Angaben zu den §§ 142 bis 144 durch die folgen-
den Angaben ersetzt:  

„§ 142 Zuständigkeit und Bestellungsverfahren 

§ 143 Dauer und Aufhebung der Bestellung 

§ 143a Wechsel des Verteidigers 

§ 144 Sicherungsverteidiger“. 

2. Dem § 58 Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:  

„Hat der Beschuldigte keinen Verteidiger, so ist er darauf hinzuweisen, dass er in den 
Fällen des § 140 die Bestellung eines Pflichtverteidigers beantragen kann.“ 

3. In § 68b Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe „§ 142 Absatz 1“ durch die Wörter „§ 142 
Absatz 3 Satz 1 und 3“ ersetzt.  

4. § 114b Absatz 2 Satz 1 Nummer 4a wird wie folgt gefasst:  

„4a. in den Fällen des § 140 die Bestellung eines Verteidigers nach Maßgabe des 
§ 141 Absatz 1 beantragen kann,“. 

5. § 118a Absatz 2 Satz 4 und 5 wird aufgehoben. 

6. In § 136 Absatz 1 Satz 5 werden die Wörter „des § 140 Absatz 1 und 2 die Bestellung 
eines Verteidigers nach Maßgabe des § 141 Absatz 1 und 3 beanspruchen kann“ 

                                                
1
) Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/1919 des Europäischen Parlaments 

und des Rates vom 26. Oktober 2016 über Prozesskostenhilfe für Verdächtige und beschuldigte Per-
sonen in Strafverfahren sowie für gesuchte Personen in Verfahren zur Vollstreckung eines Europäi-
schen Haftbefehls (ABl. L 297 vom 4.11.2016, S. 1; L 91 vom 5.4.2017, S. 40). Einzelne Teile dienen 
gleichzeitig der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/800 des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 11. Mai 2016 über Verfahrensgarantien in Strafverfahren für Kinder, die Verdächtige oder 
beschuldigte Personen in Strafverfahren sind (ABl. L 132 vom 21.5.2016, S. 1). 
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durch die Wörter „des § 140 die Bestellung eines Verteidigers nach Maßgabe des 
§ 141 Absatz 1 beantragen kann“ ersetzt. 

7. In § 138c Absatz 3 Satz 5 wird die Angabe „§ 142“ durch die Wörter „§ 142 Absatz 3 
bis 5“ ersetzt.  

8. § 140 wird wie folgt geändert:  

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:  

aa) In dem Satzteil vor Nummer 1 werden die Wörter „Die Mitwirkung eines Ver-
teidigers ist notwendig“ durch die Wörter „Ein Fall der notwendigen Verteidi-
gung liegt vor“ ersetzt. 

bb) Nummer 1 wird wie folgt gefasst:  

„1. zu erwarten ist, dass die Hauptverhandlung im ersten Rechtszug vor 
dem Oberlandesgericht, dem Landgericht oder dem Schöffengericht 
stattfindet;“. 

cc) Die Nummern 3 bis 5 werden wie folgt gefasst:  

„3. zu erwarten ist, dass gegen den Beschuldigten eine Freiheitsstrafe von 
mindestens einem Jahr verhängt oder ein Berufsverbot angeordnet 
wird; 

4. der Beschuldigte nach den §§ 115, 115a, 128 Absatz 1 oder § 129 ei-
nem Gericht zur Entscheidung über Haft oder einstweilige Unterbrin-
gung vorzuführen ist; 

5. der Beschuldigte sich auf Grund richterlicher Anordnung oder mit rich-
terlicher Genehmigung in einer Anstalt befindet;“. 

dd) In Nummer 7 werden vor den Wörtern „ein Sicherungsverfahren“ die Wörter 
„zu erwarten ist, dass“ eingefügt. 

ee) In Nummer 9 wird der Punkt am Ende durch ein Semikolon ersetzt. 

ff) Die folgenden Nummern 10 und 11 werden angefügt:  

„10. bei einer richterlichen Vernehmung die Mitwirkung eines Verteidigers 
aufgrund der Bedeutung der Vernehmung zur Wahrung der Rechte des 
Beschuldigten geboten erscheint; 

11. ein seh-, hör- oder sprachbehinderter Beschuldigter die Bestellung be-
antragt.“ 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:  

aa) In Satz 1 werden die Wörter „In anderen Fällen bestellt der Vorsitzende auf 
Antrag oder von Amts wegen einen Verteidiger“ durch die Wörter „Ein Fall 
der notwendigen Verteidigung liegt auch vor“ ersetzt. 

bb) Satz 2 wird aufgehoben. 

c) Absatz 3 wird aufgehoben. 

9. Die §§ 141 bis 144 werden wie folgt gefasst:  
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„§ 141 

Bestellung eines Pflichtverteidigers 

(1) In den Fällen der notwendigen Verteidigung wird dem Beschuldigten, der 
noch keinen Verteidiger hat, unverzüglich ein Pflichtverteidiger bestellt, sobald der 
Beschuldigte dies beantragt oder die Mitwirkung eines Verteidigers im Verfahren er-
forderlich wird. Letzteres ist spätestens dann der Fall, wenn 

1. eine Vernehmung des Beschuldigten oder eine Gegenüberstellung mit dem Be-
schuldigten durchgeführt werden soll; 

2. der Beschuldigte einem Gericht zur Entscheidung über Haft oder einstweilige Un-
terbringung vorgeführt werden soll oder  

3. der Angeschuldigte gemäß § 201 zur Erklärung über die Anklageschrift aufgefor-
dert worden ist.  

(2) Ist im Vorverfahren die Mitwirkung eines Verteidigers erforderlich und hat der 
Beschuldigte keinen Antrag nach Absatz 1 Satz 1 gestellt, so ist die Staatsanwalt-
schaft verpflichtet, unverzüglich den Antrag zu stellen. § 142 Absatz 2 bleibt unbe-
rührt.  

(3) Im Vorverfahren dürfen Vernehmungen des Beschuldigten oder Gegenüber-
stellungen mit dem Beschuldigten abweichend von Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 vor 
der Bestellung eines Verteidigers durchgeführt werden, soweit dies  

1. zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für Leib oder Leben oder für die Freiheit 
einer Person dringend erforderlich oder 

2. zur Abwendung einer erheblichen Gefährdung eines Strafverfahrens zwingend 
geboten ist.  

Das Recht des Beschuldigten, jederzeit, auch schon vor der Vernehmung oder Ge-
genüberstellung, einen von ihm zu wählenden Verteidiger zu befragen, bleibt unbe-
rührt. 

(4) Der Antrag des Beschuldigten nach Absatz 1 Satz 1 ist vor Erhebung der öf-
fentlichen Klage bei der Polizei oder bei der Staatsanwaltschaft anzubringen, die ihn 
mit einer Stellungnahme unverzüglich dem Gericht zur Entscheidung vorlegt, sofern 
sie nicht nach § 142 Absatz 2 verfährt. Nach Erhebung der öffentlichen Klage ist der 
Antrag des Beschuldigten bei dem Gericht anzubringen. 

§ 142 

Zuständigkeit und Bestellungsverfahren 

(1) Über die Bestellung entscheidet  

1. das Amtsgericht, in dessen Bezirk die Staatsanwaltschaft oder ihre zuständige 
Zweigstelle ihren Sitz hat, oder das nach § 162 Absatz 1 Satz 3 zuständige Ge-
richt;  

2. in den Fällen des § 140 Absatz 1 Nummer 4 das Gericht, dem der Beschuldigte 
vorzuführen ist;  
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3. nach Erhebung der öffentlichen Klage der Vorsitzende des Gerichts, bei dem das 
Verfahren anhängig ist.  

(2) Bei besonderer Eilbedürftigkeit kann auch die Staatsanwaltschaft über die 
Bestellung entscheiden. Sie beantragt unverzüglich, spätestens innerhalb einer Wo-
che nach ihrer Entscheidung, die gerichtliche Bestätigung der Bestellung oder der Ab-
lehnung des Antrags des Beschuldigten. Der Beschuldigte kann jederzeit die gericht-
liche Entscheidung beantragen. 

(3) Vor der Bestellung eines Pflichtverteidigers ist dem Beschuldigten Gelegen-
heit zu geben, innerhalb einer zu bestimmenden Frist einen Verteidiger zu bezeich-
nen. § 136 Absatz 1 Satz 3 und 4 gilt entsprechend. Ein von dem Beschuldigten in-
nerhalb der Frist bezeichneter Verteidiger ist zu bestellen, wenn dem kein wichtiger 
Grund entgegensteht; ein wichtiger Grund liegt auch vor, wenn der Verteidiger nicht 
oder nicht rechtzeitig zur Verfügung steht.  

(4) Wird dem Beschuldigten ein Pflichtverteidiger bestellt, den er nicht bezeich-
net hat, so soll aus den im Gesamtverzeichnis der Bundesrechtsanwaltskammer 
(§ 31 der Bundesrechtsanwaltsordnung) eingetragenen Rechtsanwälten entweder ein 
Fachanwalt für Strafrecht oder ein anderer Rechtsanwalt, der gegenüber der Rechts-
anwaltskammer sein Interesse an der Übernahme von Pflichtverteidigungen ange-
zeigt hat und für die Übernahme der Verteidigung geeignet ist, ausgewählt werden. 

(5) Gerichtliche Entscheidungen über die Bestellung eines Pflichtverteidigers 
sind mit der sofortigen Beschwerde anfechtbar. Sie ist ausgeschlossen, wenn der 
Beschuldigte einen Antrag nach § 143a Absatz 2 Satz 1 stellen kann.  

§ 143 

Dauer und Aufhebung der Bestellung  

(1) Die Bestellung des Pflichtverteidigers endet mit der Einstellung oder dem 
rechtskräftigen Abschluss des Strafverfahrens einschließlich eines Verfahrens nach 
den §§ 423 oder 460.  

(2) Die Bestellung kann aufgehoben werden, wenn kein Fall notwendiger Vertei-
digung mehr vorliegt. In den Fällen des § 140 Absatz 1 Nummer 5 gilt dies nur, wenn 
der Beschuldigte mindestens zwei Wochen vor Beginn der Hauptverhandlung aus der 
Anstalt entlassen wird. Beruht der Freiheitsentzug in den Fällen des § 140 Absatz 1 
Nummer 5 auf einem Haftbefehl gemäß § 230 Absatz 2 oder § 329 Absatz 3, soll die 
Bestellung mit der Aufhebung oder Außervollzugsetzung des Haftbefehls aufgehoben 
werden. In den Fällen des § 140 Absatz 1 Nummer 4 soll die Bestellung mit dem En-
de der Vorführung aufgehoben werden, falls der Beschuldigte auf freien Fuß gesetzt 
wird. 

(3) Beschlüsse nach Absatz 2 sind mit der sofortigen Beschwerde anfechtbar.  

§ 143a  

Wechsel des Verteidigers 

(1) Die Bestellung des Pflichtverteidigers ist aufzuheben, wenn der Beschuldigte 
einen anderen Verteidiger gewählt und dieser die Wahl angenommen hat. Dies gilt 
nicht, wenn zu besorgen ist, dass der neue Verteidiger das Mandat demnächst nie-
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derlegen und seine Beiordnung als Pflichtverteidiger beantragen wird, oder soweit die 
Aufrechterhaltung der Bestellung aus den Gründen des § 144 erforderlich ist.  

(2) Die Bestellung des Pflichtverteidigers ist aufzuheben und ein neuer Pflicht-
verteidiger zu bestellen, wenn der Beschuldigte, dem ein anderer als der von ihm be-
zeichnete Verteidiger beigeordnet wurde oder dem zur Auswahl des Verteidigers nur 
eine kurze Frist gesetzt werden konnte, innerhalb von zwei Wochen nach der Bestel-
lung beantragt, ihm einen anderen von ihm bezeichneten Verteidiger zu bestellen, 
und dem kein wichtiger Grund entgegensteht. Das Gleiche gilt, wenn das Vertrauens-
verhältnis zwischen Verteidiger und Beschuldigtem endgültig zerstört ist oder aus ei-
nem sonstigen Grund keine angemessene Verteidigung des Beschuldigten gewähr-
leistet ist; § 142 Absatz 3 und 4 gilt entsprechend. 

(3) Beschlüsse nach den Absätzen 1 und 2 sind mit der sofortigen Beschwerde 
anfechtbar. 

§ 144 

Sicherungsverteidiger 

In den Fällen der notwendigen Verteidigung können dem Beschuldigten zu sei-
nem gewählten oder einem gemäß § 141 bestellten Verteidiger bis zu zwei Pflichtver-
teidiger zusätzlich bestellt werden, wenn dies zur Sicherung der zügigen Durchfüh-
rung des Verfahrens, insbesondere wegen dessen Umfang oder Schwierigkeit, erfor-
derlich ist. Die Bestellung ist aufzuheben, sobald die Mitwirkung des zusätzlichen 
Verteidigers zur Sicherung der zügigen Durchführung des Verfahrens nicht mehr er-
forderlich ist. § 142 Absatz 3 bis 5 Satz 1 gilt entsprechend.“ 

10. In § 145 Absatz 2 wird die Angabe „gemäß § 141 Abs. 2“ gestrichen. 

11. In § 304 Absatz 5 werden nach dem Wort „Unterbringung“ ein Komma und die Wörter 
„Bestellung eines Pflichtverteidigers oder deren Aufhebung“ eingefügt.  

12. In § 397a Absatz 3 Satz 2 wird die Angabe „§ 142 Absatz 1“ durch die Angabe „§ 142 
Absatz 3 Satz 1 und 3“ ersetzt.  

13. In § 406g Absatz 3 Satz 4 wird die Angabe „§ 142 Absatz 1“ durch die Angabe „§ 142 
Absatz 3 Satz 1 und 3“ ersetzt.  

14. In § 406h Absatz 4 Satz 2 wird die Angabe „§ 142 Absatz 1“ durch die Angabe „§ 142 
Absatz 3 Satz 1 und 3“ ersetzt. 

15. § 408b wird wie folgt geändert:  

a) In Satz 1 werden die Wörter „bestellt er dem Angeschuldigten, der noch keinen 
Verteidiger hat, einen Verteidiger“ durch die Wörter „liegt ein Fall notwendiger 
Verteidigung vor“ ersetzt. 

b) Satz 2 wird aufgehoben.  

16. § 428 Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:  

„Dem Antrag eines seh-, hör- oder sprachbehinderten Einziehungsbeteiligten ist zu 
entsprechen.“ 
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Artikel 2 

Änderung der Bundesrechtsanwaltsordnung 

§ 31 Absatz 3 der Bundesrechtsanwaltsordnung in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 303-8, veröffentlichten bereinigten Fassung, die zuletzt durch Arti-
kel 3 des Gesetzes vom 30. Oktober 2017 (BGBl. I S. 3618) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

1. In Nummer 9 wird der Punkt am Ende durch ein Semikolon ersetzt.  

2. Folgende Nummer 10 wird angefügt: 

„10. ein von dem Rechtsanwalt angezeigtes Interesse an der Übernahme von 
Pflichtverteidigungen.“ 

Artikel 3 

Änderung der Rechtsanwaltsverzeichnis-  
und -postfachverordnung 

§ 7 der Rechtsanwaltsverzeichnis- und -postfachverordnung vom 23. September 
2016 (BGBl. I S. 2167), die durch Artikel 19 des Gesetzes vom 12. Mai 2017 (BGBl. I 
S. 1121) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:  

1. Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 6 wird der Punkt am Ende durch ein Semikolon ersetzt. 

b) Folgende Nummer 7 wird angefügt: 

„7. Interesse an der Übernahme von Pflichtverteidigungen.“ 

2. Absatz 2 wird aufgehoben. 

3. Absatz 3 wird Absatz 2. 

Artikel 4 

Änderung des Gesetzes über die internationale Rechtshilfe in 
Strafsachen 

Das Gesetz über die internationale Rechtshilfe in Strafsachen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 27. Juni 1994 (BGBl. I S. 1537), das zuletzt durch Artikel 3 des Ge-
setzes vom 27. August 2017 (BGBl. I S. 3295) geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert:  

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe zu § 40 wird wie folgt gefasst: 
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„§ 40 Rechtsbeistand“. 

b) Die Angabe zu § 53 wird wie folgt gefasst: 

„§ 53 Rechtsbeistand“. 

c) Nach der Angabe zu § 83i wird folgende Angabe eingefügt: 

„§ 83j Rechtsbeistand“. 

d) Die Angabe zu § 87e wird wie folgt gefasst: 

„§ 87e Rechtsbeistand“. 

2. In § 21 Absatz 2 Satz 2, § 22 Absatz 2 Satz 2 und § 28 Absatz 2 Satz 2 wird jeweils 
das Wort „Beistands“ durch das Wort „Rechtsbeistands“ ersetzt. 

3. § 31 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Beistand“ durch das Wort „Rechtsbeistand“ er-
setzt.  

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:  

aa) In Satz 2 wird das Wort „Beistand“ durch das Wort „Rechtsbeistand“ ersetzt.  

bb) Satz 3 wird aufgehoben. 

4. In § 32 Satz 2 wird das Wort „Beistand“ durch das Wort „Rechtsbeistand“ ersetzt. 

5. § 40 wird wie folgt gefasst: 

„§ 40 

Rechtsbeistand 

(1) Die verfolgte Person kann sich in jeder Lage des Verfahrens eines Rechts-
beistands bedienen.  

(2) Die Auslieferung ist ein Fall der notwendigen Rechtsbeistandschaft. Der ver-
folgten Person, die noch keinen Rechtsbeistand hat, wird unverzüglich ein Rechtsbei-
stand bestellt, sobald sie festgenommen wird. Erfolgt keine Festnahme, wird ein 
Rechtsbeistand nach Bekanntgabe des Auslieferungsersuchens bestellt.  

(3) Über die Bestellung eines Rechtsbeistands entscheidet das Gericht, dem die 
verfolgte Person vorzuführen ist oder dem sie vorzuführen wäre.  

(4) Die Bestellung endet mit der Übergabe der verfolgten Person oder mit der 
abschließenden Entscheidung, die verfolgte Person nicht zu übergeben.  

(5) Die Vorschriften des Elften Abschnittes des Ersten Buches der Strafprozess-
ordnung mit Ausnahme der §§ 139, 140, 141 Absatz 1, § 142 Absatz 1, § 143 und 
§ 144 gelten entsprechend. Die §§ 142 Absatz 5 und 143a Absatz 3 der Strafpro-
zessordnung gelten mit der Maßgabe, dass über die sofortige Beschwerde das Ge-
richt entscheidet, das für die Entscheidung über die Zulässigkeit der Auslieferung zu-
ständig ist.“ 

6. § 45 wird wie folgt geändert: 
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a) In Absatz 5 Satz 3 wird das Wort „Beistandes“ durch das Wort „Rechtsbeistands“ 
ersetzt. 

b) Absatz 6 wird wie folgt geändert:  

aa) „Die Angabe „§§ 40 und 42“ wird durch die Angabe „§ 42“ ersetzt.  

bb) Folgender Satz wird angefügt: 

„§ 40 gilt entsprechend, dessen Absatz 2 jedoch mit der Maßgabe, dass ein 
Fall der notwendigen Rechtsbeistandschaft nur vorliegt, wenn 

1. wegen der Schwierigkeit der Sach- oder Rechtslage die Mitwirkung ei-
nes Rechtsbeistandes geboten erscheint,  

2. ersichtlich ist, dass die verfolgte Person ihre Rechte nicht selbst hinrei-
chend wahrnehmen kann, oder 

3. die verfolgte Person noch nicht achtzehn Jahre alt ist.“ 

7. In § 47 Absatz 3 Satz 3 wird das Wort „Beistands“ durch das Wort „Rechtsbeistands“ 
ersetzt. 

8. § 53 wird wie folgt gefasst: 

„§ 53 

Rechtsbeistand 

(1) Die verurteilte Person sowie Dritte, die im Fall der Vollstreckung von auslän-
dischen Anordnungen der Einziehung den Umständen des Falles nach Rechte an 
dem Gegenstand geltend machen könnten, können sich in jeder Lage des Verfahrens 
eines Rechtsbeistandes bedienen. 

(2) Ein Fall der notwendigen Rechtsbeistandschaft liegt vor, wenn 

1. wegen der Schwierigkeit der Sach- oder Rechtslage die Mitwirkung eines 
Rechtsbeistands geboten erscheint, 

2. ersichtlich ist, dass die verurteilte Person ihre Rechte nicht selbst hinreichend 
wahrnehmen kann, oder 

3. die verurteilte Person sich außerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes in 
Haft befindet und Zweifel bestehen, ob sie ihre Rechte selbst hinreichend wahr-
nehmen kann. 

(3) Die Bestellung des Rechtsbeistands erfolgt, sofern die verurteilte Person 
noch keinen Rechtsbeistand hat, 

1. auf Antrag der verfolgten Person oder  

2. von Amts wegen,  

wenn die Voraussetzungen nach Absatz 2 vorliegen.  

(4) Über die Bestellung entscheidet das Gericht, das für die Entscheidung über 
die Vollstreckbarkeit eines ausländischen Erkenntnisses zuständig ist.  
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(5) Die Vorschriften des Elften Abschnittes des Ersten Buches der Strafprozess-
ordnung mit Ausnahme der §§ 139, 140, 141 Absatz 1, § 142 Absatz 1, § 143 und 
§ 144 gelten entsprechend.“ 

9. Nach § 83i wird folgender § 83j eingefügt: 

„§ 83j 

Rechtsbeistand 

(1) In einem Verfahren zur Vollstreckung eines Europäischen Haftbefehls zum 
Zwecke der Strafverfolgung liegt ein Fall der notwendigen Rechtsbeistandschaft vor, 
wenn  

1. die verfolgte Person einen Rechtsbeistand im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
zur Unterstützung ihres Rechtsbeistands im ersuchten Mitgliedstaat bezeichnet 
und 

2. die Bestellung des Rechtsbeistands erforderlich ist, um den wirksamen Zugang 
zu den Gerichten des ersuchten Staates zu gewährleisten. 

(2) Die Bestellung des Rechtsbeistands erfolgt, sofern die verfolgte Person noch 
keinen Rechtsbeistand im Geltungsbereich diese Gesetzes zur Unterstützung ihres 
Rechtsbeistands im ersuchten Mitgliedsstaat hat, 

1. auf Antrag der verfolgten Person oder 

2. von Amts wegen,  

wenn die Voraussetzungen nach Absatz 1 erfüllt sind. 

(3) Über die Bestellung entscheidet das Amtsgericht, in dessen Bezirk die 
Staatsanwaltschaft oder ihre zuständige Zweigstelle ihren Sitz hat. Nach Erhebung 
der öffentlichen Klage entscheidet der Vorsitzende des Gerichts, bei dem das Verfah-
ren anhängig ist.  

(4) Die Bestellung soll aufgehoben werden, wenn die Voraussetzungen nach 
Absatz 1 nicht mehr vorliegen oder die verfolgte Person überstellt worden ist.  

(5) Die Vorschriften des Elften Abschnittes des Ersten Buches der Strafprozess-
ordnung mit Ausnahme der §§ 139, 140, 141 Absatz 1, § 142 Absatz 1, § 143 und 
§ 144 gelten entsprechend.“ 

10. In § 87e wird jeweils das Wort „Beistand“ durch das Wort „Rechtsbeistand“ ersetzt. 

Artikel 5 

Änderung des IStGH-Gesetzes 

Das IStGH-Gesetz vom 21. Juni 2002 (BGBl. I S. 2144), das zuletzt durch Artikel 13 
des Gesetzes vom 17. August 2017 (BGBl. I S. 3202) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:  

1. Die Inhaltsangabe wird wie folgt geändert: 
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a) Die Angabe zu § 31 wird wie folgt gefasst:  

„§ 31 Rechtsbeistand“ 

b) Die Angabe zu § 46 wird wie folgt gefasst: 

„§ 46 Zuständigkeit, Anrufung des Bundesgerichtshofes, Rechtsbeistand“ 

2. In § 14 Absatz 2 Satz 2 wird das Wort „Beistands“ durch das Wort „Rechtsbeistands“ 
ersetzt. 

3. In § 21 Absatz 1 Satz 1 und Satz 2 und § 22 Satz 2 wird das Wort „Beistand“ durch 
das Wort „Rechtsbeistand“ ersetzt. 

4. § 31 wird wie folgt gefasst: 

„§ 31 

Rechtsbeistand 

(1) Die verfolgte Person kann sich in jeder Lage des Verfahrens eines Rechts-
beistands bedienen.  

(2) Die Überstellung ist ein Fall der notwendigen Rechtsbeistandschaft. Der ver-
folgten Person, die noch keinen Rechtsbeistand hat, wird unverzüglich ein Rechtsbei-
stand bestellt, sobald sie festgenommen wird. Erfolgt keine Festnahme, wird ein 
Rechtsbeistand nach Bekanntgabe des Überstellungsersuchens bestellt.  

(3) Über die Bestellung eines Rechtsbeistands entscheidet das Gericht, dem die 
verfolgte Person vorzuführen ist oder dem sie vorzuführen wäre.  

(4) Die Bestellung endet mit der Übergabe der verfolgten Person oder mit der 
abschließenden Entscheidung, die verfolgte Person nicht zu übergeben.  

(5) Die Vorschriften des Elften Abschnittes des Ersten Buches der Strafprozess-
ordnung mit Ausnahme der §§ 139, 140, 141 Absatz 1, § 142 Absatz 1, § 143 und 
§ 144 gelten entsprechend. § 142 Absatz 5 und § 143a Absatz 3 der Strafprozess-
ordnung gelten mit der Maßgabe, dass über die sofortige Beschwerde das Gericht 
entscheidet, das für die Entscheidung über die Zulässigkeit der Überstellung zustän-
dig ist.“ 

5. § 37 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 5 Satz 3 wird das Wort „Beistand“ durch das Wort „Rechtsbeistand“ er-
setzt. 

b) Absatz 6 wird wie folgt geändert:  

aa) In Satz 3 werden die Wörter „Beistand zu bestellen ist“ durch die Wörter „Fall 
der notwendigen Rechtsbeistandschaft vorliegt“ ersetzt.  

bb) In Nummer 1 wird das Wort „Beistands“ durch das Wort „Rechtsbeistands“ 
ersetzt.  

6. In § 44 Absatz 4 Satz 5 wird das Wort „Beistands“ durch das Wort „Rechtsbeistands“ 
ersetzt. 
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7. § 46 Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird nach der Angabe „29 Abs. 4“ das Wort „und“ eingefügt und werden 
nach der Angabe „§ 33“ die Wörter „sowie die Vorschriften des 11. Abschnitts 
des Ersten Buches der Strafprozessordnung mit Ausnahme der dortigen §§ 140 
bis 143“ gestrichen.  

b) In Satz 2 wird die Angabe „Beistand zu bestellen ist“ durch die Angabe „Fall der 
notwendigen Rechtsbeistandschaft vorliegt“ ersetzt. Das Wort „Beistands“ wird in 
Satz 2 Nummer 1 durch das Wort „Rechtsbeistands“ ersetzt. 

8. In § 50 Absatz 2 Satz 1 und Absatz 4 wird jeweils die Angabe „§§ 140 bis 143“ durch 
die Angabe „§§ 140 bis 144“ ersetzt.  

Artikel 6 

Änderung des Jugoslawien-Strafgerichtshof-Gesetzes  

In § 5 Absatz 2 des Jugoslawien-Strafgerichtshof-Gesetzes vom 10. April 1995 
(BGBl. I S. 485), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 17. Juli 2015 (BGBl. I S. 
1349) geändert worden ist, wird die Angabe „47 Abs. 1“ durch die Angabe „46 Absatz 1“ 
ersetzt. 

Artikel 7 

Änderung des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes 

§ 59a des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes vom 5. Mai 2004 (BGBl. I S. 718, 788), 
das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 8 des Gesetzes vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2739) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Vor Absatz 1 wird folgender Absatz 1 eingefügt: 

„(1) Für den durch die Staatsanwaltschaft bestellten Rechtsanwalt gelten die Vor-
schriften über den gerichtlich bestellten Rechtsanwalt entsprechend. Ist das Verfah-
ren nicht gerichtlich anhängig geworden, tritt an die Stelle des Gerichts des ersten 
Rechtszugs das Gericht, das für die gerichtliche Bestätigung der Bestellung zuständig 
ist.“ 

2. Die bisherigen Absätze 1 bis 3 werden Absätze 2 bis 4. 

Artikel 8 

Änderung des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 

In § 60 Satz 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602), das zuletzt durch Artikel 5 des 
Gesetzes vom 27. August 2017 (BGBl. I S. 3295) geändert worden ist, wird die Angabe 
„§ 140 Abs. 2 Satz 1“ durch die Angabe „§ 140 Absatz 2“ ersetzt. 
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Artikel 9 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 

Der Entwurf dient der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/1919 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 26. Oktober 2016 über Prozesskostenhilfe für Verdächtige und 
beschuldigte Personen in Strafverfahren sowie für gesuchte Personen in Verfahren zur 
Vollstreckung eines Europäischen Haftbefehls (ABl. L 297 vom 4.11.2016, S. 1 ff., im Fol-
genden: PKH-Richtlinie), die bis zum 25. Mai 2019 in nationales Recht umzusetzen ist. 
Die PKH-Richtlinie ist eine von fünf Maßnahmen, die den Kern der Entschließung des 
Europäischen Rates vom 30. November 2009 über einen Fahrplan zur Stärkung der Ver-
fahrensrechte von Verdächtigen oder beschuldigten Personen in Strafverfahren bilden. 
Die dort verankerte Maßnahme C – Recht auf Rechtsbeistand und Prozesskostenhilfe – 
wurde in einem ersten Schritt durch den Erlass der Richtlinie (EU) 2013/48 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 22. Oktober 2013 über das Recht auf Zugang zum 
Rechtsbeistand verwirklicht, der mit dem Zweiten Gesetz zur Stärkung der Verfahrens-
rechte von Beschuldigten im Strafverfahren und zur Änderung des Schöffenrechts vom 
27. August 2017 (BGBl. I S. 3295) in nationales Recht umgesetzt wurde. Die PKH-
Richtlinie bildet den zweiten Schritt bei der Umsetzung der Maßnahme C; sie flankiert das 
Recht auf Zugang zum Rechtsbeistand, da sie der Gewährleistung von dessen Effektivität 
dient, indem Beschuldigten und gesuchten Personen die Unterstützung eines durch die 
Mitgliedstaaten finanzierten Rechtsbeistands zur Verfügung gestellt wird. Hierzu legt sie 
gemeinsame Mindestvorschriften über das Recht auf Prozesskostenhilfe für Verdächtige, 
beschuldigte Personen und gesuchte Personen, gegen die ein Verfahren zur Vollstre-
ckung eines Europäischen Haftbefehls nach dem Rahmenbeschluss 2002/584/JI des Ra-
tes anhängig ist, fest.  

Das deutsche Recht entspricht den Vorgaben der PKH-Richtlinie noch nicht in vollem Um-
fang. Mit dem vorliegenden Entwurf sollen daher die notwendigen Anpassungen der 
Strafprozessordnung (StPO) und des Gesetzes über die internationale Rechtshilfe in 
Strafsachen (IRG) vorgenommen werden, um den Richtlinienanforderungen vollständig 
gerecht zu werden. Einzelne Teile des Entwurfs dienen gleichzeitig der Umsetzung der 
Richtlinie (EU) 2016/800 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Mai 2016 
über Verfahrensgarantien in Strafverfahren für Kinder, die Verdächtige oder beschuldigte 
Personen in Strafverfahren sind (ABl. L 132 vom 21.5.2016, S. 1), die bis zum 11. Juni 
2019 in nationales Recht umzusetzen ist. 

Die durch die Richtlinienumsetzung bedingte Notwendigkeit von Änderungen im Recht der 
notwendigen Verteidigung und Pflichtverteidigung nimmt der Entwurf zum Anlass, diesen 
Bereich, der bisher insbesondere in Bezug auf die Dauer der Bestellung, deren Aufhe-
bung sowie Rücknahme nur punktuell geregelt und in erheblichen Teilen von Richterrecht 
geprägt ist, möglichst umfassend zu normieren und dabei systematisch klarer zu struktu-
rieren. Dies erleichtert – insbesondere im Hinblick auf die mit der Umsetzung der Richtli-
nienvorgaben einhergehende Vorverlagerung der Prüfung, ob ein Fall notwendiger Ver-
teidigung vorliegt – die Verständlichkeit und Handhabbarkeit für die Praxis und dient damit 
zugleich dem im Erwägungsgrund 17 der PKH-Richtlinie ausdrücklich genannten Ziel, die 
Rechte und Verfahrensgarantien der EU-Grundrechtecharta und der Europäischen Men-
schenrechtskonvention (EMRK) bei der Umsetzung der Richtlinie zu berücksichtigen.  

Dem selben Ziel dient – vor allem vor dem Hintergrund einer durch die Richtlinie geforder-
ten Vorverlagerung der Bestellung des Verteidigers – auch die Erweiterung des Katalogs 
der Fälle notwendiger Verteidigung um bestimmte Fälle, die derzeit lediglich durch die 
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Auffangregelung in § 140 Absatz 2 StPO erfasst werden, aber nach gefestigter oberge-
richtlicher Rechtsprechung zum Begriff der Schwere der Tat die Mitwirkung eines Vertei-
digers erforderlich machen.  

Aus Anlass der durch die Vorgaben der PKH-Richtlinie bedingten Änderungen im Bereich 
der strafrechtlichen Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
sollen Anpassungen der Rechtsbeistandschaft im Auslieferungsverkehr insgesamt, also 
auch im Verhältnis zu Staaten außerhalb der Europäischen Union, vorgenommen werden. 
Die im IRG im Übrigen vorgesehenen Änderungen, insbesondere die Anpassungen im 
Bereich der Vollstreckungshilfe sowie die Änderungen im Gesetz über die Zusammenar-
beit mit dem Internationalen Strafgerichtshof (IStGHG), sind vorrangig durch das Ziel be-
dingt, die Kohärenz zum Recht der Auslieferung zu wahren. 

II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 

1. Allgemeines  

Die PKH-Richtlinie legt gemeinsame Mindestvorschriften über das Recht auf Prozesskos-
tenhilfe für Verdächtige, beschuldigte Personen und gesuchte Personen, gegen die ein 
Verfahren zur Vollstreckung eines Europäischen Haftbefehls gemäß Rahmenbeschluss 
2002/584/JI des Rates anhängig ist, fest. Sie ergänzt die Richtlinien 2013/48/EU des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates vom 22. Oktober 2013 über das Recht auf Zugang 
zum Rechtsbeistand in Strafverfahren und in Verfahren zur Vollstreckung des Europäi-
schen Haftbefehls sowie über das Recht auf Benachrichtigung eines Dritten bei Freiheits-
entzug und das Recht auf Kommunikation mit Dritten und mit Konsularbehörden während 
des Freiheitsentzugs und 2016/800/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
11. Mai 2016 über Verfahrensgarantien für Kinder, die Verdächtige oder beschuldigte 
Personen in Strafverfahren sind..  

Die PKH-Richtlinie flankiert das Recht auf Zugang zum Rechtsbeistand, da sie der Ge-
währleistung von dessen Effektivität dient, indem Beschuldigten und gesuchten Personen 
die Unterstützung eines – jedenfalls vorläufig – durch die Mitgliedstaaten finanzierten 
Rechtsbeistands zur Verfügung gestellt wird. Dabei geht sie ihrem Grundgedanken nach 
allerdings – wie schon ihr Name zum Ausdruck bringt – von einem System der Prozess-
kostenhilfe aus. Nach ihrem Artikel 3 ist unter Prozesskostenhilfe die Bereitstellung finan-
zieller Mittel durch einen Mitgliedstaat für die Unterstützung durch einen Rechtsbeistand 
zu verstehen, so dass das Recht auf Zugang zu einem Rechtsbeistand wahrgenommen 
werden kann. Bedeutsam ist dabei auch, dass die PKH-Richtlinie – wie auch die EMRK – 
von einer grundsätzlichen Verzichtbarkeit des Rechts auf Zugang zum Rechtsbeistand 
ausgeht.  

2. Konsequenzen für die Umsetzung aus der andersartigen Systematik des deut-
schen Rechts der Pflichtverteidigung 

Das deutsche Recht verfügt demgegenüber im Bereich des Strafprozessrechts nicht über 
ein System der Bereitstellung von Mitteln, wenn der Beschuldigte dies zur Wahrnehmung 
seines Rechts auf Zugang zu einem Rechtsbeistand benötigt. Es charakterisiert sich seit 
Schaffung der StPO vielmehr durch ein System, in dem – unabhängig von der finanziellen 
Leistungsfähigkeit des Beschuldigten – diesem in bestimmten Fällen, nämlich in allen 
Fällen der notwendigen Verteidigung, sofern der Beschuldigte keinen Wahlverteidiger hat, 
ein Pflichtverteidiger zur Seite gestellt wird, und zwar auch völlig unabhängig vom Willen 
des Beschuldigten und gegebenenfalls sogar gegen dessen Willen.  

Die Vergütung des ihm zur Seite gestellten Verteidigers zahlt nach deutschem Recht nicht 
der Beschuldigte, sondern zunächst der Staat. Je nach Verfahrensausgang und entspre-
chender Kostenentscheidung trifft die Last der Verfahrenskosten, zu denen auch die Ver-
gütung und die Auslagen des Pflichtverteidigers gehören, jedoch den Beschuldigten. Kor-
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rekturen dieses Ergebnisses sind dann im Vollstreckungsverfahren möglich: Ob und in-
wieweit wegen der Verfahrenskosten tatsächlich vollstreckt wird, richtet sich nach den 
finanziellen Verhältnissen des Verurteilten.  

Alles in allem handelt es sich somit beim deutschen System um ein von paternalistischen 
Gedanken getragenes System der Beiordnung eines (zunächst) staatlich finanzierten 
Rechtsbeistandes. Der Entwurf verfolgt – auch im Einklang mit der deutschen Position im 
Rahmen der Verhandlungen der PKH-Richtlinie – das Ziel, die Richtlinie unter Wahrung 
des deutschen Systems der notwendigen Verteidigung und Pflichtverteidigung umzuset-
zen. Ausfluss der Bewahrung dieses Systems, das im Grundsatz auf den Willen des Be-
schuldigten keine Rücksicht nimmt, ist es aber, dass es in bestimmten Bereichen der Um-
setzung der Richtlinie zu einer über die – von einem völlig anderen System ausgehenden 
– Anforderungen hinausgehenden Umsetzung kommen muss.  

3. Umsetzungsbedarf im Einzelnen 

a) Artikel 4 der PKH-Richtlinie (Prozesskostenhilfe in Strafverfahren) 

Artikel 4 der PKH-Richtlinie verlangt von den Mitgliedstaaten, sicherzustellen, dass be-
schuldigten Personen, die nicht über ausreichende Mittel zur Bezahlung eines Rechtsbei-
stands verfügen, Anspruch auf Prozesskostenhilfe haben, wenn dies im Interesse der 
Rechtspflege erforderlich ist. Dabei können die Mitgliedsstaaten eine Bedürftigkeitsprü-
fung, eine Prüfung der materiellen Kriterien oder beides vornehmen, um festzustellen, ob 
Prozesskostenhilfe zu gewähren ist. Das deutsche System der notwendigen Verteidigung, 
auf dem die Pflichtverteidigung aufbaut, knüpft – im Gegensatz zur überwiegenden Mehr-
heit der Mitgliedsstaaten der Europäischen Union – allein an materielle Kriterien an (so-
genannter „merits test“).  

Insoweit sind dann weiter die Anforderungen aus Artikel 4 Absatz 4 der PKH-Richtlinie zu 
beachten, wonach der Mitgliedstaat bei Prüfung der materiellen Kriterien der Schwere der 
Straftat, der Komplexität des Falles und der Schwere der zu erwartenden Strafe Rech-
nung trägt, um festzustellen, ob die Bewilligung von Prozesskostenhilfe – oder nach der 
deutschen Systematik: die Beiordnung eines Rechtsbeistands – im Interesse der Rechts-
pflege erforderlich ist Insoweit ist, wie sich aus Erwägungsgrund 30 der PKH-Richtlinie 
ergibt, auch die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte 
(EGMR) zu beachten. In zwei ausdrücklich aufgeführten Fällen gelten nach Absatz 4 
Satz 2 der PKH-Richtlinie die materiellen Kriterien als in jedem Fall erfüllt: erstens bei ei-
ner im Rahmen des Anwendungsbereichs der Richtlinie erfolgenden Vorführung vor ein 
zuständiges Gericht oder einen zuständigen Richter zur Entscheidung über eine Haft und 
zweitens, wenn der Beschuldigte sich in Haft befindet.  

Hinsichtlich beider in Satz 2 genannten Fälle sowie auch hinsichtlich der allgemeineren 
Vorgaben in Satz 1 ergibt sich im deutschen Recht Umsetzungsbedarf:  

aa) Nach der geltenden deutschen Rechtslage liegt ein Fall notwendiger Verteidigung erst 
bei Vollstreckung der Untersuchungshaft oder der vorläufigen Unterbringung vor. Unter 
Vollstreckung wird nach herrschender Rechtsprechung erst der Zeitpunkt verstanden, ab 
dem der bereits weit im Vorfeld oder im Zusammenhang mit der Vorführung erlassene 
Haftbefehl in Vollzug gesetzt wird. Situationen der Ergreifung auf Grund eines bestehen-
den Haft- oder Unterbringungsbefehls sind derzeit kein unter § 140 Absatz 1 Nummer 4 
StPO fallender Tatbestand notwendiger Verteidigung. Erst recht fällt eine bloße vorläufige 
Festnahme (ohne Haft- oder Unterbringungsbefehl) nicht hierunter.  

Aus Absatz 4 Buchstabe a der PKH-Richtlinie ergibt sich aber, dass die Gewährung von 
Prozesskostenhilfe schon im Zeitpunkt der Vorführung vor einen Richter erforderlich ist. 
Übersetzt in die Systematik des deutschen Rechts der Pflichtverteidigung bedeutet dies: 
Ab dem Zeitpunkt, zu dem feststeht, dass der Beschuldigte einem Richter vorzuführen ist 
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(das heißt, wenn bereits bei Ergreifung feststeht, dass vorzuführen ist oder nach vorläufi-
ger Festnahme keine Freilassung erfolgt), ist künftig eine Unterstützung durch einen Ver-
teidiger zu gewährleisten. Dies eröffnet dem Beschuldigten zwar auch die Möglichkeit, 
sich eines Wahlverteidigers zu bedienen, denn damit ist die Verteidigung grundsätzlich 
gesichert. In Ermangelung eines solchen ist ihm jedoch von Staats wegen ein Pflichtver-
teidiger beizuordnen.  

bb) Außerhalb der Fälle der Untersuchungshaft oder vorläufigen Unterbringung ist nach 
deutschem Recht derzeit lediglich dann ein Fall notwendiger Verteidigung gegeben, wenn 
der Beschuldigte sich bereits mindestens drei Monate auf richterliche Anordnung oder mit 
richterlicher Genehmigung in Haft befunden hat und nicht mindestens zwei Wochen vor 
Beginn der Hauptverhandlung entlassen wird. Auch insoweit folgt aus Artikel 4 Absatz 4 
Buchstabe b der PKH-Richtlinie Umsetzungsbedarf im deutschen Recht, denn die PKH-
Richtlinie erachtet jeglichen Fall der Haft unabhängig von seiner Dauer als Fall, in dem 
zwingend Prozesskostenhilfe zu gewähren ist.  

Aus diesem Grund sind zur Umsetzung der Vorgaben der PKH-Richtlinie die Mindestan-
forderungen an die vorangegangene Dauer der Haft für die Frage der Beurteilung, ob ein 
Fall notwendiger Verteidigung gegeben ist, zu streichen. Infolgedessen werden künftig 
sämtliche Fälle von Freiheitsentzug – auch solche von perspektivisch nur kurzer Dauer 
wie etwa eine Hauptverhandlungshaft – einen Fall notwendiger Verteidigung darstellen 
müssen. Dass dies allerdings nicht bedeutet, dass in all diesen Fällen dauerhaft ein Ver-
teidiger bestellt bleiben muss, ergibt sich daraus, dass die Richtlinie insoweit allein auf 
eine gegenwärtig andauernde Haftsituation abstellt. Insoweit bleibt es dem Gesetzgeber 
unbenommen, bei der Frage des Fortbestandes der Pflichtverteidigung über die Entlas-
sung hinaus gewisse zeitliche Anforderungen zu stellen, wie dies der vorliegende Entwurf 
in § 143 der Strafprozessordnung in der Entwurfsfassung (StPO-E) vorschlägt.  

cc) Zuletzt lösen die allgemeinen Vorgaben in Artikel 4 Absatz 4 Satz 1 der PKH-Richtlinie 
zur Schwere der zu erwartenden Strafe, die auch vor dem Hintergrund der Rechtspre-
chung des EGMR zu sehen ist, in gewissem Umfang Umsetzungsbedarf aus. Insbeson-
dere sollte die konkrete Straferwartung von mindestens einem Jahr Freiheitsstrafe als 
ausdrücklicher Tatbestand der notwendigen Verteidigung gesetzlich normiert werden. 
Darüber hinaus sollten wegen der erheblichen Straferwartung, die Voraussetzung für eine 
Anklage zum Schöffengericht ist, auch Fälle, in denen eine Hauptverhandlung vor diesem 
Gericht zu erwarten ist, in den Katalog der notwendigen Verteidigung aufgenommen wer-
den, zumal sich dies mit der Auffassung der Rechtsprechung deckt. Beide Tatbestände 
zeichnen die gefestigte Rechtsprechung der Obergerichte zum Vorliegen eines Falls not-
wendiger Verteidigung nach und sollen zur leichteren Handhabung für die Praxis und im 
Sinn einer klaren Richtlinienumsetzung kodifizert werden. 

Nach Artikel 4 Absatz 5 der PKH-Richtlinie ist die Prozesskostenhilfe unverzüglich und 
spätestens vor einer Befragung durch die Polizei, eine andere Strafverfolgungsbehörde 
oder eine Justizbehörde oder vor der Durchführung einer der in Artikel 2 Absatz 2 Buch-
stabe c der PKH-Richtlinie genannten Ermittlungs- oder Beweiserhebungshandlungen zu 
bewilligen. Auch insoweit besteht Umsetzungsbedarf. Sofern ein Fall notwendiger Vertei-
digung bereits nach geltendem Recht vorliegt, sind diese zeitlichen Vorgaben der Richtli-
nie zu berücksichtigen.  

Zwar ermöglicht § 141 Absatz 3 Satz 1 StPO schon derzeit die Bestellung eines Pflicht-
verteidigers bereits in einem sehr frühen Stadium des Ermittlungsverfahrens, und § 141 
Absatz 3 Satz 2 StPO sieht sogar eine Pflicht der Staatsanwaltschaft zur Stellung eines 
Antrags auf Bestellung eines Pflichtverteidigers vor, sobald nach ihrer Auffassung im wei-
teren Verfahren die Mitwirkung eines Verteidigers notwendig sein wird. Diesem steht al-
lerdings derzeit (vor Abschluss der Ermittlungen, vgl. § 141 Absatz 3 Satz 3 StPO) keine 
Pflicht des Gerichts gegenüber, dem Antrag der Staatsanwaltschaft zu entsprechen. Die 
Entscheidung steht trotz Vorliegens der Voraussetzungen eines Falles der notwendigen 
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Verteidigung vielmehr im pflichtgemäßen Ermessen des Gerichts. Auch ein eigenständi-
ges Antragsrecht des Beschuldigten ist derzeit nicht vorgesehen. Beidem soll mit einer 
Rechtsänderung begegnet werden.  

Dabei ist allerdings zu beachten, dass das Vorliegen des Falles einer notwendigen Ver-
teidigung im geltenden Recht oft eine zeitliche Komponente aufweist – so etwa im Fall 
des § 140 Absatz 1 Nummer 1 StPO, in dem primär der Fokus auf die Hauptverhandlung 
gerichtet ist. Gleiches gilt für eine Reihe weiterer Gründe notwendiger Verteidigung. Dies 
soll durch eine Umstrukturierung der Vorschriften, die die bereits bestehende zeitliche 
Vorverlagerung der Bejahung einer notwendigen Verteidigung besser veranschaulicht, 
verdeutlicht werden. Daran anknüpfend ist die Bestellung stets unverzüglich – und damit 
schon im Ermittlungsverfahren – vorzunehmen, sobald eine Mitwirkung des Verteidigers 
erforderlich wird.  

b) Artikel 5 der PKH-Richtlinie (Prozesskostenhilfe im Verfahren zur Vollstreckung 
eines Europäischen Haftbefehls) 

aa) Nach Artikel 5 Absatz 1 der PKH-Richtlinie hat der Vollstreckungsmitgliedstaat sicher-
zustellen, dass gesuchte Personen ab dem Zeitpunkt ihrer Festnahme aufgrund eines 
Europäischen Haftbefehls bis zu ihrer Übergabe oder bis zu dem Zeitpunkt, zu dem die 
Entscheidung, sie nicht zu übergeben, rechtskräftig geworden ist, Anspruch auf Prozess-
kostenhilfe haben. Dieser Vorgabe wird im deutschen Recht durch eine Anpassung der 
für den Bereich der Auslieferungsverfahren geltenden Bestimmung zur Rechtsbeistand-
schaft (§ 40 IRG) entsprochen. Der aus der Richtlinienbestimmung vorgegebene An-
spruch auf Prozesskostenhilfe wird dabei – entsprechend der Richtlinienumsetzung in der 
StPO – im IRG durch eine notwendige Rechtsbeistandschaft umgesetzt. 

Bislang entspricht § 40 IRG, der im Übergabeverkehr zwischen den Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union über die Verweisungsnorm des § 78 Absatz 1 IRG anwendbar ist, 
nur teilweise den Vorgaben der Richtlinie. Während nach Artikel 5 Absatz 1 der PKH-
Richtlinie einer verfolgten Person in jedem Fall ab dem Zeitpunkt ihrer Festnahme auf-
grund eines Europäischen Haftbefehls ein Rechtsbeistand zu bestellen ist, sieht die der-
zeit geltende Regelung des § 40 Absatz 2 IRG vor, dass eine Rechtsbeistandschaft nur 
unter bestimmten Voraussetzungen notwendig ist. Erforderlich ist nach derzeit geltendem 
Recht, dass wegen der Schwierigkeit der Sach- oder Rechtslage die Mitwirkung eines 
Beistands geboten erscheint (§ 40 Absatz 2 Nummer 1 IRG), dass ersichtlich ist, dass die 
verfolgte Person ihre Rechte nicht selbst hinreichend wahrnehmen kann (§ 40 Absatz 2 
Nummer 2 IRG), oder dass die verfolgte Person noch nicht achtzehn Jahre alt ist (§ 40 
Absatz 2 Nummer 3 IRG). Diese Beschränkungen sind mit Artikel 5 Absatz 1 der PKH-
Richtlinie für den Bereich der strafrechtlichen Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union nicht vereinbar, weshalb eine Streichung dieser zusätzlichen Vo-
raussetzungen erforderlich ist.  

Artikel 5 Absatz 1 der PKH-Richtlinie knüpft hinsichtlich des Zeitpunktes der Bestellung an 
die Festnahme aufgrund eines Europäischen Haftbefehls an. Auch diese Vorgabe bedarf 
einer Umsetzung im deutschen Recht, da sich § 40 IRG hierzu nicht verhält. Es bedarf 
daher – wie auch bei den Umsetzungsbestimmungen in der StPO – einer Vorverlagerung 
des Zeitpunkts, zu dem der verfolgten Person ein Rechtsbeistand zu bestellen ist. Ab dem 
Zeitpunkt der Festnahme ist der verfolgten Person künftig unverzüglich eine Unterstüt-
zung durch einen Rechtsbeistand zu gewähren. 

Artikel 5 Absatz 1 der PKH-Richtlinie regelt zunächst den Fall, dass bereits ein Europäi-
scher Haftbefehl vorliegt und die verfolgte Person aufgrund dieses Haftbefehls festge-
nommen wird. Erfasst ist von Artikel 5 Absatz 1 der PKH-Richtlinie jedoch auch der Fall 
der vorläufigen Festnahme aufgrund eines Fahndungsersuchens zum Zweck der Über-
stellung, wenn ein Europäischer Haftbefehl noch nicht vorliegt. Die Ausschreibung zur 
Festnahme zwecks Überstellung ist entsprechend zu behandeln, da sie nach dem Be-
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schluss 2007/533/JI des Rates vom 12. Juni 2007 über die Einrichtung, den Betrieb und 
die Nutzung des Schengener Informationssystems der zweiten Generation (SIS II) (ABl. L 
205, S. 63) unter Beifügung der erforderlichen Angaben als Europäischer Haftbefehl gilt. 
Artikel 5 der PKH-Richtlinie unterscheidet sich insofern auch von Artikel 4, der bei vorläu-
figer Festnahme den Fall einer notwendigen Verteidigung nur dann annimmt, wenn da-
nach keine Freilassung erfolgt. Anders als Artikel 4 der PKH-Richtlinie knüpft Artikel 5 
seinem Wortlaut nach ausschließlich an die Festnahme an und erfasst damit auch den 
Fall der vorläufigen Festnahme.  

Artikel 5 Absatz 1 der PKH-Richtlinie sieht vor, dass der Anspruch auf Prozesskostenhilfe 
bis zur Übergabe der verfolgten Person oder dem Zeitpunkt besteht, zu dem die Ent-
scheidung, diese nicht zu übergeben, rechtskräftig geworden ist. Diese Vorgabe löst 
ebenfalls Änderungsbedarf aus, da das IRG bislang keine Regelung zum Zeitpunkt der 
Beendigung der Rechtsbeistandschaft vorsieht. 

bb) Artikel 5 Absatz 2 der PKH-Richtlinie enthält eine weitere Verpflichtung der Mitglied-
staaten. Diese haben sicherzustellen, dass gesuchte Personen, gegen die ein Verfahren 
zur Vollstreckung eines Europäischen Haftbefehls zum Zwecke der Strafverfolgung an-
hängig ist und die gemäß Artikel 10 Absatz 4 und 5 der Richtlinie (EU) 2013/48 des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 22. Oktober 2013 über das Recht auf Zugang 
zum Rechtsbeistand ihr Recht auf Benennung eines Rechtsbeistands im Ausstellungsmit-
gliedstaat zur Unterstützung des Rechtsbeistands im Vollstreckungsmitgliedstaat wahr-
nehmen, insoweit Anspruch auf Prozesskostenhilfe im Ausstellungsmitgliedstaat für die 
Zwecke eines solchen Verfahrens im Vollstreckungsmitgliedstaat haben, als Prozesskos-
tenhilfe erforderlich ist, um den wirksamen Zugang zu den Gerichten zu gewährleisten.  

Diese Verpflichtung löst im deutschen Recht ebenfalls Umsetzungsbedarf aus, da das 
IRG für den in Artikel 5 Absatz 2 der PKH-Richtlinie geregelten Fall bislang keine notwen-
dige Rechtsbeistandschaft vorsieht.  

Das Recht auf Benennung eines Rechtsbeistands im Ausstellungsmitgliedstaat zur Unter-
stützung des Rechtsbeistands im Vollstreckungsmitgliedstaat ist in Artikel 10 Absatz 4 
und 5 der Richtlinie 2013/48/EU geregelt, die mit dem Zweiten Gesetz zur Stärkung der 
Verfahrensrechte von Beschuldigten im Strafverfahren und zur Änderung des Schöffen-
rechts vom 27. August 2017 (BGBl. I S. 3295) in nationales Recht umgesetzt wurde. 
§ 83c Absatz 2 IRG sieht daher bereits vor, dass die verfolgte Person unverzüglich über 
das Recht zu unterrichten ist, im ersuchenden Mitgliedstaat einen Rechtsbeistand zu be-
nennen.  

Ergänzend sieht Artikel 5 Absatz 2 der PKH-Richtlinie nunmehr vor, dass der verfolgten 
Person bezüglich des benannten Rechtsbeistands insoweit Prozesskostenhilfe zu gewäh-
ren ist, wie dies erforderlich ist, um den wirksamen Zugang zu den Gerichten zu gewähr-
leisten. Dieser Anspruch wird im deutschen Recht wiederum durch die notwendige 
Rechtsbeistandschaft umgesetzt. 

cc) Von der nach Artikel 5 Absatz 3 der PKH-Richtlinie für die Mitgliedstaaten grundsätz-
lich bestehenden Möglichkeit, einen Anspruch auf Prozesskostenhilfe von einer Bedürftig-
keitsprüfung gemäß Artikel 4 Absatz 3 der PKH-Richtlinie abhängig zu machen, wird auch 
im IRG kein Gebrauch gemacht, da dem deutschen System eine Anknüpfung an die Be-
dürftigkeit nicht immanent ist. 

c) Artikel 6 der PKH-Richtlinie (Entscheidungen über die Bewilligung von Prozess-
kostenhilfe) 

Das geltende deutsche Recht genügt der Anforderung aus Artikel 6 Absatz 1 der PKH-
Richtlinie, wonach Entscheidungen über die Bestellung von Rechtsbeiständen unverzüg-
lich von einer zuständigen Behörde zu treffen sind. Die Wahrung der erforderlichen Sorg-
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falt sowie der Rechte der Verteidigung hierbei ist durch die Zuständigkeit unabhängiger 
Gerichte gewährleistet.  

Artikel 6 Absatz 2 der PKH-Richtlinie verpflichtet die Mitgliedsstaaten, Beschuldigte und 
gesuchte Personen schriftlich über eine (teilweise) Ablehnung ihres Antrags auf Prozess-
kostenhilfe zu informieren. Diese Vorschrift löst insoweit Umsetzungsbedarf aus, als im 
deutschen Recht ein Antragsrecht des Beschuldigten auf Bestellung eines Pflichtverteidi-
gers bisher – insbesondere im Ermittlungsverfahren – nicht vorgesehen ist. Dass eine 
ablehnende Entscheidung schriftlich zu ergehen hat und zudem mit einer Begründung zu 
versehen ist, ergibt sich hingegen bereits aus den allgemeinen Regeln des geltenden 
Rechts (§ 34 StPO). Insoweit besteht folglich kein eigenständiger Umsetzungsbedarf.  

d) Artikel 7 der PKH-Richtlinie (Qualität der mit der Prozesskostenhilfe verbunde-
nen Dienstleistungen und Schulung) 

Artikel 7 der PKH-Richtlinie stellt Qualitätsanforderungen auf. Nach seinem Absatz 1 
müssen die Mitgliedsstaaten ein wirksames System der Prozesskostenhilfe von ange-
messener Qualität errichten und gewährleisten, dass die Qualität der Dienstleistung an-
gemessen ist, um die Fairness des Verfahrens zu wahren, wobei die Unabhängigkeit der 
Rechtsberufe gebührend zu achten ist.  

Diese Vorgabe löst in zweierlei Hinsicht Umsetzungsbedarf aus: Zum einen ist die nach 
geltendem Recht nach § 142 Absatz 2 StPO bestehende Möglichkeit, Rechtsreferendare 
als Pflichtverteidiger zu bestellen, zu streichen. Zum anderen soll der Kreis der Verteidi-
ger, die durch das Gericht oder in Eilfällen durch die Staatsanwaltschaft auswählbar sind, 
bestimmten Qualitätsanforderungen unterworfen werden. 

Zwar sind grundsätzlich alle Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte durch ihr Studium und 
den von Ihnen absolvierten Vorbereitungsdienst hinreichend qualifiziert, ihre Mandanten 
in allen Rechtsfragen, d. h. also auch im Rahmen einer Strafverteidigung, zu beraten und 
zu vertreten (vgl. § 3 Absatz 1 der Bundesrechtsanwaltsordnung [BRAO]). Dies gilt für die 
Strafverteidigung insbesondere auch deshalb, weil das Strafrecht zu den Pflichtfächern 
des Studiums gehört und im Vorbereitungsdienst zwingend eine Station bei der Staats-
anwaltschaft beziehungsweise bei einem für Strafsachen zuständigen Gericht zu durch-
laufen ist. Deshalb soll es für Beschuldigte auch im Fall einer Pflichtverteidigung nach wie 
vor möglich sein, sich von jeder Rechtsanwältin oder jedem Rechtsanwalt, den sie selbst 
ausgewählt haben, verteidigen zu lassen. Dies gilt vor allem auch deshalb, weil anderen-
falls die von Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe b der PKH-Richtlinie besonders betonte Fair-
ness des Verfahrens spürbar beeinträchtigt werden könnte, wenn man Beschuldigten 
nicht die Rechtsanwältin oder den Rechtsanwalt bestellen würde, die oder der ihr beson-
deres Vertrauen genießt. In den Fällen jedoch, in denen Beschuldigte keine Verteidigerin 
oder keinen Verteidiger benannt haben und in denen deshalb die Auswahl einer geeigne-
ten Person und die damit verbundene Sicherstellung eines fairen Verfahrens in der Obhut 
staatlicher Stellen liegt, soll dagegen der Kreis der in Betracht kommenden Personen zu-
künftig näher eingegrenzt werden, um eine angemessene Qualität der Verteidigung zu 
gewährleisten. 

Artikel 7 Absatz 2 der PKH-Richtlinie schreibt vor, dass für das in die Entscheidung über 
die Bewilligung von Prozesskostenhilfe eingebundene Personal angemessene Schulun-
gen zur Verfügung gestellt werden müssen. Insoweit besteht angesichts der gesetzlichen 
Fortbildungspflicht der Richterinnen und Richter sowie Staatsanwältinnen und Staatsan-
wälte und der umfangreichen Fortbildungsprogramme der Deutschen Richterakademie 
sowie der Landesjustizverwaltungen für Richter und Staatsanwälte kein weiterer Umset-
zungsbedarf. Auch im Bereich der Polizei werden die Beamtinnen und Beamten unab-
hängig davon, dass die Polizei nicht unmittelbar über die Beiordnung von Pflichtverteidi-
gern entscheidet, regelmäßig fortgebildet.  
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Der in Artikel 7 Absatz 3 der PKH-Richtlinie vorgesehenen Förderung von Weiterbil-
dungsmaßnahmen für Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte wird in der Bundesrepublik 
Deutschland zunächst rechtlich durch die in § 43a Absatz 6 BRAO geregelte und für jeden 
Rechtsanwalt geltende Pflicht zur Fortbildung entsprochen. Vor allem wird ihr aber in der 
Praxis durch die zahlreichen Fortbildungsangebote auf dem Gebiet des Strafrechts Rech-
nung getragen, die nicht allein durch kommerzielle Anbieter, sondern insbesondere auch 
durch die öffentlich-rechtlich verfassten Rechtsanwaltskammern vorgehalten werden. 
Darüber hinaus stehen einzelne Fortbildungsveranstaltungen der Deutschen Richteraka-
demie auch Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten offen. Ein besonderer Umsetzungs-
bedarf besteht insoweit daher nicht.  

Artikel 7 Absatz 4 der PKH-Richtlinie enthält die Verpflichtung zur Einführung eines an-
tragsabhängigen Rechts des Beschuldigten auf Auswechslung des ihm zugewiesenen 
Rechtsbeistandes, sofern die konkreten Umstände es rechtfertigen. Dies löst im deut-
schen Recht Umsetzungsbedarf aus. 

Derzeit findet sich lediglich in § 143 StPO eine Regelung über die Zurücknahme der Be-
stellung des Pflichtverteidigers bei Mandatierung eines Wahlverteidigers. Regelungen, wie 
sie Artikel 7 Absatz 4 der PKH-Richtlinie fordert, fehlen gänzlich. Die Rechtsprechung hat 
zwar diverse Fallgruppen entwickelt, in denen die Auswechslung des Pflichtverteidigers in 
Betracht kommt, dies reicht allerdings nicht aus, um die Vorgaben der Richtlinie zu erfül-
len. Daher sollen Regelungen zur Aufhebung der Beiordnung eines Pflichtverteidigers 
geschaffen werden, die es dem Beschuldigten in dem aufgrund der Richtlinienvorgaben 
erforderlichen Umfang ermöglichen, den ihm beigeordneten sogenannten „Pflichtverteidi-
ger der ersten Stunde“ gegen einen Pflichtverteidiger seiner Wahl auszutauschen. Zu-
gleich soll die Rechtsprechung zur Auswechslung des Pflichtverteidigers aus wichtigem 
Grund kodifiziert und eine Regelung zum in der Praxis notwendigen und von der Recht-
sprechung anerkannten Institut des sogenannten Sicherungsverteidigers getroffen wer-
den.  

e) Artikel 8 der PKH-Richtlinie (Rechtsbehelfe) 

Artikel 8 der PKH-Richtlinie schreibt vor, wirksame Rechtsbehelfe gegenüber Verletzun-
gen der Rechte aus dieser Richtlinie vorzusehen. Das geltende Recht sieht lediglich eine 
Beschwerdemöglichkeit gegen richterliche Entscheidungen vor, von der allerdings derzeit 
noch Ausnahmen bestehen, wenn der Bundesgerichtshof oder das Oberlandesgericht 
bzw. der Ermittlungsrichter des Bundesgerichtshofs eine entsprechende Entscheidung 
getroffen hat. Bei fehlendem Antrag der Staatsanwaltschaft auf Bestellung eines Pflicht-
verteidigers im Ermittlungsverfahren besteht derzeit keinerlei Rechtsschutz, zumal der 
Beschuldigte kein eigenes Antragsrecht hat.  

Aus diesem Grund löst die PKH-Richtlinie Umsetzungsbedarf insoweit aus, als den Kata-
logen, die Ausnahmen vom Ausschluss der Beschwerde gegenüber Entscheidungen des 
Bundesgerichtshofs und der Oberlandesgerichte enthalten, eine weitere hinzugefügt wer-
den sollte. Daneben soll die Entscheidung über einen Antrag des Beschuldigten auf Bei-
ordnung eines Pflichtverteidigers anfechtbar ausgestaltet und ein Rechtsbehelf gegen 
Entscheidungen der Staatsanwaltschaft im Rahmen der Eilzuständigkeit geschaffen wer-
den.  

f) Artikel 9 der PKH-Richtlinie (Schutzbedürftige Personen) 

Soweit nach Artikel 9 der PKH-Richtlinie den besonderen Bedürfnissen schutzbedürftiger 
Beschuldigter in besonderer Weise Rechnung zu tragen ist, wird das geltende Recht die-
ser Anforderung im Wesentlichen gerecht. Nach § 140 Absatz 2 StPO ist Beschuldigten, 
die sich aufgrund ihrer Schutzbedürftigkeit (insbesondere auch aufgrund ihres geistigen 
Zustands) nicht selbst verteidigen können, stets ein Pflichtverteidiger zu bestellen. Zudem 
ist bereits derzeit geregelt, dass auf entsprechenden Antrag eines hör- oder sprachbehin-
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derten Beschuldigten immer ein Pflichtverteidiger bestellt werden muss. Diese Regelung 
soll, um den Anforderungen des Artikels 9 der PKH-Richtlinie zu entsprechen, künftig 
auch auf sehbehinderte Beschuldigte erstreckt werden. Für jugendliche und heranwach-
sende Beschuldigte enthält das JGG gesonderte Regelungen.  

g) Vorschriften der PKH-Richtlinie, die keiner gesonderten Umsetzung bedürfen  

Artikel 1 der PKH-Richtlinie beschreibt lediglich deren Gegenstand, Artikel 2 ihren An-
wendungsbereich. Insoweit besteht jeweils kein eigenständiger Umsetzungsbedarf. Das 
Gleiche gilt für Artikel 3 der PKH-Richtlinie, der eine Begriffsbestimmung der Prozesskos-
tenhilfe enthält, für Artikel 10, der eine regelmäßige Berichterstattung und die Übermitt-
lung der verfügbaren Daten gegenüber der Kommission vorsieht, für Artikel 12, der die 
Umsetzungsfrist sowie mit ihr zusammenhängende Zitiergebote und Mittelungspflichten 
gegenüber der Kommission enthält, sowie für Artikel 13, der das Inkrafttreten regelt. 

III. Alternativen 

Keine. 

IV. Gesetzgebungskompetenz 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes folgt für die hier vorgesehenen Änderungen 
aus den Kompetenztiteln des Artikels 74 Absatz 1 Nummer 1 des Grundgesetzes (GG) 
(gerichtliches Verfahren, Rechtsanwaltschaft) und des Artikels 73 Absatz 1 Nummer 3 GG 
(Auslieferung).  

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen 
Verträgen 

Der Entwurf ist mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen Verträgen, 
die die Bundesrepublik Deutschland abgeschlossen hat, vereinbar. Er dient der Umset-
zung der PKH-Richtlinie sowie der Richtlinie (EU) 2016/800 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 11. Mai 2016 über Verfahrensgarantien für Kinder, die Verdächtige 
oder beschuldigte Personen in Strafverfahren sind. 

VI. Gesetzesfolgen 

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 

Die – in erheblichem Umfang auch von der PKH-Richtlinie geforderte – explizite Regelung 
bisher allenfalls fragmentarisch geregelter und hauptsächlich richterrechtlich geprägter 
Bereiche wie der Dauer der Bestellung, der Auswechslung des Verteidigers oder aber der 
sogenannten Sicherungsverteidigung, aber auch die Aufnahme von bisher in § 140 Ab-
satz 2 StPO verorteten, aber durch die obergerichtliche Rechtsprechung anerkannten 
Fällen notwendiger Verteidigung in den Katalog des § 140 Absatz 1 StPO führt zu einer 
Vereinfachung der Handhabbarkeit des Rechts der notwendigen und Pflichtverteidigung 
für die betroffenen Akteure bei Justiz und Polizei, da sich die Rechtslage nun weitgehend 
direkt dem Gesetzestext entnehmen lässt. Mit dem Wegfall einer erweiterten Notwendig-
keitsprüfung in § 40 Absatz 2 des Gesetzes über die internationale Rechtshilfe in Strafsa-
chen in der Entwurfsfassung (IRG-E) sieht der Entwurf eine Rechtsvereinfachung und 
eine Vereinfachung von Verfahrensabläufen vor.  
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2. Nachhaltigkeitsaspekte 

Der Entwurf steht im Einklang mit den Leitgedanken der Bundesregierung zur nachhalti-
gen Entwicklung im Sinne der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie. Er sieht insbesondere 
Regelungen vor, die das Recht beschuldigter Personen auf Verteidigung im Strafverfah-
ren stärken.  

3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Keine. 

4. Erfüllungsaufwand 

a) Bürgerinnen und Bürger. 

Für die Bürgerinnen und Bürger entsteht kein Erfüllungsaufwand.  

b) Wirtschaft 

Für die Wirtschaft entsteht kein Erfüllungsaufwand.  

c) Verwaltung 

Den Rechtsanwaltskammern und der Bundesrechtsanwaltskammer wird aufgrund der in 
Artikel 3 vorgesehenen Anpassung der Rechtsanwaltsverzeichnis- und -postfach-
verordnung ein einmaliger Erfüllungsaufwand dadurch entstehen, dass die Rechtsan-
waltsverzeichnisse um ein Feld und eine Suchfunktion hinsichtlich des angezeigten Inte-
resses an der Übernahme von Pflichtverteidigungen erweitert werden müssen. Laufender 
Erfüllungsaufwand wird den Rechtsanwaltskammern der Länder durch die Entgegennah-
me entsprechender Anzeigen und die entsprechende Pflege der Rechtsanwaltsverzeich-
nisse entstehen. Die Höhe des Erfüllungsaufwands soll im Zuge der Beteiligung zu dem 
Referentenentwurf ermittelt werden. 

5. Weitere Kosten 

Infolge der vorgesehenen Ausweitung und Vorverlagerung der notwendigen Verteidigung 
und der notwendigen Rechtsbeistandschaft sowie durch die Möglichkeit des Verteidiger-
wechsels werden den Ländern zusätzliche Kosten dadurch entstehen, dass künftig häufi-
ger Pflichtverteidigerbestellungen erfolgen, bei denen sich die zunächst von der Landes-
kasse zu verauslagende Verteidigervergütung als uneinbringlich erweist. Dagegen ist im 
Bereich der vom Generalbundesanwalt geführten Strafverfahren nicht mit erheblichen 
Mehrkosten zu rechnen, da es sich bei den hier geführten Verfahren bereits nach gelten-
dem Recht um Fälle notwendiger Verteidigung handelt. Genauere Angaben zu den infolge 
der vorgeschlagenen Rechtsänderungen eintretenden Mehrkosten, die als Kosten der 
notwendigen Verteidigung im Strafverfahren zum Kernbereich der Justiz gehören, sollen 
im Zuge der Beteiligung zu dem Referentenentwurf ermittelt werden. 

6. Weitere Gesetzesfolgen 

Auswirkungen von gleichstellungspolitischer Bedeutung sind nicht ersichtlich. Ebenso 
ergeben sich keine verbraucherpolitischen oder demografischen Auswirkungen. 

VII. Befristung; Evaluierung 

Eine Befristung der Regelungen kommt in Anbetracht der Tatsache, dass verbindliche 
Richtlinienvorgaben umgesetzt werden, nicht in Betracht.  
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Artikel 10 Absatz 1 der PKH-Richtlinie enthält eine Verpflichtung der Kommission, dem 
Europäischen Parlament und dem Rat bis zum 25. Mai 2022 und danach alle drei Jahre 
zu berichten, inwieweit die Mitgliedstaaten die Maßnahmen getroffen haben, die erforder-
lich sind, um der Richtlinie nachzukommen. Einer darüber hinausgehenden gesetzlichen 
Evaluierungsregelung bedarf es nicht. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderung der Strafprozessordnung) 

Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 

Die Inhaltsübersicht ist an die geänderten Vorschriften der §§ 142 bis 144 StPO-E anzu-
passen. 

Zu Nummer 2 (§ 58) 

Über das mit dem vorliegenden Entwurf zu schaffende Recht des Beschuldigten, in den 
Fällen der notwendigen Verteidigung vor einer Gegenüberstellung die Beiordnung eines 
Pflichtverteidigers zu beantragen (vgl. hierzu die Begründung zu Nummer 9 – zu § 141) ist 
der Beschuldigte grundsätzlich vor jeder Gegenüberstellung zu belehren. Dies dient ins-
besondere in den Fällen, in denen Polizei oder Staatsanwaltschaft nicht vom Vorliegen 
eines Falles der notwendigen Verteidigung ausgehen und dem Beschuldigten deshalb 
kein Verteidiger beigeordnet wurde, der Wahrung der Rechte des Beschuldigten, der über 
einen Antrag das Vorliegen eines Falles der notwendigen Verteidigung gerichtlich über-
prüfen lassen kann (vgl. hierzu die Begründung zu Nummer 7 – zu § 142 Absatz 2 StPO-
E).  

Zu Nummer 3 (§ 68b)  

Es handelt sich um eine Folgeänderung im Zusammenhang mit den für die §§ 140 ff. 
StPO-E vorgeschlagenen Neuregelungen. Bisher hat § 68b Absatz 2 Satz 2 StPO im Zu-
sammenhang mit der Bestellung des Zeugenbeistands die entsprechende Geltung von 
§ 142 Absatz 1 StPO angeordnet und damit bezüglich der Auswahl des Zeugenbeistands 
auf die Regelung zur Auswahl des Pflichtverteidigers verwiesen. Da § 142 StPO-E künftig 
in seinen Absätzen 1 und 2 auch (bisher in § 141 StPO enthaltene) Regelungen zur Zu-
ständigkeit enthalten soll, ist die Verweisung in § 68b StPO-E nun auf Absatz 3 des neu 
gefassten § 142 StPO-E zu beschränken, der das Recht der Auswahl des Beschuldigten 
(hier: des Zeugen) betrifft. Die Anordnung der entsprechenden Geltung von § 142 Ab-
satz 4 StPO-E, der den Kreis der durch das Gericht bestellbaren Personen beschränkt, ist 
nicht erforderlich. Eine Verweisung auf § 142 Absatz 5 StPO-E scheidet aus, da die Be-
stellung, soweit sie vom Gericht vorgenommen ist, nicht anfechtbar ist, vgl. § 68b Ab-
satz 3 StPO.  

Zu Nummer 4 (§ 114b) 

Künftig ist dem Beschuldigten in den Fällen der Ergreifung aufgrund eines Haftbefehls von 
Amts wegen ein Verteidiger zu bestellen. Das gilt auch nach einer vorläufigen Festnahme, 
sobald eine Vorführung beabsichtigt ist. Die Regelung dient dazu, den Beschuldigten 
auch insoweit auf seine Rechte hinzuweisen.  
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Zu Nummer 5 (§ 118a) 

Die Regelung über die Pflichtverteidigerbestellung bei Haftprüfungsterminen ist obsolet, 
da der Beschuldigte bereits nach geltendem Recht ab dem Vollzug der Untersuchungs-
haft einen Verteidiger haben muss.  

Zu Nummer 6 (§ 136) 

Der vorliegende Entwurf sieht zur Umsetzung der Richtlinie vor, dass dem unverteidigten 
Beschuldigten in den Fällen des § 140 StPO spätestens vor seiner (ermittlungsbehördli-
chen oder gerichtlichen) Vernehmung ein Pflichtverteidiger zu bestellen ist (vgl. die Be-
gründung zu Nummer 9 – zu § 141 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 StPO-E). Er kann darüber 
hinaus insoweit auch einen entsprechenden Antrag stellen. Über dieses Recht ist er vor 
der richterlichen Vernehmung sowie vor ermittlungsbehördlichen Vernehmungen (§ 163a 
Absatz 3 Satz 3, Absatz 4 Satz 2 StPO) zu belehren. Dies dient insbesondere in den Fäl-
len, in denen Polizei oder Staatsanwaltschaft nicht vom Vorliegen eines Falles der not-
wendigen Verteidigung ausgehen und deshalb keinen Antrag auf Beiordnung eines Ver-
teidigers stellen, der Wahrung der Rechte des Beschuldigten, der über einen Antrag das 
Vorliegen eines Falles der notwendigen Verteidigung gerichtlich überprüfen lassen kann. 

Zu Nummer 7 (§ 138c)  

Es handelt sich um eine notwendige Folgeänderung. Derzeit verweist § 138c Absatz 3 
Satz 5 StPO auf § 142 StPO, der nur Regelungen zum Verfahren der Auswahl des Ver-
teidigers und dem Kreis der bestellbaren Personen vorsieht. Da § 142 StPO-E künftig in 
seinen Absätzen 1 und 2 auch (bisher in § 141 StPO enthaltene) Regelungen zur Zustän-
digkeit enthält, ist die Verweisung in § 138c StPO-E nun auf die Absätze des neu gefass-
ten § 142 StPO-E zu beschränken, die das Verfahren der Auswahl und den Kreis bestell-
barer Verteidiger betreffen. Die Verweisung umfasst auch § 142 Absatz 5 StPO-E, der 
eine bisher nicht existente Regelung zur Statthaftigkeit der sofortigen Beschwerde gegen 
die Bestellung enthält. Dies dient der Vereinheitlichung der Rechtsmittel gegen die Bestel-
lung eines Pflichtverteidigers.  

Zu Nummer 8 (§ 140) 

Der Katalog des § 140 Absatz 1 StPO soll im Kern bestehen bleiben. Allerdings soll er um 
einige weitere Fälle ergänzt werden. Teilweise – etwa in Nummer 4 und in Nummer 5 – 
sind diese Ergänzungen zwingenden Vorgaben der PKH-Richtlinie und der Richtlinie 
2016/800/EU geschuldet; teilweise – so in Nummer 1 und Nummer 3 – dienen sie der 
Klarstellung und leichteren Handhabbarkeit, indem Fallgruppen notwendiger Verteidigung, 
die durch die obergerichtliche Rechtsprechung einhellig anerkannt sind, aus dem Anwen-
dungsbereich des Absatzes 2 in den Katalog des Absatzes 1 überführt werden. Außer-
dem sollen innerhalb des Katalogs diejenigen zeitlichen Beschränkungen bei Haftvorfüh-
rungen oder Haft in anderer Sache gestrichen werden, die nicht mit den Richtlinienvorga-
ben vereinbar sind.  

Schließlich soll innerhalb des Kataloges des § 140 Absatz 1 StPO ein Perspektivenwech-
sel vollzogen werden, weg von der Hauptverhandlung hin zum Ermittlungsverfahren. Ur-
sprünglich erfolgte die Beurteilung, ob ein Fall der notwendigen Verteidigung vorliegt, auf 
der Basis des Standes nach Eröffnung. Mit wachsender Erkenntnis der weichenstellenden 
Bedeutung des Ermittlungsverfahrens für das weitere Verfahren erfolgte über § 141 Ab-
satz 3 Satz 1 und 2 StPO eine zeitliche Vorverlagerung der notwendigen Verteidigung. 
Danach hat die Staatsanwaltschaft im Ermittlungsverfahren die Pflicht, die Bestellung ei-
nes Pflichtverteidigers zu beantragen, „wenn nach ihrer Auffassung in dem gerichtlichen 
Verfahren die Mitwirkung eines Verteidigers nach § 140 Absatz 1 oder 2 notwendig sein 
wird“. Dem steht allerdings keine gebundene, sondern nur eine freie Ermessensentschei-
dung des Gerichts gegenüber. Die schon in § 141 Absatz 3 StPO angelegte Vorverlage-
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rung des Zeitpunkts, ab dem ein Fall notwendiger Verteidigung gegeben ist, will der Ent-
wurf – zumal ein Antragsrecht des Beschuldigten sowie eine gebundene Entscheidung 
des Gerichts im Ermittlungsverfahren eingeführt werden soll – mittels einer neuen Struktur 
der Vorschriften verdeutlichen. Statt die Vorverlagerung erst in § 141 Absatz 3 StPO an 
versteckter Stelle vorzunehmen, sollen die betreffenden Anknüpfungstatbestände jeweils 
innerhalb des Katalogs des § 140 Absatz 1 StPO-E so formuliert werden, dass sie bereits 
eine Prognose beinhalten.  

§ 140 Absatz 2 StPO soll, abgesehen von einer redaktionellen Änderung, unverändert 
bleiben. Er ist weiterhin als Auffangtatbestand von Bedeutung, obgleich einige wichtige 
von der Rechtsprechung entwickelte Fallgruppen, die sämtlich unter die Alternative „we-
gen der Schwere der Tat“ subsumiert worden waren, nun explizit in den Katalog des Ab-
satzes 1 Eingang finden sollen. Aber auch diese Alternative besitzt trotz Überführung 
wichtiger Untergruppen in Absatz 1 weiterhin einen eigenständigen Anwendungsbereich. 

Zu Buchstabe a Doppelbuchstabe aa (Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 1) 

Der Eingangssatz der Anknüpfungstatbestände soll redaktionell geändert werden, um 
klarer zwischen dem grundsätzlichen Vorliegen eines Bedürfnisses nach notwendiger 
Verteidigung und dem Zeitpunkt der Bestellung trennen zu können, der künftig in § 141 
StPO-E geregelt werden soll (vgl. hierzu die Begründung zu Nummer 9 – zu § 141 StPO-
E). 

Zu Buchstabe a Doppelbuchstabe bb (Absatz 1 Nummer 1) 

Derzeit regelt § 140 Absatz 1 Nummer 1 StPO die Notwendigkeit der Mitwirkung eines 
Verteidigers, wenn die Hauptverhandlung in erster Instanz vor dem Land- oder Oberlan-
desgericht stattfindet.  

Der Entwurf schlägt vor, künftig auch diejenigen Verfahren zu erfassen, die erstinstanzlich 
vor dem Schöffengericht durchgeführt werden. Derzeit werden diese Fälle nur über § 140 
Absatz 2 StPO erfasst. In Rechtsprechung und Literatur besteht jedoch weitgehende Ei-
nigkeit, dass wegen der zugrundeliegenden Straferwartung von mehr als zwei Jahren 
Freiheitsstrafe (§§ 24, 25 Nummer 2 des Gerichtsverfassungsgesetzes [GVG]) die Mitwir-
kung eines Verteidigers wegen der Schwere der Tat, bei der in erster Linie auf die Schwe-
re der zu erwartenden Rechtsfolgen abgestellt wird, geboten ist. Die Regelung kodifiziert 
damit lediglich die bereits auf Grund der höchstrichterlichen Rechtsprechung faktisch gel-
tende Rechtslage und erhöht die Rechtsanwenderfreundlichkeit.  

Zudem soll in § 140 Absatz 1 Nummer 1 StPO-E – wie auch in den Nummern 3 und 7 – 
künftig bereits im Tatbestand verdeutlicht werden, dass ein Fall notwendiger Verteidigung 
schon dann vorliegt, wenn zu erwarten ist, dass die Hauptverhandlung im ersten Rechts-
zug vor einem der genannten Gerichte stattfindet. Für die hiernach vorzunehmende Ein-
schätzung ist nach dem jeweiligen Verfahrensstadium zu unterscheiden: Für das Zwi-
schenverfahren gilt, dass immer dann, wenn Anklage zu einem der genannten Gerichte 
erhoben worden ist, die Erwartung im Sinne der Nummer 1 grundsätzlich gegeben ist. Die 
Beurteilung erfolgt dann aus Sicht des Gerichts, bei dem Anklage erhoben ist. Gelangt 
dieses zur Auffassung, dass das Verfahren vor einem nicht unter Absatz 1 Nummer 1 
genannten Gericht zu eröffnen ist, entfällt die Erwartung allerdings. Umgekehrt ist trotz 
Anklage zum Strafrichter die Erwartung zu bejahen, wenn dieser eine Vorlage gemäß 
§ 209 Absatz 2 StPO beabsichtigt.  

Im Ermittlungsverfahren genügt das Vorliegen eines Anfangsverdachts bezüglich der Be-
gehung der Tat; allerdings müssen deren Art und Umfang, gegebenenfalls einschließlich 
persönlicher Umstände des Angeklagten (Vorstrafen), bereits so klar umrissen sein, dass 
die Einschätzung möglich ist, der Fall werde bei Verdichtung des Tatverdachts zu einem 
hinreichenden bei einem der aufgezählten Gerichte angeklagt werden. Bei dem Verdacht 
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eines Verbrechens liegt dies, da eine Anklage zum Strafrichter gesetzlich ausgeschlossen 
ist, auf der Hand (vgl. dazu auch die Begründung zu Buchstabe a Doppelbuchstabe cc). 
In anderen Fällen – etwa bei einem einfachen Betrug – ist es zur Beurteilung, zu welchem 
Gericht bei hinreichendem Tatverdacht angeklagt werden wird, erforderlich, weitere Um-
stände, insbesondere den Schadensumfang und die persönlichen Verhältnisse des Be-
schuldigten, zu ermitteln.  

Zu Buchstabe a Doppelbuchstabe cc (Absatz 1 Nummer 3 bis 5) 

Zu Absatz 1 Nummer 3 

Derzeit regelt § 140 Absatz 1 Nummer 3 StPO nur den Fall, dass das Verfahren zu einem 
Berufsverbot führen kann. Dabei handelt es sich um eine im Katalog des Absatzes 1 ex-
plizit aufgeführte Ausprägung der Gebotenheit der Mitwirkung eines Verteidigers ange-
sichts der Schwere der drohenden Rechtsfolge, wie sie in Absatz 2 allgemein als Auffang-
tatbestand geregelt ist.  

Mit dem Entwurf soll nun in § 140 Absatz 1 Nummer 3 StPO-E ein weiterer für die Praxis 
ganz wesentlicher Fall einer zu erwartenden erheblichen Rechtsfolge explizit aufgenom-
men werden, nämlich die Straferwartung von mindestens einem Jahr Freiheitsstrafe, wo-
bei es nicht darauf ankommt, ob deren Vollstreckung zur Bewährung ausgesetzt wird. 
Letztlich wird damit lediglich die  inzwischen einhellige obergerichtliche Rechtsprechung 
zur Auslegung des Begriffs der Schwere der Tat gemäß § 140 Absatz 2 Satz 2, die inso-
weit als Schwere der Rechtsfolge zu verstehen ist, als eigenständiger Tatbestand in den 
Katalog des Absatzes 1 aufgenommen. .  

Die explizite Aufnahme dieser bedeutenden von der Rechtsprechung entwickelten Fall-
gruppe zu § 140 Absatz 2 Satz 1 StPO in den Katalog des Absatzes 1 verbessert die 
Handhabbarkeit und Erkennbarkeit für die (ermittlungsbehördliche) Praxis. Gerade vor 
dem Hintergrund, dass nun bei Vorliegen eines Tatbestandes der notwendigen Verteidi-
gung der Verteidiger bereits zu einem frühen Zeitpunkt – etwa der polizeilichen Verneh-
mung – zu bestellen ist, sollte für die Strafverfolgungsorgane die Rechtslage möglichst 
einfach und schnell erkennbar sein, um reagieren zu können.   

Hinsichtlich der Verhängung eines Berufsverbots soll künftig im Wortlaut des § 140 Ab-
satz 1 Nummer 3 StPO-E ebenfalls darauf abgestellt werden, ob eine solche Anordnung 
zu erwarten ist. Inhaltlich ist damit keine Änderung verbunden. Schon unter Geltung des 
bisherigen Rechts bedarf es nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs einer 
nicht allzu entfernten konkreten Möglichkeit, die insbesondere dann zu bejahen ist, wenn 
ein vorläufiges Berufsverbot gemäß § 132a StPO angeordnet war.  

Zu Absatz 1 Nummer 4 

Nach derzeitiger Rechtslage ist die Mitwirkung eines Verteidigers erst dann notwendig, 
wenn gegen einen Beschuldigten Untersuchungshaft nach den §§ 112, 112a StPO oder 
einstweilige Unterbringung nach den §§ 126a, § 275a Absatz 6 StPO vollstreckt wird. 
Nach herrschender Rechtsprechung liegt eine Vollstreckung der U-Haft erst mit Aufrecht-
erhaltung der Haft nach § 115 Absatz 4 Satz 1 StPO vor. Diese Ansicht findet ihre Stütze 
auch in den Gesetzesmaterialien (vgl. Bundestagsdrucksache 16/13097, S. 19). Von er-
heblichen Teilen der Literatur ist aber schon seit geraumer Zeit eine Vorverlagerung zu-
mindest auf den Zeitpunkt der Ergreifung auf Grund eines Haftbefehls gefordert worden 
(so Thomas/Kämpfer, in: Münchener Kommentar zur Strafprozessordnung, 2014, § 140 
Rn. 17; Graf, in: Karlsruher Kommentar zur Strafprozessordnung, 7. Auflage 2013, § 115 
Rn. 11a).  

Nach Artikel 4 Absatz 4 der PKH-Richtlinie ist eine Unterstützung durch einen Rechtsbei-
stand jedenfalls zu dem Zeitpunkt zu gewährleisten, wenn ein Verdächtiger oder eine be-
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schuldigte Person in jeder Phase des Verfahrens im Anwendungsbereich der Richtlinie 
einem zuständigen Gericht oder einem zuständigen Richter zur Entscheidung über eine 
Haft vorgeführt wird. Dem soll mit der Aufnahme der in Nummer 4 vorgeschlagenen Re-
gelung Rechnung getragen werden, nach der ein Fall notwendiger Verteidigung gegeben 
ist, wenn der Beschuldigte nach den §§ 115, 115a oder 128 Absatz 1 StPO oder nach 
§ 129 StPO einem Gericht zur Entscheidung über Haft oder einstweilige Unterbringung 
vorzuführen ist. Damit werden zugleich die Vorgaben von Artikel 6 Absatz 6 Unterabsatz 2 
Buchstabe a der Richtlinie (EU) 2016/800 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 11. Mai 2016 über Verfahrensgarantien für Kinder, die Verdächtige oder beschuldigte 
Personen in Strafverfahren sind, umgesetzt.  

Indem die Regelung auf die Vorschriften über die Vorführung vor den Richter Bezug 
nimmt, sind alle denkbaren Fälle der Vorführung zur Entscheidung über eine Haft, aber 
auch einstweilige Unterbringung erfasst.  

Mittels der Inbezugnahme der §§ 115, 115a StPO werden die Fälle erfasst, in denen der 
Beschuldigte auf Grund eines bereits ergangenen Haft- oder Unterbringungsbefehls er-
griffen wird. Dabei kann es sich um jegliche Art von Haftbefehl handeln – den Untersu-
chungshaftbefehl gemäß § 114 StPO, den das beschleunigte Verfahren sichernden Haft-
befehl gemäß § 127b StPO und die Anordnung von Hauptverhandlungshaft gemäß § 230 
Absatz 2 und § 329 Absatz 3 StPO. Da in § 126a Absatz 2 und § 275a Absatz 6 Satz 4 
StPO die entsprechende Geltung der Vorschriften zur Vorführung angeordnet wird, ist 
auch die Ergreifung auf Grund Unterbringungsbefehls gemäß § 126a Absatz 1 oder 
§ 275a Absatz 6 StPO erfasst.  

In diesen Fällen steht, soweit der Ergriffene die im Haftbefehl bezeichnete Person ist, fest, 
dass eine Vorführung stattzufinden hat. Aus diesem Grund ist ihm dann gemäß § 141 
Absatz 1 Nummer 2 StPO-E sogleich ein Verteidiger zu bestellen.  

Durch die Inbezugnahme der §§ 128, 129 StPO werden die Fälle der vorläufigen Fest-
nahme erfasst, sei es eine solche nach § 127 Absatz 1 oder 2 StPO oder aber nach 
§ 127b Absatz 1 StPO. In diesen Fällen ist im Gegensatz zu den eben dargestellten noch 
kein Haft- oder Unterbringungsbefehl ergangen. Die Vorführung hat nur zu erfolgen, wenn 
die festgenommene Person nicht wieder in Freiheit gesetzt wird. Daher liegt insoweit erst 
dann ein Fall notwendiger Verteidigung vor, wenn die Notwendigkeit der Vorführung fest-
steht. Infolgedessen bleibt es in diesen Fällen erlaubt, den Beschuldigten nach vorläufiger 
Festnahme erst noch zu vernehmen und dann vorzuführen, soweit dies zur Klärung der 
Frage, ob ein Haftbefehl überhaupt beantragt werden soll, erforderlich ist.  

Zur Frage der Aufhebung der Bestellung eines Pflichtverteidigers, falls nach vorläufiger 
Festnahme kein Haft- oder Unterbringungsbefehl erlassen oder dieser außer Vollzug ge-
setzt wird bzw. falls bei Ergreifung auf Grund Haft- oder Unterbringungsbefehls dieser 
aufgehoben oder nicht in Vollzug gesetzt wird, vgl. die Begründung zu Nummer 9 – zu 
§ 142).  

Zu Absatz 1 Nummer 5  

Das geltende Recht differenziert in Bezug auf die Frage der notwendigen Verteidigung bei 
Freiheitsentziehungen zwischen Untersuchungshaft bzw. vorläufiger Unterbringung einer-
seits und sonstiger Freiheitsentziehung andererseits: In Fällen der Untersuchungshaft 
bzw. vorläufigen Unterbringung ist die Mitwirkung eines Verteidigers derzeit ab Vollstre-
ckung – und damit unabhängig von der vorangegangenen Dauer – notwendig (§ 140 Ab-
satz 1 Nummer 4 StPO); in sonstigen Fällen des Freiheitsentzugs hingegen erst, wenn 
der Beschuldigte sich mindestens drei Monate auf Grund richterlicher Anordnung oder mit 
richterlicher Genehmigung in einer Anstalt befunden hat und nicht mindestens zwei Wo-
chen vor Beginn der Hauptverhandlung entlassen wird (§ 140 Absatz 1 Nummer 5 StPO).  
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Die Regelung in § 140 Absatz 1 Nummer 5 StPO ist mit den Vorgaben der PKH-Richtlinie 
nicht vereinbar und muss daher angepasst werden. Artikel 4 Absatz 4 der PKH-Richtlinie 
verlangt die Gewährleistung der Unterstützung durch einen Rechtsbeistand, wenn der 
Beschuldigte sich in Haft befindet. Deren bisherige oder voraussichtliche Dauer spielt da-
bei keine Rolle. Daher sind die insoweit im geltenden Recht bestehenden zeitlichen Be-
schränkungen zu streichen. Sie dürfen europarechtlich für die Frage des „Ob“ der Unter-
stützung durch einen Verteidiger keine Rolle spielen. Allerdings bleibt der zeitliche Ab-
stand zwischen Entlassung und Hauptverhandlung für die Frage der Dauer der Bestellung 
weiterhin relevant (vgl. hierzu die Begründung zu Nummer 9 – zu § 143 Absatz 2 StPO-
E).  

Mit der Neufassung werden zugleich die Vorgaben von Artikel 6 Absatz 6 Unterabsatz 2 
Buchstabe b der Richtlinie (EU) 2016/800 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 11. Mai 2016 über Verfahrensgarantien für Kinder, die Verdächtige oder beschuldigte 
Personen in Strafverfahren sind, umgesetzt. § 68 Nummer 1 JGG verweist in seiner gel-
tenden Fassung wie auch in der Fassung des Referentenentwurfs zur Stärkung der Ver-
fahrensrechte von Beschuldigten in Jugendstrafverfahren vom ###) grundsätzlich auf die 
in § 140 StPO enthaltenen Fälle der notwendigen Verteidigung. Zu beachten ist allerdings 
die geplante jugendstrafrechtliche Sonderregelung bezüglich des Zeitpunkts der Bestel-
lung bei Haft in anderer Sache (§ 68a Absatz 1 JGG in der Entwurfsfassung), wonach 
dem unverteidigten Jugendlichen unabhängig von seinem Antrag ein Pflichtverteidiger 
unverzüglich zu bestellen ist, allerdings nicht vor Eröffnung des Tatvorwurfs oder wenn 
mit einer alsbaldigen Einstellung des Verfahrens zu rechnen ist und keine weiteren Ermitt-
lungshandlungen als die Einholung von Registerauskünften vorgenommen werden (vgl. 
hierzu die Begründung zu Artikel 1 Nummer 18 des Referentenentwurfs eines Gesetzes 
zur Stärkung der Verfahrensrechte von Beschuldigten in Jugendstrafverfahren).  

Zu Buchstabe a Doppelbuchstabe dd (Absatz 1 Nummer 7) 

Derzeit regelt § 140 Absatz 1 Nummer 7 StPO die Notwendigkeit der Mitwirkung eines 
Verteidigers, wenn ein Sicherungsverfahren durchgeführt wird. Wie in den Fällen des Ab-
satzes 1 Nummer 1 (vgl. hierzu die Begründung zu Buchstabe a Doppelbuchstabe aa) soll 
auch hier künftig bereits im Wortlaut des Tatbestandes deutlich gemacht werden, dass 
auch vor der Einleitung des Sicherungsverfahrens bereits ein Fall notwendiger Verteidi-
gung vorliegen kann, sobald zu erwarten ist, dass ein Sicherungsverfahren durchgeführt 
wird. Dies entspricht dem Perspektivenwechsel weg vom Zwischen- bzw. Hauptverfahren 
hin zum früheren Stadium des Ermittlungsverfahrens. Inhaltlich ist damit keine Auswei-
tung der Fälle notwendiger Verteidigung verbunden, da die Staatsanwaltschaft auch nach 
geltendem Recht gemäß § 141 Absatz 3 Satz 2 StPO gehalten ist, bereits im Ermittlungs-
verfahren eine Verteidigerbeiordnung zu beantragen.  

Zu Buchstabe a Doppelbuchstabe ee (Absatz 1 Nummer 9) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung. 

Zu Buchstabe a Doppelbuchstabe ff (Absatz 1 Nummer 10 und 11)  

In den Nummern 10 und 11 des § 140 Absatz 1 StPO-E sollen aus systematischen Grün-
den zwei bereits bestehende, aber derzeit noch an anderer Stelle geregelte Fälle der not-
wendigen Verteidigung in den Katalog des Absatzes 1 aufgenommen werden.  

Zu Absatz 1 Nummer 10 

Die derzeit in § 141 Absatz 3 Satz 4 StPO enthaltene Regelung, wonach das Gericht, bei 
dem eine richterliche Vernehmung durchzuführen ist, dem Beschuldigten einen Verteidi-
ger bestellt, wenn die Staatsanwaltschaft dies beantragt oder wenn die Mitwirkung des 
Verteidigers aufgrund der Bedeutung der Vernehmung zur Wahrung der Rechte des Be-
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schuldigten geboten erscheint, soll in den Katalog des Absatzes 1 überführt werden. 
Gleichzeitig bedarf es nicht mehr einer besonderen Regelung hinsichtlich eines Antrags 
der Staatsanwaltschaft, da in diesen Fällen künftig die allgemeinen Regelungen über das 
Bestellungsverfahren zur Anwendung gelangen sollen.  

Zu Absatz 1 Nummer 11 

Die derzeit in § 140 Absatz 2 Satz 2 StPO enthaltene Regelung, die ein Recht auf Bestel-
lung eines Pflichtverteidigers vorsieht, wenn ein sprach- oder hörbehinderter Beschuldig-
ter dies beantragt, soll aus Gründen einer klareren Systematik in § 140 Absatz 1 Num-
mer 11 StPO-E überführt werden.  

Es handelt sich dabei um eine Fallkonstellation, die von den übrigen, vom Willen des Be-
schuldigten unabhängigen Fällen der notwendigen Verteidigung abweicht. Denn das Vor-
liegen eines Falles der notwendigen Verteidigung setzt insoweit materiell einen Antrag 
voraus. Unbeschadet dessen kann allerdings trotz fehlenden Antrags oder sogar entge-
genstehendem Willen des Beschuldigten ein Fall notwendiger Verteidigung gemäß Ab-
satz 2 vorliegen, wenn ersichtlich ist, dass der Beschuldigte sich nicht verteidigen kann.  

Mit dem Entwurf soll der in § 140 Absatz 1 Nummer 11 StPO geregelte Fall antragsge-
bundener notwendiger Verteidigung künftig auch auf sehbehinderte Beschuldigte erstreckt 
werden; denn nach derzeitiger Rechtslage stehen diese schlechter als sprach- oder hör-
behinderte Beschuldigte. Letztere haben – unabhängig vom Bestehen oder Nichtbestehen 
der Fähigkeit, sich selbst zu verteidigen – einen Anspruch auf Verteidigerbestellung, so-
fern sie nur einen Antrag stellen, während dies bei Sehbehinderten nicht der Fall ist. Die-
sen kann derzeit, sofern nicht die Voraussetzungen einer anderen Variante des Absatzes 
1 oder 2 erfüllt sind, nur bei Bejahung der mangelnden Fähigkeit, sich selbst zu verteidi-
gen, ein Verteidiger bestellt werden. Die Neuregelung trägt damit den Vorgaben aus Arti-
kel 9 der PKH-Richtlinie zum Schutz besonders schutzbedürftiger Beschuldigter Rech-
nung, ohne dabei in das Selbstbestimmungsrecht der Sehbehinderten einzugreifen.  

Zu Buchstabe b Doppelbuchstabe aa (Absatz 2 Satz 1)  

Die Formulierung des Einleitungssatzes von § 140 Absatz 2 StPO-E soll in systematischer 
Hinsicht an Absatz 1 angepasst werden. Die bisher in der derzeit geltenden Fassung an-
klingenden Fragen des Bestellungsverfahrens und der Zuständigkeit sollen nach der Sys-
tematik des Entwurfs erst in den §§ 141 und 142 StPO-E geregelt werden. 

Zu Buchstabe b Doppelbuchstabe bb (Absatz Satz 2) 

Die Regelung in § 140 Absatz 2 Satz 2 StPO soll aus Gründen der Systematik in Absatz 1 
Nummer 11 überführt werden (vgl. hierzu die Begründung zu Buchstabe a Doppelbuch-
stabe ff). Satz 2 kann daher aufgehoben werden.  

Zu Buchstabe c (Absatz 3) 

Derzeit regelt § 140 Absatz 3 StPO die Dauer der Bestellung eines Pflichtverteidigers in 
Fällen der Untersuchungshaft sowie die Befugnis zur Aufhebung der Verteidigerbestellung 
in Fällen sonstigen Freiheitsentzuges. Regelungen zur Dauer der Bestellung für die ande-
ren in § 140 StPO geregelten Fälle enthält das geltende Recht nicht. Künftig sollen Dauer 
und Aufhebung der Verteidigerbestellung einheitlich und umfassend in dem neuen § 142 
StPO-E normiert werden (vgl. hierzu die Begründung zu Nummer 9 – zu § 142). Die der-
zeit in § 140 Absatz 3 StPO enthaltenen Regelungen können daher insgesamt aufgeho-
ben werden. 
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Zu Nummer 9 (§§ 141 bis 144) 

Die §§ 141 bis 144 StPO-E sollen vollständig neu gefasst werden. Sie erfahren grundle-
gende Änderungen in systematischer wie inhaltlicher Hinsicht.  

Zu § 141 (Bestellung eines Pflichtverteidigers) 

Der geltende § 141 StPO regelt in seinen Absätzen 1 bis 3 zum einen den Zeitpunkt der 
Bestellung des Pflichtverteidigers, zum anderen die je nach Verfahrensstadium unter-
schiedlich beantwortete Frage, ob eine gebundene oder eine Ermessensentscheidung zu 
treffen ist. Absatz 4 enthält Regelungen zur Zuständigkeit. Dabei wird jeweils zunächst 
von der für das Zwischenverfahren geltenden Regelung ausgegangen, um sodann Ab-
weichungen für das Ermittlungsverfahren zu normieren.  

Zur Erfüllung der Anforderungen der PKH-Richtlinie soll künftig in § 141 StPO-E der Zeit-
punkt, ab dem spätestens ein Verteidiger zu bestellen ist, genau bestimmt werden. Die 
Bestellung soll – wie derzeit – grundsätzlich von Amts wegen erfolgen, wobei die Staats-
anwaltschaft im Ermittlungsverfahren eine Pflicht zur Antragstellung hat (Absatz 2 – neu).  

Neu ist die Einführung einer Antragsberechtigung des Beschuldigten, der hierdurch bei 
Vorliegen der Voraussetzungen des § 140 StPO-E schon im Ermittlungsverfahren eine 
unverzügliche Entscheidung über die Bestellung eines Pflichtverteidigers herbeiführen 
kann. Die derzeit in § 141 Absatz 4 StPO enthaltenen Regelungen zur Zuständigkeit für 
die Bestellungsentscheidung sollen aus Gründen der Systematik künftig in § 142 StPO-E 
geregelt werden.  

Zu Absatz 1  

Absatz 1 regelt, dass die Bestellung eines Pflichtverteidigers als grundsätzlich gerichtliche 
Entscheidung sowohl auf Antrag hin als auch – wie im geltenden Recht – von Amts we-
gen erfolgen kann. Er enthält darüber hinaus Festlegungen hinsichtlich des Zeitpunkts, zu 
dem ein Pflichtverteidiger zu bestellen ist. 

Voraussetzung für die Bestellung ist in jedem Fall, dass überhaupt ein Fall notwendiger 
Verteidigung nach § 140 StPO-E vorliegt. Durch die Vorverlagerung der Perspektive weg 
vom Hauptverfahren hin zu einer prospektiven Betrachtung („zu erwarten ist“) kann das 
Vorliegen eines Falles der notwendigen Verteidigung vielfach auch schon im Ermittlungs-
verfahren zu bejahen sein; dies insbesondere dann, wenn der Verdacht eines Verbre-
chens besteht oder aber – schon auf Grund der mutmaßlich begangenen Tat, gegebenen-
falls unter Berücksichtigung des Vorlebens – eine bestimmte Straferwartung im Raum 
steht.  

Außerdem ist Voraussetzung für die Bestellung eines Pflichtverteidigers wie im geltenden 
Recht, dass der Beschuldigte noch keinen Verteidiger hat. Damit soll der Vorrang der 
Wahlverteidigung (vgl. § 141 Absatz 1 StPO-E) aufrechterhalten werden.  

Der Zeitpunkt, ab dem ein Verteidiger zu bestellen ist, soll eine gegenüber dem geltenden 
Recht wesentlich genauere Regelung erfahren. Dies dient der Erfüllung der Anforderun-
gen der PKH-Richtlinie in Artikel 4 Absatz 5. Der Entwurf unterscheidet dabei zwei Fälle – 
den des Vorliegens eines Antrags des Beschuldigten und den des Fehlens eines Antrags. 

Immer unter der Voraussetzung, dass ein Fall notwendiger Verteidigung (schon) gegeben 
ist, ist bei entsprechender Antragstellung seitens des Beschuldigten, über deren Möglich-
keit er zu belehren ist (vgl. dazu die Begründung zu Nummer 6), unverzüglich ein Vertei-
diger zu bestellen.  
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Unabhängig von einem Antrag des Beschuldigten ist von Amts wegen – gegebenenfalls 
nach entsprechendem Antrag der Staatsanwaltschaft, zu dessen Stellung diese verpflich-
tet ist (vgl. dazu die Begründung zu Absatz 2) – unverzüglich ein Verteidiger zu bestellen, 
sobald dessen Mitwirkung im Verfahren konkret erforderlich wird.  

Drei Regelbeispiele dafür, wann dies spätestens der Fall ist, werden in § 141 Absatz 1 
Satz 2 StPO-E konkretisiert, der dazu drei Zeitpunkte benennt: 

Nummer 1 setzt die Vorgaben von Artikel 4 Absatz 5 der PKH-Richtlinie um und legt fest, 
dass die Mitwirkung und damit die Bestellung spätestens dann erforderlich ist, wenn eine 
Vernehmung des Beschuldigten oder eine Gegenüberstellung mit dem Beschuldigten 
durchgeführt werden soll. Damit ist nicht gesagt, dass bei jeder polizeilichen Vernehmung 
ein Verteidiger zu bestellen ist, denn die Bestellung setzt stets das Vorliegen eines Falles 
des § 140 StPO-E voraus. Ist dies noch nicht geklärt (z.B., weil die Ermittlungsbehörden 
lediglich von einem geringfügigen Vergehen ausgehen, das voraussichtlich nur eine Geld-
strafe nach sich zieht), so bedarf es einer Bestellung weder von Amts wegen noch auf 
Antrag. Durch die Schaffung von Nummer 1 werden zugleich die Vorgaben von Artikel 6 
Absatz 3 Buchstabe a und b sowie von Artikel 6 Absatz 4 Buchstabe b der Richtlinie (EU) 
2016/800 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Mai 2016 über Verfah-
rensgarantien für Kinder, die Verdächtige oder beschuldigte Personen in Strafverfahren 
sind, umgesetzt. 

Nummer 2 sieht aus Klarstellungsgründen als weiteren Zeitpunkt, zu dem spätestens ein 
Verteidiger zu bestellen ist, die Vorführung vor ein Gericht zur Entscheidung über eine 
Haft vor. Auch wenn sich die Notwendigkeit der Bestellung eines Pflichtverteidigers in 
diesen Fällen bereits aus Nummer 1 ableiten lässt, da mit der Vorführung auch eine Ver-
nehmung verbunden ist (vgl. § 115 Absatz 2, § 115a Absatz 2, § 128 Absatz 1 Satz 2 
StPO), betont die eigenständige Regelung in Nummer 2 im Einklang mit den Richtlinien-
vorgaben, dass nicht nur klassische Vernehmungen, sondern auch gerade diejenigen 
durch den Haftrichter den Zwang zur Bestellung eines Pflichtverteidigers auslösen. Zu-
gleich setzt Nummer 2 die Vorgaben von Artikel 6 Absatz 3 Buchstabe c der Richtlinie 
(EU) 2016/800 um. 

Nummer 3 entspricht der bisher in § 141 Absatz 1 StPO enthaltenen Rechtslage und dient 
letztlich als Auffangregelung. Zum Tragen kann diese insbesondere kommen, wenn sich 
die Notwendigkeit der Verteidigung erst zum Ende oder gar nach Abschluss des Ermitt-
lungsverfahrens (und damit nach Durchführung sämtlicher Vernehmungen im Ermitt-
lungsverfahren) herauskristallisiert, etwa, wenn der Strafrichter eine Vorlage gemäß 209 
Absatz 2 an das Schöffengericht beabsichtigt, so dass erst dann die Voraussetzungen 
des § 140 Absatz 1 Nummer 1 StPO-E zu bejahen sind.  

Im Übrigen ist die Mitwirkung eines Verteidigers im Sinne des Satzes 1 immer dann erfor-
derlich, wenn eine konkrete Verteidigungshandlung naheliegt, also etwa, wenn gegen 
eine Maßnahme ein Rechtsbehelf eröffnet ist (zum Beispiel nach Durchsuchung und Be-
schlagnahme), wenn Anwesenheitsrechte (zum Beispiel bei Zeugenvernehmungen, 
§ 168c Absatz 2 StPO, oder Augenscheinseinnahmen, § 168d Absatz 1 StPO) oder Stel-
lungnahmerechte ausgeübt werden können. 

Umgekehrt ist die Mitwirkung eines Verteidigers solange noch nicht erforderlich, wie das 
Ermittlungsverfahren noch gar nicht offen geführt wird. Dies ist insbesondere für die Fälle 
der notwendigen Verteidigung auf Grund von Haft in anderer Sache (§ 140 Absatz 1 
Nummer 5 StPO-E) von Bedeutung; wird das zweite – die notwendige Verteidigung aus-
lösende – Verfahren noch nicht offen geführt, so bedarf es jedenfalls bis zur Eröffnung 
des Tatvorwurfs keiner Bestellung eines Pflichtverteidigers. Diese Ausgestaltung der 
Rechtslage, die der Entwurf vorschlägt, steht im Einklang mit der PKH-Richtlinie, deren 
Regelungen die Richtlinie 2013/48/EU über das Recht auf Zugang zu einem Rechtsbei-
stand in Strafverfahren flankieren (vgl. Artikel 2 Absatz 1 der PKH-Richtlinie). Der Anwen-
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dungsbereich der Richtlinie 2013/48/EU ist gemäß ihrem Artikel 2 Absatz 1 erst ab dem 
Zeitpunkt eröffnet, zu dem Verdächtige oder beschuldigte Personen von den zuständigen 
Behörden eines Mitgliedstaats durch amtliche Mitteilung oder auf sonstige Art und Weise 
davon in Kenntnis gesetzt wurden, dass sie der Begehung einer Straftat verdächtig sind 
oder beschuldigt werden, und unabhängig davon, ob ihnen die Freiheit entzogen wurde.  

Auch in Fällen, in denen ein zweites Ermittlungsverfahren offen geführt und der Tatvor-
wurf dem Beschuldigten damit bekannt ist, kann eine amtswegige Verteidigerbestellung 
trotz Vorliegens der Voraussetzungen des § 140 StPO-E noch unterbleiben, solange kei-
ne Vernehmungen des Beschuldigten oder sonstige Maßnahmen durchgeführt werden, 
die eine Mitwirkung des Verteidigers erfordern. Auf Antrag ist dem Beschuldigten jedoch 
auch in diesen Fällen unverzüglich ein Verteidiger zu bestellen. 

Zu Absatz 2  

Absatz 2 regelt, dass die Staatsanwaltschaft die Verpflichtung trifft, bei Erforderlichkeit der 
Mitwirkung eines Verteidigers und fehlendem Antrag des Beschuldigten selbst unverzüg-
lich den Antrag auf Bestellung eines Verteidigers zu stellen. Diesem hat das Gericht dann 
zu entsprechen, wenn die Voraussetzungen für eine notwendige Verteidigung gegeben 
sind. Die Regelung ist trotz der gerichtlichen Pflicht zur Bestellung von Amts wegen erfor-
derlich, um deren effektive Wirksamkeit zu gewährleisten. Denn in Konstellationen außer-
halb der Vorführung vor den Haftrichter oder einer richterlichen Vernehmung wird das 
Gericht während des Ermittlungsverfahrens, solange keine richterlichen Maßnahmen be-
antragt werden, nichts von dem Verfahren erfahren.  

Die vorgeschlagene Regelung entspricht der derzeitigen Rechtslage insoweit, als die 
Staatsanwaltschaft schon jetzt auch im Ermittlungsverfahren eine Pflicht zur Stellung ei-
nes Antrags auf Pflichtverteidigerbestellung trifft, wenn nach ihrer Auffassung die Mitwir-
kung eines Verteidigers in dem gerichtlichen Verfahren notwendig sein wird (§ 141 Ab-
satz 3 Satz 2 StPO).  

Zu Absatz 3 

Die Regelung in Absatz 3 ermöglicht es im Vorverfahren, trotz Vorliegens eines Falles der 
notwendigen Verteidigung ausnahmsweise eine Vernehmung oder eine Gegenüberstel-
lung des Beschuldigten noch vor der Bestellung eines Verteidigers durchzuführen. Dies ist 
aber nur in dem Umfang zulässig, wie dies Artikel 3 Absatz 6 Buchstabe a und b der 
Richtlinie 2013/48/EU über das Recht auf Zugang zu einem Rechtsbeistand ermöglicht, 
nämlich einerseits, wenn dies zur Abwehr einer Gefahr für Leib oder Leben oder für die 
Freiheit einer Person dringend erforderlich ist, und andererseits, wenn ein sofortiges Han-
deln der Ermittlungsbehörden zur Abwendung einer erheblichen Gefährdung eines Straf-
verfahrens zwingend geboten ist. Bei Gefahren für die Freiheit oder den Leib ist im Ein-
klang mit Erwägungsgrund 31 der Richtlinie 2013/48/EU über das Recht auf Zugang zu 
einem Rechtsbeistand die Gefahr einer schwerwiegenden nachteiligen Auswirkung zu 
verlangen; die Gefahr einer bloß ganz leichten Körperverletzung genügt nicht. Die Gefahr, 
bei der es sich um eine konkrete handeln muss, muss gegenwärtig sein. Insoweit besteht 
eine Parallele zu § 31 Einführungsgesetz zum Gerichtsverfassungsgesetz (EGGVG). Eine 
erhebliche Gefährdung eines Strafverfahrens im Sinne der Nummer 2 kann vorliegen, 
wenn die Vernichtung von Beweismitteln oder die Beeinflussung von Zeugen droht, sofern 
nicht sofort eine Vernehmung stattfindet (vgl. Erwägungsgrund 32 der Richtlinie 
2013/48/EU); ebenso etwa, wenn nur so die Flucht eines Mittäters oder gesondert Ver-
folgten verhindert werden kann. 

Eine Vernehmung darf dabei selbstverständlich (vgl. auch Erwägungsgrund 31 der Richt-
linie 2013/48/EU) nur durchgeführt werden, wenn der Beschuldigte über sein Recht, die 
Aussage zu verweigern, belehrt worden ist. Denn § 136 Absatz 1 Satz 2 StPO, gegebe-
nenfalls in Verbindung mit § 163 Absatz 2 Satz 1 bzw. Absatz 4 Satz 2 StPO, bleibt von 
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der Regelung in § 141 Absatz 3 StPO-E, die allein die Pflichtverteidigerbestellung und 
nicht das Schweigerecht als solches betrifft, unberührt. Bedeutung kann die Ausnahmere-
gelung des Absatzes 3 daher insbesondere bei nach Belehrung über das Schweigerecht 
und das Recht auf Befragung eines Verteidigers aussagebereiten Beschuldigten sowie 
bei Gegenüberstellungen des Beschuldigten erlangen, da diese auch ohne die Zustim-
mung des Beschuldigten durchgeführt werden können. Hier soll es möglich sein, die Ge-
genüberstellung – etwa zur Identifizierung eines Terrorverdächtigen – unter den genann-
ten Voraussetzungen auch durchzuführen, wenn noch kein Verteidiger bestellt ist, ob-
gleich ein Fall notwendiger Verteidigung vorliegt und ein Pflichtverteidiger eigentlich von 
Amts wegen und unabhängig vom Willen des Beschuldigten zu bestellen wäre.  

Darüber hinaus ordnet Satz 2 an, dass das Recht des Beschuldigten, schon vor der Ver-
nehmung oder Gegenüberstellung einen Verteidiger zu befragen, unberührt bleibt. Dies 
bedeutet, dass dann, wenn der Beschuldigte von sich aus (nach entsprechender Beleh-
rung gemäß § 136 Absatz 1 Satz 2 StPO) erklärt, bereits vor der Vernehmung oder Ge-
genüberstellung einen Verteidiger seiner Wahl befragen zu wollen, ihm dies nicht ver-
wehrt werden kann. Vielmehr ist in diesem Fall dem Beschuldigten vor der Durchführung 
der Ermittlungsmaßnahme das Gespräch mit seinem Verteidiger, der im Folgenden auch 
zum Pflichtverteidiger bestellt werden kann, zu ermöglichen. § 31 EGGVG bleibt unbe-
rührt. 

Ein Verstoß gegen die Vorschriften, wonach die Vernehmung in Fällen notwendiger Ver-
teidigung nur in den eng begrenzten Ausnahmefällen des Absatzes 3 vor der Bestellung 
eines Verteidigers durchgeführt werden darf, soll nicht zu einem Verwertungsverbot füh-
ren. Vielmehr sollen die allgemeinen Grundsätze zur Anwendung gelangen. Danach füh-
ren nach ständiger Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts und des Bundesge-
richtshofs Rechtsverstöße bei der Beweiserhebung nicht in jedem Fall zur Unverwertbar-
keit der dadurch erlangten Erkenntnisse. Vielmehr ist je nach den Umständen des Einzel-
falls unter Abwägung aller maßgeblichen Gesichtspunkte und der widerstreitenden Inte-
ressen zu entscheiden (sog Abwägungslehre). Deshalb kann sich nur bei schwerwiegen-
den, bewussten oder objektiv willkürlichen Rechtsverstößen, bei denen grundrechtliche 
Sicherungen planmäßig oder systematisch außer Acht gelassen worden sind, von Verfas-
sungs wegen ein Verwertungsverbot ergeben.  

Zu Absatz 4 

In Absatz 4 soll das Verfahren bei Antragstellung seitens des Beschuldigten näher gere-
gelt werden. Bezüglich des Adressaten des Antrags unterscheidet die Regelung nach 
Verfahrensabschnitten:  

Nach Satz 1 ist der Antrag im Ermittlungsverfahren bei der Polizei oder bei der Staatsan-
waltschaft als Herrin des Ermittlungsverfahrens anzubringen. Ausreichend ist ein mündli-
cher Antrag. Die Staatsanwaltschaft muss den Antrag, soweit sie nicht aufgrund besonde-
rer Eilbedürftigkeit gemäß § 142 Absatz 2 StPO-E selbst über den Antrag entscheidet 
(vgl. hierzu die Begründung zu § 142 Absatz 2 StPO-E), dem zur Entscheidung gemäß 
§ 142 Absatz 1 StPO-E zuständigen Gericht zur Entscheidung vorlegen. Dabei hat sie 
eine Stellungnahme dazu abzugeben, ob aus ihrer Sicht die Voraussetzungen notwendi-
ger Verteidigung gegeben sind, gegebenenfalls auch dazu, ob der Beschuldigte bereits 
einen Verteidiger hat. Dies gilt auch, wenn der Antrag bei der Polizei gestellt wurde, etwa 
in den Fällen, in denen die Staatsanwaltschaft noch nicht über das Verfahren informiert 
war. Die Polizei ist in diesem Fall gehalten, den Antrag (in besonderen Eilsituationen ge-
gebenenfalls auch mündlich) unverzüglich der Staatsanwaltschaft weiterzuleiten, die dann 
wie beschrieben verfährt.  

Nach Erhebung der Anklage ist der Antrag gemäß Absatz 4 Satz 2 bei dem Gericht anzu-
bringen, das nach § 142 Absatz 1 Satz 3 StPO-E für die Entscheidung zuständig ist.  
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Zu § 142 (Zuständigkeit und Bestellungsverfahren) 

Derzeit ist das Verfahren zur Auswahl des Pflichtverteidigers in § 142 StPO nur fragmen-
tarisch geregelt. Dem Beschuldigten ist grundsätzlich Gelegenheit zu geben, innerhalb 
einer bestimmten Frist einen Verteidiger seiner Wahl zu bezeichnen. Dieser ist dann vom 
Gericht zu bestellen, sofern der Bestellung kein wichtiger Grund entgegensteht. § 142 
Absatz 2 StPO sieht vor, dass auch Referendare, die seit mindestens einem Jahr und drei 
Monaten im Justizdienst beschäftigt sind, in bestimmten Fällen als Verteidiger bestellt 
werden können. Im Übrigen enthält das geltende Recht keine weiteren Regelungen zur 
Auswahl des Verteidigers, insbesondere auch nicht hinsichtlich der Qualität der Personen, 
die zu Pflichtverteidigern bestellt werden können. 

Artikel 7 Absatz 1 der PKH-Richtlinie schreibt vor, dass die Mitgliedstaaten die erforderli-
chen Maßnahmen treffen, um sicherzustellen, dass ein wirksames System der Prozess-
kostenhilfe von angemessener Qualität besteht und die Qualität der mit der Prozesskos-
tenhilfe verbundenen Dienstleistungen angemessen ist, um die Fairness des Verfahrens 
zu wahren. Wie sich aus ihrem Artikel 7 Absatz 3 ergibt, geht die PKH-Richtlinie davon 
aus, dass Grundvoraussetzung für die Befähigung zur Wahrnehmung der Tätigkeit eines 
Rechtsbeistandes die Anwaltseigenschaft ist, deren Qualität grundsätzlich auch durch 
Weiterbildungsmaßnahmen gesichert werden soll. Rechtsreferendare genügen mangels 
durch die Zweite Staatsprüfung nachgewiesener Befähigung diesen europarechtlich vor-
gegebenen Qualitätsansprüchen nicht. Die Regelung des geltenden § 142 Absatz 2 StPO 
soll daher ersatzlos gestrichen werden.  

Im Übrigen sollen zur Verbesserung der Übersichtlichkeit sowohl Regelungen zur Zustän-
digkeit (Absätze 1 und 2) als auch – wie derzeit in § 142 Absatz 1 StPO geregelt – zum 
Verfahren der Auswahl des Verteidigers (Absätze 3 und 4) näher geregelt werden. Zur 
Umsetzung der in Artikel 8 der PKH-Richtlinie enthaltenen Anforderung, dass Beschuldig-
ten bei Verletzung ihrer darin gewährten Rechte ein wirksamer Rechtsbehelf nach natio-
nalem Recht zusteht, sollen außerdem in Absatz 5 mögliche Rechtsbehelfe näher gere-
gelt werden.  

Zu Absatz 1  

In Absatz 1 soll die Zuständigkeit für die Bestellung des Pflichtverteidigers geregelt wer-
den. Inhaltlich entspricht die Regelung im Wesentlichen dem geltenden Recht, das die 
Zuständigkeit in § 141 Absatz 3 StPO regelt. Die Reihenfolge der Zuständigkeitsregelun-
gen wird im Einklang mit der Betonung der Vorverlagerung der Pflichtverteidigerbestellung 
allerdings umgekehrt, so dass zuerst die Zuständigkeiten im Ermittlungsverfahren und 
danach die Zuständigkeit für die Bestellung nach Anklageerhebung geregelt werden. Die 
Aufnahme eines neuen Falles der notwendigen Verteidigung – § 140 Absatz 1 Nummer 4 
StPO-E – macht auch eine weitere Zuständigkeitsregelung erforderlich: Zuständig für die 
Bestellung eines Pflichtverteidigers für den Vorzuführenden ist nach § 142 Absatz 1 
Satz 2 StPO-E das Gericht, vor das die Vorführung erfolgt. Gleichzeitig kann damit die 
bisher in § 141 Absatz 4 Satz 2 Halbsatz 2 StPO geregelte Zuständigkeit des Gerichts, 
das den Haft- oder Unterbringungsbefehl erlassen hat, entfallen; diese war für Fälle der 
notwendigen Verteidigung bei Vollstreckung der Untersuchungshaft oder einstweiligen 
Unterbringung konzipiert. Insoweit sollte dann stets das Gericht, das die freiheitsentzie-
hende Maßnahme angeordnet hatte, zuständig sein. Dies galt auch in Fällen einer Vorfüh-
rung vor das nächste Amtsgericht (§ 115a StPO) und war deswegen unproblematisch, 
weil die Pflichtverteidigerbestellung lediglich unverzüglich nach Vollstreckung zu erfolgen 
hatte (§ 141 Absatz 3 Satz 5 StPO). Nach der Neuregelung, die auf den zwingenden Vor-
gaben der PKH-Richtlinie zur Vorverlagerung des Zeitpunkts der Verteidigerbestellung 
beruht, ist künftig jeweils das Gericht, vor das der Beschuldigte – gegebenenfalls auch 
nach § 115a StPO – vorgeführt wird, zuständig.  
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Zu Absatz 2 

Neu ist die Einführung einer Eilzuständigkeit der Staatsanwaltschaft für die Bestellung des 
Pflichtverteidigers in § 140 Absatz 2 StPO-E. Es muss eine besondere Eilbedürftigkeit 
vorliegen, etwa wenn eine Vernehmung oder Gegenüberstellung keinen längeren Auf-
schub duldet und der zuständige Richter nicht erreichbar ist. Die Staatsanwaltschaft kann 
einerseits von Amts wegen als auch auf Antrag (vorläufig) einen Verteidiger bestellen; 
andererseits kann sie auch einen Antrag des Beschuldigten ablehnen; auch dies ist eine 
Entscheidung über die Bestellung. Auf das Vorsehen einer eigenständigen Zuständigkeit 
der Polizei verzichtet der Entwurf, denn die Staatsanwaltschaft ist die Herrin des Ermitt-
lungsverfahrens und muss zur Beurteilung der komplexen Frage des Vorliegens der Vo-
raussetzungen der notwendigen Verteidigung einbezogen werden.  

Eine ablehnende Entscheidung der Staatsanwaltschaft muss – auch im Hinblick auf Arti-
kel 6 Absatz 2 der PKH-Richtlinie – schriftlich ergehen und ist zu begründen; es genügt 
allerdings, dass dies nachträglich im Rahmen des Bestätigungsverfahrens geschieht.  

In Umsetzung der Richtlinienvorgabe, wonach über die Prozesskostenhilfe grundsätzlich 
nur eine unabhängige Behörde oder ein Gericht einschließlich eines Einzelrichters ent-
scheiden darf, in dringenden Fällen jedoch eine vorübergehende Einbeziehung der Polizei 
oder Staatsanwaltschaft zulässig ist (Artikel 6 Absatz 1 in Verbindung mit Erwägungs-
grund 24 der PKH-Richtlinie), sieht § 140 Absatz 2 Satz 2 StPO-E die Pflicht zur Einho-
lung einer gerichtlichen Bestätigung der Entscheidung der Staatsanwaltschaft vor, deren 
Vorläufigkeit damit unterstrichen wird. Die Regelung ist an andere Regelungen zur richter-
lichen Bestätigung bei Inanspruchnahme einer Eilzuständigkeit angelehnt, wie sie sich 
etwa in § 111j Absatz 1 Satz 2 StPO findet. Eine erfolgte Bestellung bleibt aus Gründen 
des Schutzes des Beschuldigten allerdings auch dann bestehen, wenn die Staatsanwalt-
schaft es versäumt, eine richterliche Bestätigung ihrer Anordnung einzuholen. Nach 
Satz 3 kann der Beschuldigte die Entscheidung über die Bestellung auch unabhängig 
davon, dass die Staatsanwaltschaft verpflichtet ist, ihre Entscheidung gerichtlich bestäti-
gen zu lassen, mit gerichtlich überprüfen lassen. Das entspricht der Regelung in § 98 Ab-
satz 2 Satz 2 StPO.  

Zu Absatz 3  

Wie nach derzeitiger Rechtslage (§ 142 Absatz 1 StPO) ist dem Beschuldigten vor der 
Bestellung eines bestimmten Verteidigers zunächst Gelegenheit zu geben, einen Vertei-
diger seiner Wahl zu bezeichnen; hiermit soll es ihm ermöglicht werden, den Anwalt sei-
nes Vertrauens zu nennen.  

Im Gegensatz zum bisherigen Recht soll hierzu nach dem Entwurf nicht mehr nur eine 
grundsätzliche Pflicht bestehen, sondern die Regelung als durchgängig zwingend ausge-
staltet werden. Was die Pflicht zur Setzung einer Frist anlangt, kann diese Frist in Eilfällen 
äußerst kurz ausfallen und auf eine kurze Bedenkzeit reduziert werden. Im Übrigen soll 
die Frist allerdings den Umständen angemessen sein. Die Länge der gewährten Frist zur 
Benennung hat Auswirkungen auf das Recht zur Auswechslung des Pflichtverteidigers 
(vgl. hierzu die Begründung zu § 143 StPO-E).  

Um dem Beschuldigten, der noch keinen Verteidiger seines Vertrauens kennt, eine 
selbstbestimmte Wahl eines Verteidigers zu ermöglichen, wird in Satz 2 die entsprechen-
de Geltung von § 136 Absatz 1 Satz 3 und 4 StPO angeordnet. Danach sind ihm Informa-
tionen zur Verfügung zu stellen, die es ihm erleichtern, einen Verteidiger zu finden. Auf 
bestehende anwaltliche Notdienste ist dabei hinzuweisen.  

Satz 3 entspricht ebenfalls im Wesentlichen dem geltenden Recht (§ 142 Absatz 1 Satz 2 
StPO), wonach der Vorsitzende den bezeichneten Verteidiger bestellt, wenn dem kein 
wichtiger Grund entgegensteht. Der Entwurf schlägt aber einige Präzisierungen vor: Der 
bezeichnete Verteidiger ist nur zu bestellen, wenn innerhalb der Frist eine Bezeichnung 
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erfolgt ist und der Bestellung der vom Beschuldigten bezeichneten Person kein wichtiger 
Grund entgegensteht. Insoweit erfolgt zudem die Präzisierung, dass ein wichtiger Grund 
auch in zwei explizit genannten Fällen zu bejahen ist: Erstens – und dies entspricht der 
Rechtsprechung zum geltenden Recht, die insoweit aus Klarstellungsgründen im Gesetz 
verankert wird – wenn der Verteidiger gar nicht (zum Beispiel wegen anderweitiger Termi-
ne) verfügbar ist. Zweitens wenn er nicht rechtzeitig verfügbar ist; diese Neuregelung zielt 
vor allem auf die Eilfälle ab. Was nicht rechtzeitig ist, richtet sich dabei danach, wann die 
Handlung vorgenommen werden soll, wegen derer seine Mitwirkung erforderlich ist (zum 
Beispiel eine Vernehmung, Gegenüberstellung, Vorführung). Eine kurze Wartezeit wird 
insoweit einzuräumen sein, ein Anspruch auf Verschiebung besteht hingegen nicht.  

Dagegen liegt ein wichtiger Grund, der gegen eine Bestellung des vom Beschuldigten 
bezeichneten Verteidigers spricht, nicht vor, wenn dieser nicht dem Kreis der nach § 142 
Absatz 4 StPO-E vom Gericht vorrangig auszuwählenden Personen zugehört. Denn es 
soll grundsätzlich der freien Entscheidung des Beschuldigten, einen Verteidiger seines 
Vertrauens zu wählen, der Vorrang gegenüber den bei einer staatlichen Auswahlent-
scheidung zugrunde zu legenden Kriterien zukommen. Es obliegt sodann gegebenenfalls 
dem vom Beschuldigten bezeichneten Verteidiger, im Rahmen seiner beruflichen Verant-
wortung zu entscheiden, ob er in der Lage ist, die Verteidigung zu übernehmen, oder ob 
er die Beiordnung gemäß § 49 Absatz 2 BRAO ablehnt.  

Zu Absatz 4  

Mit der Neuregelung, die keine Entsprechung im geltenden Recht hat, soll dem Erforder-
nis der PKH-Richtlinie nach Sicherung einer angemessenen Qualität (Artikel 7 Absatz 1) 
Rechnung getragen werden. Danach kann das Gericht grundsätzlich („soll“) nur eine 
Rechtsanwältin oder einen Rechtsanwalt aus dem Gesamtverzeichnis der Bundesrechts-
anwaltskammer auswählen, die oder der eine von zwei Voraussetzungen erfüllt: die Zu-
gehörigkeit zur Fachanwaltschaft für Strafrecht oder die Anzeige des Interesses an der 
Übernahme von Pflichtverteidigungen gegenüber der Rechtsanwaltskammer. Die Aus-
wahl einer anderen Rechtsanwältin oder eines anderen Rechtsanwalts ist daneben nur 
statthaft, wenn aus diesem Personenkreis kein Verteidiger rechtzeitig zur Verfügung steht. 
Auch in diesem Fall muss das Gericht aber eine für die Übernahme der Verteidigung ge-
eignete Person auswählen.  

Bei den qualitätssichernden Maßnahmen soll zum einen auf das bewährte System der 
Fachanwaltschaften zurückgegriffen werden, in dessen Rahmen Fachanwältinnen und 
Fachanwälte für Strafrecht ihre besondere Eignung zur Übernahme von Pflichtverteidi-
gungen nachgewiesen haben. Zum anderen sollen allerdings, unter anderem um den Be-
darf an qualifizierter Pflichtverteidigung auch in der Fläche sicherzustellen, auch andere 
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte ihr Interesse an der Übernahme von Pflichtvertei-
digungen bekunden können. Durch diese Interessenbekundung stellen Rechtsanwältin-
nen und Rechtsanwälte ihren besonderen fachlichen Bezug zur Strafverteidigung und ihre 
Bereitschaft, sich gerade auch durch eine verstärkte forensische Tätigkeit laufend fortzu-
bilden, heraus. Sofern ausnahmsweise (zum Beispiel in einem besonders schwierigen 
Fall) eine interessierte Rechtsanwältin oder ein interessierter Rechtsanwalt für die Über-
nahme der Pflichtverteidigung nicht geeignet erscheint (zum Beispiel weil sie oder er noch 
sehr unerfahren ist), hat das Gericht dies individuell zu berücksichtigen.  

Da die Auswahlentscheidung des Gerichts auf der Grundlage des Gesamtverzeichnisses 
der Bundesrechtsanwaltskammer erfolgen soll, ist darin neben der bereits nach gelten-
dem Recht vorhandenen Suchmöglichkeit nach einer Fachanwaltsqualifikation (vgl. § 31 
Absatz 3 Nummer 5 BRAO, § 7 Absatz 1 Nummer 6 RAVPV) auch die Suche nach dem 
gegenüber der Kammer erklärten Interesse an der Übernahme von Pflichtverteidigungen 
zu ermöglichen (vgl. hierzu die Begründung zu den Artikeln 2 und 3). 
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Die nach § 49 Absatz 1 BRAO grundsätzlich für alle Rechtsanwälte bestehende Pflicht zur 
Übernahme von Pflichtverteidigungen, nach der eine Beiordnung nur aus wichtigem 
Grund abgelehnt werden kann, bleibt durch die Neuregelung unberührt.  

Zu Absatz 5 

In Umsetzung der Vorgaben aus Artikel 8 der PKH-Richtlinie (Vorsehen wirksamer 
Rechtsbehelfe) schlägt der Entwurf eine Regelung zu den Rechtsbehelfen vor.  

Nach derzeitiger Rechtslage kann der Beschuldigte bei Ablehnung eines Antrags auf Be-
stellung eines Verteidigers durch den Vorsitzenden bzw. das Gericht (einfache) Be-
schwerde einlegen. Ob dies auch in laufender Hauptverhandlung gilt, ist umstritten (beja-
hend Thomas/Kämpfer, in; Münchener Kommentar zur Strafprozessordnung, 2014, § 142 
Rn. 33). Ob er gegen die (positive) Bestellung eines Verteidigers Beschwerde einlegen 
kann, ist ebenfalls umstritten (bejahend Thomas/Kämpfer a. a. O., § 142 Rn. 34). Aner-
kannt ist, dass der Beschuldigte gegen die Auswahlentscheidung Beschwerde einlegen 
kann. Die Staatsanwaltschaft ist sowohl bei Ablehnung der Bestellung als auch für den 
Fall positiver Bestellung beschwerdebefugt. 

Daneben besteht selbstverständlich die Möglichkeit einer Revisionsrüge im Rahmen des 
§ 338 Nummer 5 StPO.  

Der Entwurf schlägt in § 142 Absatz 5 Satz 1 StPO-E nun die Einführung einer sofortigen 
Beschwerde vor, die in Satz 2 allerdings insoweit ausgeschlossen wird, als der Beschul-
digte einen Antrag auf Auswechslung des Pflichtverteidigers gemäß § 143a Absatz 2 
Satz 1 StPO-E stellen kann (vgl. hierzu die Begründung zu § 143a).  

Die sofortige Beschwerde ist statthaft gegen richterliche Ablehnungen wie auch Bestel-
lungen eines Pflichtverteidigers, soweit eine Beschwer vorliegt. Beschwerdeberechtigt 
sind sowohl der Beschuldigte als auch die Staatsanwaltschaft. Auch die richterliche Be-
stätigung der Bestellung oder Ablehnung der Bestellung seitens der Staatsanwaltschaft 
gemäß § 142 Absatz 2 Satz 2 bzw. die gerichtliche Entscheidung gemäß § 142 Absatz 2 
Satz 3 können mit der sofortigen Beschwerde angefochten werden. Die Beschwerde soll 
als sofortige ausgestaltet werden, damit schneller Klarheit herrscht und die Einlegung der 
Beschwerde nicht zu irgendeinem Zeitpunkt im späteren Verfahren erfolgen und dann zu 
einer Verfahrensverzögerung führen kann.  

Zu den §§ 143 und 143a (Dauer und Aufhebung der Bestellung; Wechsel des Vertei-
digers) 

Im geltenden Recht sind die Fragen der Dauer und der Aufhebung der Bestellung sowie 
der Zurücknahme der Bestellung nur ansatzweise und fragmentarisch geregelt.  

Der Entwurf schlägt eine umfassende Regelung des gesamten Bereichs vor, zumal die 
PKH-Richtlinie die Regelung des Teilbereichs der Auswechslung des Pflichtverteidigers 
notwendig macht. Zunächst soll in § 143 Absatz 1 StPO-E die grundsätzliche Dauer der 
Bestellung bestimmt werden. Sodann regelt Absatz 2 Ausnahmen hiervon, d. h. Fallkons-
tellationen der fakultativen oder zwingenden früheren Aufhebung der Pflichtverteidigerbe-
stellung wegen Wegfalls der Voraussetzungen notwendiger Verteidigung.  

§ 143a Absatz 1 und 2 StPO-E normiert demgegenüber Fälle der Auswechslung des Ver-
teidigers; sie unterscheiden sich von der Regelung in § 143 StPO-E dadurch, dass hier 
die Verteidigung weiterhin notwendig ist und es lediglich um einen Wechsel in der Art des 
Verteidigers (Pflichtverteidiger zu Wahlverteidiger) bzw. in dessen konkreter Person geht. 
Dabei regelt § 143a Absatz 1 StPO-E die Aufhebung der Pflichtverteidigerbestellung, 
wenn ein Wahlverteidiger mandatiert wird, während § 143a Absatz 2 StPO-E die Aus-
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wechslung des Pflichtverteidigers, also die Aufhebung der ersten Beiordnung und Beiord-
nung eines anderen Verteidigers, normiert.  

Zu § 143 (Dauer und Aufhebung der Bestellung) 

§ 143 StPO-E soll erstmals ausdrücklich die grundsätzliche Dauer der Wirksamkeit der 
Bestellung eines Pflichtverteidigers regeln, die grundsätzlich erst mit Rechtskraft der Ent-
scheidung, dann aber auch automatisch endet. Daneben sollen Ausnahmen hiervon für 
bestimmte Fälle geregelt werden, in denen eine Aufrechterhaltung der Bestellung mit den 
damit verbundenen – jedenfalls zunächst den Staat treffenden - Kosten – wegen Wegfalls 
eines Falles notwendiger Verteidigung nicht mehr erforderlich ist, mit der Folge, dass die 
Bestellung aufgehoben werden kann bzw. soll.  

Zu Absatz 1  

In Absatz 1 soll der Grundsatz aufgestellt werden, dass die Bestellung erst mit der Einstel-
lung oder dem rechtskräftigen Abschluss des Verfahrens endet, also auch im Revisions-
verfahren fortwirkt. Dies entspricht der herrschenden Auffassung zum geltenden Recht. 

Ausgenommen hiervon war bisher nach herrschender Auffassung allerdings die Revisi-
onshauptverhandlung. Fand eine solche statt, so war nach der bisherigen Rechtslage ein 
Verteidiger nur dann zu bestellen, wenn der Angeklagte nicht auf freiem Fuße war und 
nicht zur Hauptverhandlung vorgeführt wurde sowie einen Antrag auf Bestellung gestellt 
hatte, § 350 Absatz 3 Satz 1 StPO. In der Praxis der Strafsenate des Bundesgerichtshofs 
wurde die Regelung allerdings großzügig gehandhabt und antragsunabhängig dem nicht 
anwesenden inhaftierten Angeklagten stets ein Pflichtverteidiger bestellt.  

Die Regelung des § 350 Absatz 3 StPO, die auch mit den Vorgaben der vorliegend umzu-
setzenden PKH-Richtlinie nicht vereinbar wäre, soll bereits in Umsetzung der Richtlinie 
(EU) 2016/343 über die Stärkung bestimmter Aspekte der Unschuldsvermutung und des 
Rechts auf Anwesenheit in der Verhandlung in Strafverfahren mit dem Entwurf eines Ge-
setzes zur Stärkung des Rechts des Angeklagten auf Anwesenheit in der Verhandlung 
aufgehoben werden (vgl. hierzu den Referentenentwurf des Bundesministeriums der Jus-
tiz und für Verbraucherschutz vom 4. April 2018, abrufbar unter 
http://www.bmjv.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/DE/Gesetz_zur_Staerkung-
_Recht_des_Angeklagten__auf_Anwesenheit_Verhandlung.html). Dieser Wegfall der 
Sonderregelung zur Revisionshauptverhandlung führt ohne Weiteres dazu, dass die all-
gemeinen Regelungen über die Pflichtverteidigung Geltung auch in der Revisionshaupt-
verhandlung beanspruchen. Damit wirkt die Bestellung eines Pflichtverteidigers künftig 
auch in der Revisionshauptverhandlung fort; einer gesonderten Bestellung eines Verteidi-
gers im Revisionsverfahren bedarf es daher nur noch, wenn die Notwendigkeit der Vertei-
digung erst im Revisionsverfahren entsteht.  

Besondere Erwähnung findet das mit dem Gesetz zur Reform der strafrechtlichen Vermö-
gensabschöpfung eingeführte abgetrennte Einziehungsverfahren gemäß § 423 StPO, in 
dem separat nach Rechtskraft des übrigen Urteils über eine Rechtsfolge, nämlich die Tat-
ertragseinziehung, entschieden wird. Da es sich dabei um einen durch Abtrennung ausge-
lagerten Teil des bisher einheitlichen Verfahrens handelt, soll die Bestellung hier solange 
fortwirken, bis auch über diese – in ihren Konsequenzen für den Beschuldigten häufig 
sehr einschneidende – Rechtsfolge abschließend entschieden worden ist. Außerdem soll 
die Bestellung des  Pflichtverteidigers auch für Verfahren der nachträglichen Gesamt-
strafenbildung nach § 460 StPO fortwirken. Dies entspricht der bereits geltenden Rechts-
lage in ihrer Auslegung durch die herrschende Rechtsprechung, sollte aber aus Gründen 
der Klarheit und Rechtssicherheit explizit in den Gesetzestext aufgenommen werden. 

http://www.bmjv.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/DE/Gesetz_zur_Staerkung_Recht_des_Angeklagten__auf_Anwesenheit_Verhandlung.html
http://www.bmjv.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/DE/Gesetz_zur_Staerkung_Recht_des_Angeklagten__auf_Anwesenheit_Verhandlung.html
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Zu Absatz 2  

In § 143 Absatz 2 StPO-E soll geregelt werden, in welchen Fällen eine frühzeitige Aufhe-
bung der Bestellung fakultativ möglich bzw. grundsätzlich zwingend vorzunehmen ist. Es 
handelt sich mithin um Ausnahmen zum in Absatz 1 festgeschriebenen Grundsatz. 

Satz 1 enthält dabei die allgemeine Regelung, dass die Bestellung aufgehoben werden 
kann, wenn kein Fall notwendiger Verteidigung mehr vorliegt (etwa wenn zunächst von 
einer Anklage zum Schöffengericht ausgegangen worden war, dann aber tatsächlich nur 
zum Strafrichter angeklagt wird, ohne dass zugleich ein anderer Tatbestand des § 140 
Absatz 1 oder 2 StPO-E verwirklicht wäre). Die Aufhebung steht dabei im Ermessen des 
Gerichts, weil Gründe des Vertrauensschutzes die Fortdauer der Beiordnung rechtfertigen 
können.  

Satz 2 schränkt die in Satz 1 enthaltene Regelung für den Fall des Freiheitsentzuges ein. 
In Fällen des Freiheitsentzuges darf nach dessen Wegfall (und wenn sonst kein Grund 
notwendiger Verteidigung gegeben ist) die Aufhebung nur erfolgen, wenn der Beschuldig-
te mindestens zwei Wochen vor Beginn der Hauptverhandlung aus der Anstalt entlassen 
worden ist. Diese Zwei-Wochen-Grenze entspricht dem geltenden Recht (§ 140 Absatz 1 
Nummer 5, Absatz 3 StPO). Ihr liegt der Gedanke zugrunde, dass während der Inhaftie-
rung eine Vorbereitung der eigenen Verteidigung nur eingeschränkt möglich ist. 

Satz 3 enthält eine Ausnahme von der in Satz 2 enthaltenen Beschränkung der Aufhe-
bungsmöglichkeit bei vorangegangenem Freiheitsentzug für Fälle der Hauptverhand-
lungshaft, auch derjenigen im Rahmen des beschleunigten Verfahrens. In diesen Fällen 
wird der Haftbefehl in der Regel erst wieder aufgehoben oder außer Vollzug gesetzt, 
wenn der Beschuldigte in der Hauptverhandlung erscheint. Wegen der Regelung in Satz 2 
wäre es damit im Regelfall nicht möglich, die Pflichtverteidigerbestellung vor der Haupt-
verhandlung wieder aufzuheben, mit der Folge, dass ein Beschuldigter sich durch Nicht-
erscheinen in der Verhandlung einen Pflichtverteidiger verschaffen könnte; derartigem 
Missbrauch soll vorgebeugt werden, indem die grundsätzliche Pflicht eingeführt wird, mit 
der Aufhebung oder Außervollzugsetzung des Haftbefehls auch die Bestellung des 
Pflichtverteidigers aufzuheben.  

Auch Satz 4 enthält eine grundsätzliche Pflicht zur Aufhebung der Pflichtverteidigerbestel-
lung für die Fälle, in denen diese lediglich auf Grund einer Vorführung vor ein Gericht zur 
Entscheidung über Haft oder Unterbringung (§ 140 Absatz Nummer 4 StPO-E) erfolgte. 
Wird bei einer vorläufigen Festnahme der beantragte Haftbefehl nicht erlassen oder aber 
erlassen und außer Vollzug gesetzt und ist kein sonstiger Fall der notwendigen Verteidi-
gung gegeben, so bedarf es im Normalfall keiner Pflichtverteidigung. Gleiches gilt, wenn 
nach einer Ergreifung auf Grund eines Haftbefehls dieser aufgehoben oder außer Vollzug 
gesetzt wird. Die grundsätzliche Pflicht zur Aufhebung soll auch die Entscheidung von 
Streitigkeiten über die Aufhebung, gegen die die sofortige Beschwerde gemäß § 143 Ab-
satz 3 StPO-E eröffnet ist, erleichtern bzw. ihnen vorbeugen.  

Zu Absatz 3  

Derzeit ist gegen die Entscheidung über die Aufhebung der Pflichtverteidigerbestellung 
das Rechtsmittel der einfachen Beschwerde gegeben (vgl. § 304 Absatz 1 StPO); nach 
Absatz 3 soll zur Herstellung von mehr Rechtssicherheit und einem Gleichlauf der 
Rechtsbehelfe gegen die Entscheidungen im Zusammenhang mit der Pflichtverteidiger-
bestellung auch hier eine sofortige Beschwerde eingeführt werden (vgl. hierzu die Be-
gründung zu § 142 StPO-E).  
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Zu § 143a (Wechsel des Verteidigers) 

Die Vorschrift soll den Verteidigerwechsel normieren. Dabei sind zwei Konstellationen zu 
unterscheiden: Absatz 1 soll die bisher in § 143 StPO geregelte Ersetzung eines Pflicht-
verteidigers durch einen Wahlverteidiger, die durch Aufhebung der Bestellung nur des 
bisherigen Pflichtverteidigers erfolgt, einschließlich bestimmter Ausnahmen hiervon be-
handeln. In Absatz 2 sollen hingegen – vor allem zur Umsetzung der Vorgaben der PKH-
Richtlinie – in erster Linie die Fälle eines Anspruchs des Beschuldigten auf Auswechslung 
des Pflichtverteidigers geregelt werden. Absatz 3 sieht in Umsetzung der PKH-Richtlinie 
Rechtsbehelfe gegen die Entscheidungen über den Wechsel vor.  

Zu Absatz 1 

Die Regelung übernimmt inhaltlich die derzeit geltende Vorschrift des § 143 StPO, wo-
nach die Bestellung des Verteidigers zurückzunehmen ist, wenn der Beschuldigte dem-
nächst einen anderen Verteidiger wählt und dieser die Wahl annimmt. Der Entwurf schlägt 
allerdings eine Präzisierung des derzeitigen Wortlauts vor, die im Einklang mit der gängi-
gen Auslegung der Vorschrift steht. Durch die Wortwahl „wenn der Beschuldigte einen 
anderen Verteidiger gewählt und dieser die Wahl angenommen hat“ soll klargestellt wer-
den, dass eine Aufhebung der Bestellung erst dann erfolgen kann, wenn das Mandats-
verhältnis zustande gekommen ist.  

Zudem sollen aus Gründen der Rechtsklarheit und -sicherheit zwei von der Rechtspre-
chung entwickelte Ausnahmen von der Verpflichtung des Gerichts, die Bestellung bei An-
zeige der Vertretung durch einen Wahlverteidiger aufzuheben, kodifiziert werden:  

Die erste Ausnahme betrifft die Fälle des Herausdrängens des Pflichtverteidigers durch 
einen „Zunächst-Wahlverteidiger“, der absehbar in der Folge das Mandat niederlegen und 
seine Beiordnung beantragen wird. Gerade vor dem Hintergrund, dass Absatz 2 in Um-
setzung der Richtlinie explizit umfangreiche Möglichkeiten zur Auswechslung des Pflicht-
verteidigers eröffnet, besteht Anlass, verfahrensverzögernden Missbrauch der Gestaltun-
gen zu unterbinden.  

Die zweite Ausnahme betrifft Fälle, in denen der zunächst bestellte Pflichtverteidiger ne-
ben dem neu mandatierten Wahlverteidiger noch als sogenannter Sicherungsverteidiger 
benötigt wird. Auch in diesen Fällen muss keine Aufhebung der Pflichtverteidigerbestel-
lung erfolgen. Insoweit verweist die Vorschrift auf den vom Entwurf vorgeschlagenen 
§ 144 StPO-E, der die Voraussetzungen der Sicherungsverteidigung erstmals normiert 
(vgl. hierzu die Begründung zu § 144 StPO-E).  

Zu Absatz 2  

Das geltende Recht regelt in § 143 StPO lediglich einen einzigen Fall des Verteidiger-
wechsels, nämlich den der Zurücknahme der Pflichtverteidigung wegen Mandatierung 
eines Wahlverteidigers; eine Regelung zur Frage der Zulässigkeit der Auswechslung des 
Pflichtverteidigers fehlt völlig. Jedoch ist in der Rechtsprechung eine Reihe von Fällen 
anerkannt, in denen die Auswechslung des Pflichtverteidigers vorzunehmen ist. 

Zudem ist nach Artikel 7 Absatz 4 der PKH-Richtlinie sicherzustellen, dass beschuldigte 
und gesuchte Personen auf entsprechenden Antrag das Recht haben, den Rechtsbei-
stand, der ihnen für die Erbringung der Dienstleistungen im Rahmen von Prozesskosten-
hilfe zugewiesen wurde, auswechseln zu lassen, sofern die konkreten Umstände es recht-
fertigen. Auch mit Blick auf die Überprüfbarkeit der ordnungsgemäßen Umsetzung durch 
die Kommission ist daher eine explizite Normierung der Möglichkeiten zur Auswechslung 
des Pflichtverteidigers erforderlich.  
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Unter Abwägung der insoweit betroffenen Interessen – des Rechts des Beschuldigten auf 
Verteidigung durch einen Anwalt seines Vertrauens, des Rechts auf ein faires Verfahren, 
der Sicherung einer beschleunigten Durchführung des Strafverfahrens sowie finanzieller 
Aspekte – schlägt der Entwurf die Einführung von drei Fallgruppen vor, in denen ein 
Pflichtverteidigerwechsel zu vollziehen ist.  

Zu Satz 1 

In Satz 1 sollen, um dem Recht des Beschuldigten auf Verteidigung durch einen Anwalt 
seines Vertrauens bzw. seiner Wahl Rechnung zu tragen, diejenigen Fälle erfasst werden, 
in denen das Recht des Beschuldigten, als Pflichtverteidiger einen von ihm ausgewählten 
Verteidiger zu erhalten, zunächst nicht oder nicht ausreichend gewahrt werden konnte.  

Dies betrifft zum einen Fälle, in denen der vom Beschuldigten bezeichnete Verteidiger aus 
wichtigem Grund nicht bestellt werden konnte. Der genaue Grund, warum der bezeichne-
te Verteidiger nicht bestellt werden konnte, spielt für den Anspruch auf Auswechslung 
keine Rolle. Er kann sich aber auf die Frage auswirken, ob der zunächst bestellte Vertei-
diger gerade durch den ursprünglich bezeichneten ausgewechselt werden kann. War der 
ursprünglich bezeichnete Verteidiger lediglich verhindert oder nicht rechtzeitig erreichbar, 
so kommt eine Auswechslung des an seiner Stelle zunächst bestellten Verteidigers durch 
ihn in Betracht. Lagen dem wichtigen Grund hingegen andere, bis auf weiteres nicht be-
hebbare Umstände zugrunde (zum Beispiel ein Interessenkonflikt), so kommt eine Bestel-
lung des ursprünglich bezeichneten Verteidigers auch weiterhin nicht in Betracht.  

Zum anderen erfasst die Regelung in Satz 1 auch solche Fälle, in denen der Beschuldigte 
eine Auswahl unter hohem zeitlichem Druck treffen musste. Auch in diesen Fällen soll er 
einmalig die Gelegenheit haben, zur Verwirklichung seiner Rechte aus der Richtlinie einen 
Verteidiger seiner Wahl zu benennen. Nicht erfasst sind hingegen die Fälle, in denen er 
trotz Gewährung einer längeren Frist keinen Verteidiger bezeichnet hat.  

Das Recht auf Verteidigerwechsel soll dem Beschuldigten in den genannten Fällen nicht 
ohne zeitliche Beschränkung zustehen. Deshalb schlägt der Entwurf eine zweiwöchige 
Frist vor, innerhalb derer der Antrag auf Verteidigerwechsel zu stellen ist.  

Zu Satz 2  

Satz 2 normiert zwei von der ständigen obergerichtlichen Rechtsprechung anerkannte 
Fälle des Rechts auf Verteidigerwechsel.  

Ein solcher Wechsel ist einerseits bei endgültiger Zerstörung des Vertrauensverhältnisses 
zu ermöglichen. Dafür, wann im Einzelnen eine endgültige Zerstörung dieses Vertrauens-
verhältnisses zu bejahen ist, ist weiterhin auf die Rechtsprechung zurückzugreifen. Der 
Beschuldigte kann, wenn eine Zerstörung des Vertrauensverhältnisses zu bejahen ist, die 
Bestellung eines von ihm bezeichneten neuen Verteidigers beantragen oder aber die 
Auswahl dem Gericht überlassen.  

Andererseits soll der Fall ausdrücklich geregelt werden, in dem ein Verteidigerwechsel 
aus Gründen der Verfahrensfairness geboten ist. Damit sollen grobe Verstöße des Vertei-
digers gegen eine ordnungsgemäße Wahrnehmung seiner Aufgaben erfasst werden, die 
eine angemessene Verteidigung des Mandanten ersichtlich gefährden, etwa wenn ein 
Verteidiger in einer Haftsache den Mandanten monatelang nicht aufsucht und auch sonst 
völlig untätig bleibt. Die Auswechslung des Pflichtverteidigers kann in diesem Fall unab-
hängig vom Willen des Beschuldigten erfolgen, der jedoch vorher anzuhören ist. 

Für das Verfahren der Auswahl des neuen Pflichtverteidigers sollen die Vorschriften des 
§ 142 Absatz 3 und 4 StPO-E entsprechend gelten.  
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Zu Absatz 3  

Nach geltendem Recht ist gegen die Entscheidung gemäß § 143 Absatz 1 StPO, soweit 
eine Beschwer besteht, die einfache Beschwerde statthaft. Der Entwurf schlägt, damit 
rasch Klarheit über die Frage, wer nun die Verteidigung übernimmt, herrscht, die Einfüh-
rung einer sofortigen Beschwerde gegen die Entscheidungen über die Auswechslung des 
Verteidigers gegen einen Wahl- oder anderen Pflichtverteidiger vor (vgl. hierzu auch die 
Begründung zu § 142 StPO-E). Damit wird auch die Vorgabe in Artikel 8 der PKH-
Richtlinie erfüllt, einen wirksamen Rechtsbehelf bei Verletzungen der Rechte aus der 
Richtlinie, zu denen auch das Recht auf Auswechslung des zugewiesenen Verteidigers 
gemäß Artikel 7 Absatz 4 gehört, vorzusehen.  

Zu § 144 (Sicherungsverteidiger) 

In der StPO finden sich derzeit keine Vorschriften zur Frage, unter welchen Bedingungen 
und wie lange ein sogenannter Sicherungsverteidiger bestellt werden kann. Dennoch ist 
es in der Praxis – gerade in Umfangsverfahren – sehr verbreitet, zusätzlich zu einem 
Wahl- oder Pflichtverteidiger weitere Verteidiger insbesondere zur Sicherung der Haupt-
verhandlung zu bestellen. Diese Praxis ist auch höchstrichterlich anerkannt. Die Umset-
zung der PKH-Richtlinie nimmt der Entwurf zum Anlass, Voraussetzungen und Dauer der 
Bestellung eines Sicherungsverteidigers, auch mit Blick auf die nun kodifizierte Rückaus-
nahme in § 143a Absatz 1 StPO-E (Aufhebung der Bestellung eines Pflichtverteidigers bei 
Wahlverteidigermandatierung), gesetzlich zu regeln, zumal das Fehlen von eindeutigen 
Vorschriften in der Literatur zum Anlass genommen wurde, an der Zulässigkeit des ge-
samten Instituts zu zweifeln.  

Zu Satz 1  

Satz 1 regelt die Voraussetzungen der – vom Willen des Beschuldigten unabhängigen – 
Bestellung weiterer Verteidiger. Der Anwendungsbereich der Vorschrift ist nur eröffnet, 
wenn es sich um einen Fall der notwendigen Verteidigung handelt und der Beschuldigte 
bereits einen Verteidiger hat. Dabei spielt es keine Rolle, ob es sich dabei um einen Wahl- 
oder Pflichtverteidiger handelt. Voraussetzung für die gerichtliche Bestellung eines weite-
ren Verteidigers ist, dass dessen Bestellung (und Anwesenheit) zur Sicherung der zügi-
gen Durchführung des Verfahrens erforderlich ist. Eine solche Erforderlichkeit kann sich 
zunächst aus der Person des bisherigen Verteidigers ergeben, so wenn dessen Teilnah-
me am Verfahren, insbesondere an der Hauptverhandlung, aus Gründen in seiner Person 
(Unzuverlässigkeit, Krankheit) nicht gesichert ist. Sie kann sich auch aus dem Umfang 
des Verfahrens ergeben, etwa wenn bei einer Vielzahl von Fortsetzungsterminen Ausfälle 
und Terminkollisionen unvermeidlich sind, wegen der Notwendigkeit der Einhaltung der 
Unterbrechungsfristen sowie des insbesondere in Haftsachen zu beachtenden Beschleu-
nigungsgrundsatzes die Verhandlung aber dennoch stattfinden muss. Nicht zuletzt kann 
wegen der Schwierigkeit der Sache die Mitwirkung eines einzigen Verteidigers nicht aus-
reichen.  

Liegen die Voraussetzungen vor, steht es im Ermessen des Gerichts, dem Beschuldigten 
einen oder zwei weitere Verteidiger zu bestellen. Die Anzahl richtet sich nach der Stärke 
des Sicherungsbedürfnisses bzw. der Schwierigkeit der Rechts- oder Sachlage. Sie soll 
gesetzlich begrenzt werden, um die mit der Bestellung mehrerer Verteidiger notwendig 
einhergehenden finanziellen Belastungen und den zusätzlichen Koordinierungs- und Ab-
stimmungsbedarf gering zu halten. 

Zu Satz 2  

Satz 2 regelt die Dauer der besonderen Bestellung; selbstverständlich kann die Bestel-
lung nach allgemeinen Grundsätzen dann aufgehoben werden, wenn ein Fall notwendiger 
Verteidigung gar nicht mehr vorliegt (vgl. dazu die Begründung zu § 143 Absatz 1 und 2 
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StPO-E). Darüber hinausgehend ist die Sicherungsverteidigung aber immer dann aufzu-
heben, wenn gerade ihre speziellen Voraussetzungen entfallen sind.  

Zu Satz 3 

Die Verweisung auf § 142 Absatz 3 StPO-E stellt klar, dass der Beschuldigte auch vor der 
Bestellung eines Sicherungsverteidigers die Gelegenheit erhalten muss, einen Verteidiger 
zu bezeichnen; dies entspricht der geltenden Rechtspraxis. Außerdem muss eine gericht-
liche Auswahl des Sicherungsverteidigers anhand der in § 142 Absatz 4 StPO-E geregel-
ten Qualitätskriterien erfolgen. Die Verweisung auf § 142 Absatz 5 Satz 1 StPO-E eröffnet 
das nach der Richtlinie erforderliche Rechtsmittel gegen die Bestellung, ihre Ablehnung 
sowie die (Nicht-)Aufhebung.  

Zu Nummer 10 (§ 145) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung.  

Zu Nummer 11 (§ 304) 

Nach derzeit geltender Rechtslage ist die Beschwerde, einschließlich der sofortigen Be-
schwerde, gegen Beschlüsse und Verfügungen des Bundesgerichtshofs oder der Ober-
landesgerichte sowie des Ermittlungsrichters des Bundesgerichtshofs grundsätzlich nicht 
zulässig; Ausnahmen gelten, soweit das Oberlandesgericht in erster Instanz zuständig ist, 
und bei Verfügungen des Ermittlungsrichters des Bundesgerichtshofs für eine Reihe in 
§ 304 Absatz 4 Satz 1, 2. Halbsatz und Absatz 5 StPO enumerativ aufgeführter Fälle. 
Nicht in diesen Katalogen enthalten sind Entscheidungen aus dem Bereich der Pflichtver-
teidigerbestellung. 

Wegen der Vorgabe der PKH-Richtlinie in Artikel 8, wirksame Rechtsbehelfe gegen Ver-
letzungen der Rechte aus der Richtlinie vorzusehen (vgl. hierzu die Allgemeine Begrün-
dung zu II 3. e), soll den Katalogen, die Ausnahmen vom Ausschluss der Beschwerde 
enthalten, eine weitere Ausnahme hinzugefügt werden. Sie soll Entscheidungen, die die 
Bestellung eines Pflichtverteidigers oder deren Aufhebung betreffen, erfassen. 

Zu Nummer 12 (§ 397a)  

Es handelt sich um eine Folgeänderung. Derzeit ordnet § 397a Absatz 3 Satz 2 StPO die 
entsprechende Geltung von § 142 Absatz 1 StPO an, der nur Regelungen zum Verfahren 
der Auswahl des Verteidigers enthielt. Da § 142 StPO-E künftig in seinen Absätzen 1 und 
2 auch (bisher in § 141 StPO enthaltene) Regelungen zur Zuständigkeit beinhalten soll, ist 
die Anordnung der entsprechenden Geltung in § 397a Absatz 3 Satz 2 StPO-E nun auf 
Absatz 3 des neu gefassten § 142 StPO-E zu beschränken, der als Regelung zum Bestel-
lungsverfahren an Stelle des bisherigen Absatzes 1 tritt.  

Zu Nummer 13 (§ 406g) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung. Derzeit ordnet § 406g Absatz 3 Satz 4 StPO im 
Zusammenhang mit der Beiordnung eines psychosozialen Prozessbegleiters die entspre-
chende Geltung von § 142 Absatz 1 StPO an, der bisher nur Regelungen zum Verfahren 
der Auswahl des Verteidigers enthält und somit auf die Auswahl des psychosozialen Pro-
zessbegleiters übertragbar ist. Da § 142 StPO-E künftig in seinen Absätzen 1 und 2 auch 
(bisher in § 141 StPO enthaltene) Regelungen zur Zuständigkeit beinhaltet, ist die Anord-
nung der entsprechenden Geltung in § 406g StPO-E nun auf Absatz 3 des neu gefassten 
§ 142 StPO-E zu beschränken, der als Regelung zum Bestellungsverfahren an Stelle des 
bisherigen Absatzes 1 tritt. 
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Zu Nummer 14 (§ 406h)  

Es handelt sich um eine Folgeänderung. § 406h StPO-E betrifft die einstweilige Bestel-
lung eines Rechtsanwalts als Beistand des nebenklageberechtigen Verletzten in Fällen, in 
denen eine Entscheidung über Prozesskostenhilfe nicht rechtzeitig zu erwarten ist. Der-
zeit ordnet § 406h Absatz 4 Satz 2 StPO die entsprechende Geltung von § 142 Absatz 1 
StPO an, der nur Regelungen zum Verfahren der Auswahl des Verteidigers enthält. Da 
§ 142 StPO-E künftig in seinen Absätzen 1 und 2 auch (bisher in § 141 StPO-E enthalte-
ne) Regelungen zur Zuständigkeit beinhalten soll, ist die Anordnung der entsprechenden 
Geltung in § 406h Absatz 4 Satz 2 nun auf Absatz 3 des neu gefassten § 142 StPO-E zu 
beschränken, der als Regelung zum Bestellungsverfahren an Stelle des bisherigen Ab-
satzes 1 tritt.  

Zu Nummer 15 (§ 408b) 

Derzeit sieht § 408b Satz 1 StPO vor, dass der Richter dem unverteidigten Beschuldigten 
einen Pflichtverteidiger bestellt, wenn er erwägt, dem Antrag der Staatsanwaltschaft auf 
Erlass eines Strafbefehls mit der Rechtsfolge einer Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr 
(§ 407 Absatz 2 Satz 2 StPO) zu entsprechen. § 408b Satz 2 StPO erklärt § 141 Absatz 3 
StPO für entsprechend anwendbar. 

Die geltende Regelung birgt – auch wegen ihrer Verweisungstechnik – eine Reihe von in 
Literatur und Rechtsprechung strittigen Rechtsfragen. Hierzu zählen die Frage, ob auch 
die Regelungen zur Verteidigerauswahl gemäß § 142 StPO anwendbar sein sollen, sowie 
die Frage der Dauer der Bestellung. Insoweit ist vor allem strittig, ob die Bestellung mit 
Einlegung des Einspruchs endet oder aber darüber hinaus das erstinstanzliche Verfahren 
erfasst.  

Die Neufassung soll zu mehr Klarheit führen. Dazu wird zunächst vorgeschlagen, in 
Übereinstimmung mit § 140 StPO-E lediglich den Tatbestand der notwendigen Verteidi-
gung zu regeln und auf eine Mitregelung von Zuständigkeit und Verfahren zu verzichten. 
Inhaltlich bleibt der Tatbestand unverändert. Wie bisher gilt daneben auch § 140 StPO-E, 
so dass schon aus anderen Gründen ein Fall notwendiger Verteidigung gegeben sein 
kann. Insoweit ist insbesondere zu beachten, dass wegen des neu vorgeschlagenen 
§ 140 Absatz 1 Nummer 3 StPO-E künftig für § 408b StPO-E nur noch ein sehr kleiner 
Anwendungsbereich bleibt – nämlich bei der Beantragung einer Freiheitsstrafe unter 
sechs Monaten, die zudem nur im Ausnahmefall verhängt werden darf (vgl. § 47 StGB). 
Die Rechtfertigung dafür, die Notwendigkeit der Verteidigung im Strafbefehlsverfahren – 
anders als im normalen oder beschleunigten Verfahren – nicht erst bei sechs Monaten, 
sondern bei jeglicher Freiheitsstrafe vorzusehen, liegt wie bisher in den Besonderheiten 
eines rein schriftlichen Verfahrens. Deshalb soll es auch bei der Verortung der Regelung 
im Abschnitt über das Verfahren bei Strafbefehlen verbleiben (vgl. hierzu Beschlussemp-
fehlung und Bericht des Rechtsausschusses, Bundestagsdrucksache 12/3832, S. 42). 

Die vorgeschlagene Aufhebung der in § 408b Satz 2 StPO enthaltenen Verweisung auf 
§ 141 Absatz 3 bewirkt, dass die §§ 141 bis 144 StPO-E insgesamt zur Anwendung 
kommen. Die derzeit umstrittene Verpflichtung des Gerichts, dem Beschuldigten auch im 
Strafbefehlsverfahren zunächst selbst die Auswahl eines Verteidigers zu ermöglichen, ist 
sachgerecht. Denn auch im Zusammenhang mit dem Erlass eines Strafbefehls, der eine 
Freiheitsstrafe als Rechtsfolge vorsieht, ist die Möglichkeit zur Beratung durch den Vertei-
diger des Vertrauens zu gewährleisten. Bezüglich der Dauer der Bestellung soll ebenfalls 
die allgemeine Regelung in § 143 Absatz 1 und 2 StPO-E gelten. Dies bedeutet für den 
Fall des Strafbefehlserlasses, dass die Bestellung endet, wenn dieser in Rechtskraft er-
wächst. Legt der Angeschuldigte dagegen Einspruch ein und folgt eine Hauptverhandlung 
gemäß § 411 Absatz 2 StPO, so ist zu unterscheiden: Ist die Verhängung einer Freiheits-
strafe von mindestens einem Jahr zu erwarten, liegt – schon nach bisheriger Rechtspre-
chung zu § 140 Absatz 2 Satz 1 StPO-E, die nun in § 140 Absatz 1 Nummer 3 StPO-E 
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kodifiziert werden soll  – ohnehin ein Fall notwendiger Verteidigung vor, so dass die Be-
stellung jedenfalls fortdauert, vgl. § 143 Absatz 1 StPO-E. Ist hingegen eine darunter lie-
gende Freiheitsstrafe zu erwarten, so kann die Bestellung, wenn kein sonstiger Fall des 
§ 140 StPO-E vorliegt, nach pflichtgemäßem Ermessen des Gerichts aufgehoben werden. 
Dies ist sachgerecht, weil die Entscheidung nicht mehr im schriftlichen Strafbefehlsverfah-
ren ergeht; im Rahmen des Ermessens können dennoch Gesichtspunkte des Vertrauens-
schutzes, die für eine Beibehaltung der Bestellung streiten, ausreichend Berücksichtigung 
finden. Die Regelungen zu Verteidigerwechsel und Rechtsmitteln finden ebenfalls An-
wendung, theoretisch ist auch § 144 StPO-E anwendbar, dürfte in der Praxis aber kaum 
eine Rolle spielen.  

Zu Nummer 16 (§ 428) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung, die aus der vorgeschlagenen Streichung von 
§ 140 Absatz 2 Satz 2 StPO und Überführung des Falles der notwendigen Verteidigung 
bei Antrag eines hör- oder sprachbehinderten Beschuldigten in den Katalog des § 140 
Absatz 1 Nummer 11 StPO-E sowie der dabei erfolgenden – aus Gleichheitsgesichts-
punkten notwendigen – Erweiterung auf sehbehinderte Beschuldigte resultiert.  

Zu Artikel 2 (Änderung der Bundesrechtsanwaltsordnung) 

Die in § 31 Absatz 3 BRAO vorgesehene Ergänzung der in die Verzeichnisse der Rechts-
anwaltskammern einzutragenden Angaben um das von dem Rechtsanwalt angezeigte 
Interesse an der Übernahme von Pflichtverteidigungen ist erforderlich, um den Gerichten 
die Auswahl eines Pflichtverteidigers gemäß § 142 Absatz 4 StPO-E anhand des bun-
desweiten amtlichen Anwaltsverzeichnisses zu ermöglichen.  

Zu Artikel 3 (Änderung der Rechtsanwaltsverzeichnis- und -postfachverordnung) 

Zu Nummer 1 

Die Erweiterung der Suchfunktionen ist erforderlich, damit die Gerichte die ihnen zukünftig 
nach § 142 Absatz 4 StPO-E obliegende Suche nach an einer Pflichtverteidigung interes-
sierten Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten durchführen können. 

Zu Nummer 2 

Die bisher bei der Anwaltssuche vorgesehene mögliche Beschränkung auf eine Tref-
feranzahl von 50 ist mit der Neuregelung in § 142 Absatz 4 StPO-E nicht mehr vereinbar 
und soll daher entfallen. Denn wenn ein Gericht (letztlich aber auch eine Beschuldigte 
oder ein Beschuldigter selbst, die oder der eine geeignete Verteidigerin oder einen geeig-
neten Verteidiger auswählen möchte) zum Beispiel in Berlin oder München nach Fachan-
wältinnen oder Fachanwälten für Strafrecht oder interessierten Rechtsanwältinnen oder 
Rechtsanwälten sucht, so wird dies zu deutlich mehr als 50 Treffern führen. Eine techni-
sche, in Bezug auf die Auswahlkriterien für die Suchenden intransparente und vor allem 
von ihnen nicht zu beeinflussende Einschränkung der Suchergebnisse von Seiten des 
Bundesweiten Anwaltlichen Anwaltsverzeichnisses wäre jedoch mit dem Ziel, den Su-
chenden eine umfassende Auswahl unter allen in Betracht kommenden Anwältinnen und 
Anwälten zu ermöglichen, nicht zu vereinbaren. 

Zu Nummer 3 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Nummer 2. 
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Zu Artikel 4 (Änderung des Gesetzes über die internationale Rechtshilfe in Strafsa-
chen) 

Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 

Die Inhaltsübersicht ist anzupassen, da künftig statt des Begriffs des Beistands der Begriff 
des Rechtsbeistands verwendet werden soll. Diese Änderung betrifft die Überschriften der 
§§ 40, 53 und 87e IRG.  

§ 87j IRG soll neu eingefügt werden. Daher ist die Inhaltsübersicht auch um diese neue 
Bestimmung zu ergänzen.  

Zu Nummer 2 (§§ 21, 22 und 28)  

Der Begriff des Beistands soll durch den Begriff des Rechtsbeistands ersetzt werden. 
Dies dient der Abgrenzung zum Begriff des Beistands, wie er in anderen Gesetzen, bei-
spielsweise in § 69 JGG, verwendet wird. Es soll dadurch zum Ausdruck kommen, dass 
es sich um einen rechtskundigen Beistand handeln muss.  

Der zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2013/48 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 22. Oktober 2013 über das Recht auf Zugang zum Rechtsbeistand neu einge-
führte § 83c Absatz 2 IRG verwendet bereits den Begriff des Rechtsbeistands. Im Sinne 
einer einheitlichen Terminologie sollen daher nunmehr auch die übrigen Bestimmungen 
des IRG, die den Begriff des Beistands verwenden, angepasst werden.  

Eine Übernahme der Bezeichnung „Verteidiger“ oder „Pflichtverteidiger“, wie er in den 
Umsetzungsbestimmungen der StPO verwendet wird, scheidet aus, da das Rechtshilfe-
verfahren kein Strafverfahren ist. Gleichwohl ist der Personenkreis, der als Verteidiger 
oder Rechtsbeistand bestellt werden kann, identisch, soweit nicht im IRG eine abwei-
chende Regelung greift, insbesondere der Ausschluss des § 139 StPO in § 40 Absatz 5 
Satz 1 IRG-E.  

Zu Nummer 3 (§ 31) 

In Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 2 soll jeweils der Begriff des Beistands durch den 
Begriff des Rechtsbeistands ersetzt werden (vgl. hierzu die Begründung zu Nummer 2). 

Absatz 2 Satz 3 soll aufgehoben werden, da der Zeitpunkt, zu dem der verfolgten Person 
ein Rechtsbeistand zu bestellen ist, nach § 40 Absatz 2 IRG-E vorverlagert wird und eine 
Bestellung bereits unverzüglich mit der Festnahme oder nach Bekanntgabe des Ersu-
chens zu erfolgen hat. Wird daher eine mündliche Verhandlung nach § 31 IRG durchge-
führt, hat die verfolgte Person bereits einen Rechtsbeistand.  

Zu Nummer 4 (§ 32) 

Der Begriff des Beistands soll durch den Begriff des Rechtsbeistands ersetzt werden 
(vgl. hierzu die Begründung zu Nummer 2). 

Zu Nummer 5 (§ 40) 

Das IRG sieht mit dem geltenden § 40 IRG bereits eine Regelung über den Rechtsbei-
stand in Auslieferungsverfahren vor. Der Anwendungsbereich erstreckt sich sowohl auf 
den Rechtshilfeverkehr mit Staaten außerhalb der Europäischen Union als auch in Ver-
bindung mit § 78 Absatz 1 IRG auf die strafrechtliche Zusammenarbeit mit Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union. Die bestehende Norm bleibt die Grundlage einer gesetzlichen 
Regelung der Rechtsbeistandschaft in Auslieferungsverfahren, bedarf aber einer Anpas-
sung an die Vorgaben des Artikels 5 der PKH-Richtlinie. 
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Zu Absatz 1 

Absatz 1 regelt weiterhin das Recht auf einen Rechtsbeistand und soll lediglich sprachlich 
angepasst werden. Der Begriff des Verfolgten soll durch den Begriff der verfolgten Person 
ersetzt werden, um künftig eine geschlechtsneutrale Formulierung zu verwenden.  

Der Begriff des Beistands soll durch den Begriff des Rechtsbeistands ersetzt werden. Die 
sprachliche Anpassung an den Begriff des Rechtsbeistands dient auch hier der Abgren-
zung zum Begriff des Beistands, wie er in anderen Gesetzen verwendet wird und dort 
nicht notwendigerweise eine juristische Ausbildung voraussetzt (vgl. ergänzend die Be-
gründung zu Nummer 2).  

Inhaltlich besteht kein Anpassungsbedarf, da das nach geltender Rechtslage in § 40 Ab-
satz 1 IRG verankerte Recht auf einen Rechtsbeistand bereits – wie bei der im Strafpro-
zessrecht korrespondierenden Norm des § 137 StPO – den europarechtlichen Vorgaben 
der Richtlinie entspricht.  

Zu Absatz 2 

Die Anpassung des § 40 Absatz 2 IRG dient der Umsetzung von Artikel 5 Absatz 1 der 
PKH-Richtlinie. Danach hat der Vollstreckungsmitgliedstaat sicherzustellen, dass gesuch-
te Personen ab dem Zeitpunkt ihrer Festnahme aufgrund eines Europäischen Haftbefehls 
bis zu ihrer Übergabe oder bis zu dem Zeitpunkt, zu dem die Entscheidung, sie nicht zu 
übergeben, rechtskräftig geworden ist, Anspruch auf Prozesskostenhilfe haben. Der An-
spruch auf Prozesskostenhilfe wird – im Einklang mit der bestehenden Systematik – durch 
die Regelung einer notwendigen Rechtsbeistandschaft umgesetzt.  

Absatz 2 soll künftig vorsehen, dass alle Übergabefälle aufgrund eines Europäischen 
Haftbefehls sowie alle Auslieferungsfälle mit Drittstaaten zwingend Fälle der notwendigen 
Rechtsbeistandschaft sind. Die nach bisheriger Rechtslage in § 40 Absatz 2 IRG geregel-
ten einschränkenden Voraussetzungen für die Beiordnung sollen ersatzlos wegfallen.  

aa) Die an die Mitgliedstaaten adressierte Umsetzungspflicht aus Artikel 5 Absatz 1 der 
PKH-Richtlinie betrifft lediglich den Übergabeverkehr mit den Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union. § 40 Absatz 2 IRG-E soll jedoch vorsehen, dass verfolgten Personen in al-
len Auslieferungssachen, also auch in Auslieferungsverfahren mit Staaten außerhalb der 
Europäischen Union, im eingehenden Rechtshilfeverkehr ein Rechtsbeistand zu bestellen 
ist. 

Die Erstreckung der Neuregelung auf alle Auslieferungsfälle, also auch auf Auslieferungs-
verfahren mit Staaten außerhalb der Europäischen Union, ist sachgerecht, da Ausliefe-
rungsverfahren der Natur der Sache nach häufig mit besonderen Schwierigkeiten der 
Sach- und Rechtslage verbunden sind. Oftmals handelt es sich um Fälle von überdurch-
schnittlicher Komplexität. Gerade aus diesem Grund regelt das IRG für Auslieferungsver-
fahren eine sachliche Zuständigkeit der Oberlandesgerichte, um eine Fallbearbeitung 
durch erfahrene Richterinnen und Richter zu gewährleisten.  

Eine unterschiedliche Behandlung von Übergabeverfahren der strafrechtlichen Zusam-
menarbeit mit Mitgliedstaaten und von Auslieferungsverfahren mit Staaten außerhalb der 
Europäischen Union, lässt sich nach wertender Betrachtung nicht rechtfertigen. Denn 
während Mitgliedstaaten im Rahmen ihrer Zusammenarbeit grundsätzlich in die Wahrung 
der Grundrechte durch den jeweils anderen Mitgliedstaat vertrauen können und das Sys-
tem der strafrechtlichen Zusammenarbeit aus diesem Grund auf dem Prinzip der gegen-
seitigen Anerkennung beruht, ist die Sach- und Rechtslage im Verhältnis zu Staaten au-
ßerhalb der Europäischen Union oftmals weitaus unübersichtlicher und im Einzelnen 
schwerer zu beurteilen. Dies rechtfertigt, die notwendige Rechtsbeistandschaft in Auslie-
ferungsverfahren unterschiedslos an dieselben Voraussetzungen zu knüpfen, unabhängig 
davon, ob es sich um einen Mitgliedstaat der Europäischen Union handelt oder nicht.  
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bb) Zeitlicher Anknüpfungspunkt für die notwendige Beiordnung eines Rechtsbeistands ist 
die Festnahme. Für Übergabefälle aufgrund eines Europäischen Haftbefehls folgt dieser 
Zeitpunkt aus Artikel 5 Absatz 1 der PKH-Richtlinie. Diese Anknüpfung wird auf die Aus-
lieferungsfälle im Rechtshilfeverkehr mit Drittstaaten übertragen. Wird die verfolgte Per-
son aufgrund eines bereits erlassenen Europäischen Haftbefehls ergriffen, sind die erfor-
derlichen Voraussetzungen für die notwendige Rechtsbeistandschaft erfüllt. Gleiches gilt 
für den Fall der vorläufigen Festnahme, wenn die verfolgte Person aufgrund eines Fahn-
dungsersuchens zum Zweck der Überstellung festgenommen wird, ohne dass bereits ein 
Europäischer Haftbefehl vorliegt. Artikel 5 Absatz 1 der PKH-Richtlinie knüpft lediglich an 
den Begriff der Festnahme an und regelt dabei seinem Wortlaut nach keinen Ausschluss 
der vorläufigen Festnahme, so dass diese als ein Unterfall der Festnahme erfasst wird. 
Da die Ausschreibung zur Festnahme zwecks Überstellung nach dem Beschluss 
2007/533/JI des Rates vom 12. Juni 2007 über die Einrichtung, den Betrieb und die Nut-
zung des Schengener Informationssystems der zweiten Generation (SIS II) (ABl. L 205, 
S. 63) unter Beifügung der erforderlichen Angaben als Europäischer Haftbefehl gilt, erfolgt 
die Festnahme in einem solchen Fall auch aufgrund eines Europäischen Haftbefehls im 
Sinne des Artikels 5 Absatz 1 der PKH-Richtlinie. 

Erfolgt keine Festnahme, knüpft § 40 Absatz 2 Satz 3 IRG-E an die Bekanntgabe des 
Auslieferungsersuchens an. Diese Fälle haben zwar in der Praxis gegenüber den Fällen, 
in denen eine Festnahme erfolgt, eine untergeordnete Bedeutung, werfen aber dennoch 
oftmals vergleichbar komplexe Sach- und Rechtsfragen auf, die die Bestellung eines 
Rechtsbeistands sachgerecht erscheinen lassen. Die Erfassung auch derjenigen Fälle, in 
denen keine Festnahme erfolgt, dient überdies dazu, verfolgte Personen gegenüber der 
bisherigen Rechtslage nicht schlechter zu stellen. Denn bisher war die Festnahme gerade 
kein Anknüpfungspunkt für die Bestellung eines Rechtsbeistands. Entscheidend waren 
vielmehr die in § 40 Absatz 2 IRG geregelten Voraussetzungen, so dass beispielsweise 
einer verfolgten Person unter 18 Jahren in jedem Fall ein Rechtsbeistand zu bestellen 
war.  

Zu Absatz 3 

In Absatz 3 soll vorgesehen werden, dass das Gericht, dem die verfolgte Person vorzu-
führen ist, auch über die Bestellung entscheidet. Die sachliche und örtliche Zuständigkeit 
der Gerichte ist im IRG für Auslieferungsverfahren geregelt, so dass auch zur Bestim-
mung der Zuständigkeit für die Bestellung des Rechtsbeistands eine Regelung in das IRG 
aufzunehmen ist.  

Obgleich in Auslieferungsverfahren nach § 14 IRG grundsätzlich eine sachliche Zustän-
digkeit des Oberlandesgerichts besteht, ist es sinnvoll, demjenigen Gericht die Zuständig-
keit für die Bestellung des Rechtsbeistands zu übertragen, das sich nach der Festnahme 
am zeitnächsten mit der verfolgten Person zu befassen hat. Dies ist nach der Konzeption 
der §§ 21, 22 IRG der Richter des nächsten Amtsgerichts, dem die verfolgte Person vor-
zuführen ist. Wird die Person nicht festgenommen, so ist das Gericht zuständig, das für 
die Vorführung zuständig wäre, wenn eine Festnahme erfolgt wäre. 

Zu Absatz 4 

Artikel 5 Absatz 1 der PKH-Richtlinie knüpft hinsichtlich der Dauer und des Beendigungs-
zeitpunkts der Bestellung an die Übergabe oder den Zeitpunkt an, zu dem die Entschei-
dung, die Person nicht zu übergeben, rechtskräftig geworden ist. Daher soll in Absatz 4 
eine Regelung zur Beendigung der notwendigen Rechtsbeistandschaft vorgesehen wer-
den. Dabei soll, sofern die verfolgte Person nicht übergeben wird, jedoch nicht allein auf 
die Rechtskraft, sondern umfassender auf die abschließende Entscheidung abgestellt 
werden. 
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Die Bestellung endet mit der tatsächlichen Übergabe der verfolgten Person an den ersu-
chenden Staat. Erfolgt keine Übergabe, so kommt es für die Beendigung der Rechtsbei-
standschaft nach den Vorgaben der PKH-Richtlinie auf den Zeitpunkt der Rechtskraft der 
Entscheidung an, die verfolgte Person nicht zu übergeben. Rechtskräftig entschieden ist 
das Auslieferungsverfahren mit der Entscheidung des Oberlandesgerichts über die Auslie-
ferung nach § 32 IRG. Dieser Beschluss ist nach § 13 Absatz 1 Satz 2 IRG unanfechtbar. 
Diese Entscheidung ist jedoch nur dann abschließend im Sinne des Absatzes 4, wenn 
sich kein Verfahren nach § 33 IRG anschließt. 

Erfasst werden sollen jedoch auch diejenigen Fälle, in denen sich ein Verfahren nach § 33 
IRG anschließt. In diesen Fällen ergeht nach Rechtskraft eine weitere Entscheidung. Ent-
scheidet das Oberlandesgericht unter den Voraussetzungen des § 33 IRG erneut über die 
Zulässigkeit, soll Beendigungszeitpunkt der Bestellung daher erst die Entscheidung des 
Oberlandesgerichts nach Abschluss dieses Verfahrens sein, sofern die Auslieferung für 
unzulässig erachtet wird. Diese Entscheidung ist abschließend im Sinne des Absatzes 4.  

Erklärt sich die verfolgte Person mit dem vereinfachten Auslieferungsverfahren nach § 41 
IRG einverstanden und beantragt die Staatsanwaltschaft bei dem Oberlandesgericht kei-
ne gerichtliche Entscheidung über die Zulässigkeit der Auslieferung, ergeht die Bewilli-
gungsentscheidung der zuständigen Stelle ohne eine gerichtliche Befassung. Eine rechts-
kräftige Entscheidung eines Gerichts ergeht in diesem Fall nicht.  

Wird die Auslieferung bewilligt, endet in diesen Fällen die notwendige Rechtsbeistand-
schaft mit der Übergabe der verfolgten Person. Wird jedoch die verfolgte Person trotz 
Durchführung des vereinfachten Auslieferungsverfahrens letztlich nicht übergeben, da die 
Auslieferung nicht bewilligt wird, ist diese Entscheidung, die verfolgte Person nicht zu 
übergeben, abschließend. In diesem Fall endet somit mit der Entscheidung über die 
Nichtbewilligung der Auslieferung auch die notwendige Rechtsbeistandschaft.  

Zu Absatz 5 

Absatz 5 konkretisiert die allgemeine Verweisungsbestimmung des § 77 Absatz 1 IRG, 
die die Anwendung anderer Verfahrensvorschriften, insbesondere der Strafprozessord-
nung, vorsieht.  

Geregelt ist in Absatz 5 Satz 1 die entsprechende Geltung der Vorschriften des Elften 
Abschnittes des Ersten Buches der Strafprozessordnung, wobei vereinzelte Bestimmun-
gen der Strafprozessordnung ausdrücklich ausgenommen sind. Dies sind die §§ 139, 140, 
141 Absatz 1, § 142 Absatz 1, § 143 sowie § 144 StPO-E. Ausgeschlossen ist daher die 
in § 139 StPO geregelte Übertragung der Rechtsbeistandschaft auf einen Rechtsreferen-
dar. § 140 StPO-E regelt die Fälle der notwendigen Verteidigung, die auf das strafrechtli-
che Verfahren ausgerichtet sind. Da die notwendige Rechtsbeistandschaft in rechtshilfe-
rechtlichen Verfahren speziell geregelt ist, scheidet eine Übertragbarkeit aus. Ebenso 
wenig lassen sich die Fallgruppen des § 141 Absatz 1 StPO-E zur Bestellung eines 
Pflichtverteidigers und die Bestimmungen über die Zuständigkeit nach § 142 Absatz 1 
StPO-E auf rechtshilferechtliche Verfahren übertragen. Auch die Dauer und Beendigung 
der Bestellung ist in § 40 IRG-E speziell geregelt, so dass es keines Verweises auf § 143 
bedarf. Schließlich ist in Auslieferungsverfahren kein Sicherungsverteidiger erforderlich, 
wie er in § 144 StPO-E normiert ist. 

Absatz 5 Satz 2 regelt ergänzend zu § 142 Absatz 5 und § 143a Absatz 3 StPO-E eine 
abweichende gerichtliche Zuständigkeit für die Entscheidung über das Rechtsmittel der 
sofortigen Beschwerde. Es ist sachgerecht, dass das Gericht über die sofortige Be-
schwerde entscheidet, das auch für die Entscheidung über die Zulässigkeit der Ausliefe-
rung zuständig ist, um Verfahren möglichst auf wenige befasste Gerichte zu konzentrie-
ren. Sachlich zuständig ist daher das Oberlandesgericht. 
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Zu Nummer 6 (§ 45) 

Inhaltlicher Anpassungsbedarf besteht für den Bereich der Durchlieferungen lediglich in 
§ 45 Absatz 6 IRG. § 45 Absatz 5 IRG erfährt durch die Ersetzung des Begriffs des Bei-
stands durch den Begriff des Rechtsbeistands daneben nur eine sprachliche Präzisierung 
(vgl. hierzu die Begründung zu Nummer 2).  

Die geltende Bestimmung des § 45 Absatz 6 IRG verweist auf verschiedene Rechtsnor-
men der Auslieferung, darunter auch auf § 40 IRG. Bislang ist somit ein Gleichlauf bei den 
Voraussetzungen zur Bestellung eines Pflichtbeistands bei Durchlieferungssachen und 
Auslieferungssachen geregelt.  

Dieser Gleichlauf ist jedoch dann nicht mehr sachgerecht, wenn nunmehr in allen Auslie-
ferungsverfahren die Rechtsbeistandschaft notwendig ist. Bei der Durchlieferung soll dies 
aufgrund der geringeren sachlichen und rechtlichen Komplexität weiterhin nur unter den 
bislang geltenden Voraussetzungen erforderlich sein. So erfolgt bei der Durchlieferung 
nach § 43 Absatz 3 IRG lediglich eine eingeschränkte Prüfung der Auslieferungsvoraus-
setzungen. Zudem beschränkt sich der Aufenthalt der verfolgten Person im Durchliefe-
rungsmitgliedstaat üblicherweise auf einen kurzen Zeitraum. Daher verweist § 45 Ab-
satz 6 Satz 2 IRG-E zwar weiterhin auf § 40 IRG, normiert jedoch einschränkende Vo-
raussetzungen der notwendigen Rechtsbeistandschaft. 

Eine Verpflichtung zur Bestellung eines Rechtsbeistands legt die PKH-Richtlinie den Mit-
gliedstaaten nicht auf. Die an den Vollstreckungsmitgliedstaat gerichtete Pflicht aus Arti-
kel 5 Absatz 1, in jedem Auslieferungsverfahren zwischen Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union einen Pflichtbeistand zu bestellen, ist daher nicht auch für Durchlieferungs-
verfahren umzusetzen.  

Artikel 5 Absatz 1 der PKH-Richtlinie adressiert nur den Vollstreckungsmitgliedstaat. Der 
Rahmenbeschluss 2002/584/JI des Rates vom 13. Juni 2002 über den Europäischen 
Haftbefehl und die Übergabeverfahren zwischen den Mitgliedstaaten in der durch den 
Rahmenbeschluss 2009/299/JI des Rates vom 26. Februar 2009 geänderten Fassung 
unterscheidet zwischen dem Vollstreckungsmitgliedstaat (z.B. in Artikel 2 Absatz 4) und 
dem Durchlieferungsmitgliedstaat (z.B. in Artikel 25 Absatz 1). Die Pflicht aus Artikel 5 
Absatz 1 der PKH-Richtlinie richtet sich nicht an den Durchlieferungsmitgliedstaat. Denn 
bezöge sich die Pflicht zur Bestellung eines Pflichtbeistands auch auf alle Fälle der Durch-
lieferung im Rahmen der strafrechtlichen Zusammenarbeit von Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Union, würde die Norm neben dem Begriff des Vollstreckungsmitgliedstaats 
auch den Durchlieferungsmitgliedstaat benennen. 

Zu Nummer 7 (§ 47) 

Der Begriff des Beistands soll durch den Begriff des Rechtsbeistands ersetzt werden (vgl. 
hierzu die Begründung zu Nummer 2). 

Zu Nummer 8 (§ 53) 

Zwar folgt für den Bereich der Vollstreckungshilfe kein Umsetzungsbedarf aus der Richtli-
nie, allerdings ist die Regelung der Rechtsbeistandschaft im Recht der Vollstreckungshilfe 
eng an die Regelung der Rechtsbeistandschaft im Auslieferungsrecht (§ 40 IRG) ange-
lehnt, so dass es aus Gründen der Kohärenz und Systematik einer geringfügigen Anpas-
sung des § 53 IRG bedarf. 

Auch für den Bereich der Vollstreckungshilfe soll der Begriff des Beistands durch den Be-
griff des Rechtsbeistands ersetzt werden (vgl. hierzu die Begründung zu Nummer 2). An-
ders als im Auslieferungsverfahren verwendet das IRG im Vollstreckungshilferecht bereits 
den Begriff der verurteilten Person, so dass diesbezüglich keine Änderung veranlasst ist. 
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Absatz 2 erfährt eine Anpassung an den Sprachgebrauch des § 40 IRG sowie der StPO 
("Ein Fall der notwendigen Beistandschaft liegt vor, wenn“). Inhaltlich ändern sich die Vo-
raussetzungen für die notwendige Rechtsbeistandschaft nicht. Anders als im Bereich der 
Auslieferung sind also weiterhin die nach § 53 Absatz 2 IRG ausdrücklich normierten Vo-
raussetzungen zu prüfen.  

Sinnvoll erscheint, die Kernaussagen zu Art und Weise und Zeitpunkt der Bestellung des 
Rechtsbeistands sowie zur Zuständigkeit des Gerichts – entsprechend der Bestimmung 
des § 40 Absatz 3 IRG – auch in einem neuen § 53 Absatz 3 IRG zu normieren.  

Die besondere Verweisungsnorm des § 53 Absatz 4 IRG soll ebenfalls angepasst werden, 
um weiterhin einen Gleichlauf zum Auslieferungsrecht zu regeln. Einer besonderen Zu-
ständigkeitsregelung betreffend die Entscheidung über die sofortige Beschwerde nach 
§ 142 Absatz 5 und § 143a Absatz 3 StPO-E bedarf es anders als in Auslieferungsverfah-
ren nicht (vgl. § 40 Absatz 5 Satz 2 IRG-E), da nach § 50 Satz 1 IRG das Landgericht für 
die Entscheidung über die Vollstreckbarkeit eines ausländischen Erkenntnisses zuständig 
ist und somit die sachliche Zuständigkeit des Oberlandesgerichts ohnehin aus der nach 
§ 77 Absatz 1 IRG entsprechenden Anwendung der Bestimmungen des GVG begründet 
ist. 

Zu Nummer 9 (§ 83j) 

Zu Absatz 1 

§ 83j IRG-E dient der Umsetzung von Artikel 5 Absatz 2 der PKH-Richtlinie, wonach der 
Ausstellungsmitgliedstaat sicherzustellen hat, dass gesuchte Personen, gegen die ein 
Verfahren zur Vollstreckung eines Europäischen Haftbefehls zum Zwecke der Strafverfol-
gung anhängig ist und die gemäß Artikel 10 Absatz 4 und 5 der Richtlinie (EU) 2013/48 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Oktober 2013 über das Recht auf 
Zugang zum Rechtsbeistand ihr Recht auf Benennung eines Rechtsbeistands im Ausstel-
lungsmitgliedstaat zur Unterstützung des Rechtsbeistands im Vollstreckungsmitgliedstaat 
wahrnehmen, insoweit Anspruch auf Prozesskostenhilfe im Ausstellungsmitgliedstaat für 
die Zwecke eines solchen Verfahrens im Vollstreckungsmitgliedstaat haben, als Prozess-
kostenhilfe erforderlich ist, um den wirksamen Zugang zu den Gerichten zu gewährleisten.  

Das Recht auf Benennung des Rechtsbeistands im Ausstellungsmitgliedstaat folgt aus 
dem bereits in § 83c Absatz 2 IRG umgesetzten Artikel 10 Absatz 4 und 5 der Richtlinie 
(EU) 2013/48. Die Rolle des Rechtsbeistands im Ausstellungsmitgliedstaat besteht dabei 
darin, den Rechtsbeistand im Vollstreckungsmitgliedstaat zu unterstützen, indem er jenen 
Rechtsbeistand mit Informationen versorgt und berät, damit die gesuchte Person ihre 
Rechte nach dem Rahmenbeschluss 2002/584/JI des Rates wirksam ausüben kann. Arti-
kel 5 Absatz 2 der PKH-Richtlinie regelt die Bestellung dieses benannten Rechtsbei-
stands. Es handelt sich künftig um einen Fall der notwendigen Beistandschaft.  

In Anlehnung an die Terminologie der StPO, insbesondere an § 142 StPO-E, soll statt des 
Wortes Benennung das Wort Bezeichnung verwendet werden. Die Bezeichnung ist nicht 
gleichzusetzen mit der Mandatierung des Rechtsbeistands. Nicht erforderlich ist, dass die 
verfolgte Person einen Rechtsbeistand namentlich bezeichnet. Ausreichend ist beispiels-
weise auch, dass es die verfolgte Person dem Gericht überlässt, einen Rechtsbeistand 
aus einer von ihm übermittelten Liste zu auszuwählen oder zunächst lediglich allgemein 
um einen Rechtsbeistand bittet und sich erst nachträglich die Auswahl durch das Gericht 
zu eigen macht. Bleibt die verfolgte Person jedoch untätig, fehlt es an der von Artikel 5 der 
PKH-Richtlinie ausdrücklich geforderten Voraussetzung, die den Fall der notwendigen 
Rechtsbeistandschaft auslöst.  

Die Richtlinien für den Verkehr mit dem Ausland in strafrechtlichen Angelegenheiten wer-
den um eine Unterrichtungspflicht des nach Absatz 2 zuständigen Gerichts über die Mög-
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lichkeit der Benennung eines Rechtsbeistands im Geltungsbereich dieses Gesetzes und 
die Möglichkeit der Beantragung dessen Bestellung erweitert werden.  

Systematisch ist die Neuregelung in Abschnitt 4 des Achten Teils des IRG verortet. Dieser 
Abschnitt enthält besondere Regelungen für ausgehende Ersuchen um Auslieferung an 
einen Mitgliedstaat der Europäischen Union, somit diejenigen Bestimmungen, die sich an 
Deutschland als Ausstellungsmitgliedstaat eines Europäischen Haftbefehls richten. 

Die Richtlinie beschränkt die Pflicht des Artikels 5 Absatz 2 der PKH-Richtlinie auf Fälle, 
in denen ein Europäischer Haftbefehl zum Zwecke der Strafverfolgung ausgestellt ist. 
§ 83j IRG-E betrifft somit keine Fälle eines Europäischen Haftbefehls zum Zwecke der 
Strafvollstreckung.  

Ob der Fall einer notwendigen Rechtsbeistandschaft vorliegt, richtet sich gemäß der 
Richtlinie nach der Erforderlichkeit für einen wirksamen Zugang zu den Gerichten des 
ersuchten Staates. Eine solche Erforderlichkeit wird insbesondere dann anzunehmen 
sein, wenn sich in einem Übergabeverfahren die Zulässigkeitsprüfung nach dem Recht 
des vollstreckenden Mitgliedstaats ausnahmsweise auch auf den hinreichenden Tatver-
dacht erstreckt, wie dies § 10 Absatz 2 IRG im deutschen Recht vorsieht. Ein weiteres 
Beispiel sind Fälle, in denen ein Rechtsbeistand Einwände gegen den nationalen Haftbe-
fehl geltend macht, um dem Europäischen Haftbefehl die Grundlage zu entziehen. Auch 
in einer solchen Konstellation kann die Unterstützung eines Rechtsbeistands in einem 
anderen Mitgliedstaat durch einen Rechtsbeistand im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
erforderlich sein. 

Zu Absatz 2 

In § 83j Absatz 2 IRG-E soll entsprechend § 40 und § 53 IRG eine Regelung zu Art und 
Weise der Bestellung aufgenommen werden. Notwendig ist eine Prüfung des entschei-
denden Gerichts, ob die Mitwirkung eines Rechtsbeistands zur Gewährleistung des Zu-
gangs zu den Gerichten des ersuchten Mitgliedstaats erforderlich ist. Diese Konstellation 
unterscheidet sich von Fällen des eingehenden Auslieferungsverkehrs, in denen nach 
§ 40 IRG-E allein die Tatsache der Festnahme aufgrund eines Europäischen Haftbefehls 
oder Auslieferungshaftbefehls oder – falls keine Festnahme erfolgt – die Bekanntgabe des 
Auslieferungsersuchens die Bestellung eines Rechtsbeistands auslöst, ohne dass weitere 
Prüfungsspielräume bestehen.  

§ 83j Absatz 2 Satz 2 IRG-E normiert die Zuständigkeit für die Bestellung des Rechtsbei-
stands. Da bei ausgehenden Ersuchen in Überstellungsverfahren keine gerichtliche Be-
fassung erfolgt, ist es sachgerecht, die Zuständigkeit an die Umsetzungsbestimmungen 
der Strafprozessordnung anzulehnen. Sachlich zuständig ist daher das Gericht, in dessen 
Bezirk die Staatsanwaltschaft oder ihre zuständige Zweigstelle ihren Sitz hat. Nach Erhe-
bung der Klage hat der Vorsitzende des Gerichts über die Bestellung zu entscheiden, bei 
dem das Verfahren anhängig ist. 

Zu Absatz 3 

Anders als Artikel 5 Absatz 1 der PKH-Richtlinie trifft Absatz 2 zur Dauer der Bestellung 
keine näheren Vorgaben, sondern knüpft diesbezüglich lediglich an die Erforderlichkeit für 
einen wirksamen Zugang zu den Gerichten des ersuchten Mitgliedstaates an. Entschei-
dend sind daher die Umstände des jeweiligen Einzelfalles. 

Die Bestellung soll jedoch nach § 83j Absatz 3 IRG-E aufgehoben werden, wenn die Vo-
raussetzungen nach Absatz 1 nicht mehr vorliegen oder die verfolgte Person überstellt 
worden ist. In letzterem Fall richtet sich die Beurteilung, ob der verfolgten Person als 
strafprozessualer Rechtsbeistand ein Verteidiger zu bestellen ist, nach den Bestimmun-
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gen der StPO. Folglich bedarf es in der Regel keines Rechtsbeistands nach § 83j IRG 
mehr. 

Zu Absatz 4 

Einer besonderen Zuständigkeitsregelung betreffend die Entscheidung über die sofortige 
Beschwerde nach § 142 Absatz 5 und § 143a Absatz 3 StPO-E bedarf es anders als in 
§ 40 Absatz 5 Satz 2 IRG-E nicht, da eine entsprechende Anwendung der Bestimmungen 
des Gerichtsverfassungsgesetzes nach § 77 Absatz 1 IRG erfolgt und diese anders als 
bei eingehenden Ersuchen sachgerecht ist. Während bei eingehenden Ersuchen ein ge-
richtliches Verfahren vor dem Oberlandesgericht grundsätzlich stattfindet, sofern kein ver-
einfachtes Verfahren nach § 41 IRG durchgeführt wird, ist bei ausgehenden Ersuchen 
keine gerichtliche Zulässigkeitsentscheidung und somit keine ausdrücklich geregelte Zu-
ständigkeit des Oberlandesgerichts vorgesehen. Einer von den Vorschriften des GVG 
abweichenden Übertragung der Entscheidungszuständigkeit über die sofortige Beschwer-
de auf die Oberlandesgerichte, um die gerichtliche Zuständigkeit zu konzentrieren, bedarf 
es daher nicht. 

Zu Nummer 10 (§ 87e) 

Der Begriff des Beistands soll durch den Begriff des Rechtsbeistands ersetzt werden.  

Zu Artikel 5 (Änderung des IStGH-Gesetzes) 

Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht) 

Die Inhaltsübersicht ist anzupassen, da künftig entsprechend den Änderungen im IRG 
statt des Begriffs des Beistands auch im Gesetz über die Zusammenarbeit mit dem Inter-
nationalen Strafgerichtshof (IStGHG) der Begriff des Rechtsbeistands verwendet werden 
soll. Diese Änderung betrifft die Überschriften der §§ 31 und 46 IStGHG. 

Zu Nummer 2 (§ 14) 

Der Begriff des Beistands wird durch den Begriff des Rechtsbeistands ersetzt. Hierdurch 
soll klargestellt werden, dass es sich um einen rechtskundigen Beistand handeln muss. 

Zu Nummer 3 (§§ 21, 22) 

Der Begriff des Beistands soll durch den Begriff des Rechtsbeistands ersetzt werden 
(vgl. hierzu die Begründung zu Nummer 2). 

Zu Nummer 4 (§ 31) 

§ 31 IStGHG regelt die Rechtsbeistandschaft in Überstellungsverfahren, wie sie in den 
§§ 2 bis 33 IStGHG geregelt sind. § 31 IStGHG soll an die gesetzliche Regelung der 
Rechtsbeistandschaft des § 40 IRG-E in Auslieferungsverfahren angepasst werden.  

Diese Anpassung steht im Einklang mit den Bestimmungen des Römischen Statuts des 
Internationalen Strafgerichtshofes (IStGH-Statut) und der Verfahrens- und Beweisordnung 
des IStGH. Vorgaben, die der Neuregelung des § 31 IStGHG entgegenstünden, sieht das 
IStGH-Statut nicht vor. So knüpft insbesondere das in Artikel 55 Absatz 2 Buchstabe b 
des IStGH-Statuts geregelte Recht einer verfolgten Person, sich durch einen Verteidiger 
ihrer Wahl verteidigen zu lassen oder, falls sie keinen Verteidiger hat, das Recht auf Be-
stellung eines Verteidigers, wenn dies im Interesse der Rechtspflege erforderlich ist, an 
die Ermittlungen und die Strafverfolgung durch den IStGH an, während § 31 IStGHG le-
diglich den Überstellungsverkehr mit dem IStGH betrifft. Gleiches gilt hinsichtlich des 



 - 58 -   

Hauptverfahrens vor dem IStGH für die diesbezüglichen Vorgaben zur Rechtsbeistand-
schaft, wie sie in Artikel 67 Absatz 1 Buchstabe d IStGH-Statut geregelt sind. 

Die Änderungen des § 31 IStGHG dienen im Wesentlichen dazu, einen Gleichlauf der 
Regelungen über die Rechtsbeistandschaft im Überstellungsverkehr mit dem Internationa-
len Strafgerichtshof mit den diese betreffenden Regelungen zum Auslieferungs- und 
Übergabeverkehr mit den Mitgliedstaaten der Europäischen Union und Drittstaaten herzu-
stellen.  

Inhaltlich neu geregelt wird – entsprechend der Änderung des § 40 Absatz 3 IRG-E – ins-
besondere die gerichtliche Zuständigkeit für die Bestellung des Rechtsbeistands. Sinnvoll 
ist auch im Überstellungsverfahren nach den §§ 2 bis 33 IStGHG eine Übertragung der 
Zuständigkeit für die Bestellung eines Rechtsbeistands auf das nächste Amtsgericht, dem 
die verfolgte Person vorgeführt wird oder – falls sie nicht festgenommen wird – im Fall 
einer Festnahme vorzuführen wäre. Hierbei handelt es sich um das sachnächste Gericht, 
mit dem die verfolgte Person frühzeitig in Kontakt tritt. Dem bisher zuständigen Oberlan-
desgericht wird nach Absatz 5 künftig die Zuständigkeit für die sofortige Beschwerde ge-
gen diese Entscheidung übertragen.  

Neu geregelt werden soll auch der Zeitpunkt, zu dem die Bestellung des notwendigen 
Rechtsbeistands zu erfolgen hat. In § 31 Absatz 2 des Gesetzes über die Zusammenar-
beit mit dem Internationalen Strafgerichtshof in der Entwurfsfassung (IStGHG-E) soll ent-
sprechend den Regelungen des IRG eine Vorverlagerung des Zeitpunktes der Bestellung 
des Rechtsbeistands auf den Zeitpunkt der Festnahme oder – falls eine solche nicht er-
folgt – auf den Zeitpunkt der Bekanntgabe des Überstellungsersuchens vorgenommen 
werden. Zudem soll § 31 Absatz 4 IStGHG-E künftig korrespondierend zu § 40 Absatz 4 
IRG-E eine Regelung zum Beendigungszeitpunkt der Beiordnung vorsehen. 

Zu Absatz 1 

Absatz 1, der weiterhin das Recht regelt, sich eines Beistands zu bedienen, soll sprach-
lich an § 40 Absatz 1 IRG-E angepasst werden, um den bewährten Gleichlauf beider Re-
gelungen beizubehalten. Wie in der Neuregelung des § 40 Absatz 1 IRG-E soll künftig die 
geschlechtsneutrale Formulierung „verfolgte Person“ verwendet und der Begriff des Bei-
stands durch den Begriff des Rechtsbeistands ersetzt werden. Inhaltliche Änderungen 
sind mit der Anpassung nicht verbunden.  

Zu Absatz 2 

Die vorgeschlagene Änderung des § 31 Absatz 2 IStGHG-E dient der Anpassung an die 
korrespondierende Norm des § 40 Absatz 2 IRG-E. Bereits der geltende § 31 IStGHG 
sieht vor, dass alle Überstellungsfälle Fälle der notwendigen Rechtsbeistandschaft sind. 
Einschränkende Voraussetzungen, wie sie der § 40 Absatz 2 IRG nach bisheriger Rechts-
lage für Auslieferungsverfahren vorsieht, sind nicht geregelt.  

§ 31 Absatz 2 IStGHG-E soll daher lediglich in systematischer und terminologischer Hin-
sicht an die vorgeschlagene Neuregelung zu § 40 Absatz 2 IRG-E angepasst werden, 
indem auch hier zwischen der Frage des Vorliegens eines Falles der notwendigen 
Rechtsbeistandschaft und der Frage des Zeitpunkts der Bestellung differenziert wird. Eine 
Erweiterung der Anzahl der Fälle der notwendigen Rechtsbeistandschaft ist damit nicht 
verbunden.  

Eine inhaltliche Änderung soll allerdings hinsichtlich des zeitlichen Anknüpfungspunktes 
der Bestellung des Rechtsbeistands erfolgen. Dieser soll künftig – wiederum gleichlaufend 
zu § 40 Absatz 2 IRG-E – die Festnahme der verfolgten Person sein. Auf den Zeitpunkt 
der Vernehmung soll es somit künftig nicht mehr ankommen. Gesichert wird dadurch, 
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dass der verfolgten Person bereits vor ihrer Vernehmung ein Rechtsbeistand beigeordnet 
ist. 

Wird die verfolgte Person nicht festgenommen, soll – wie auch in Auslieferungsverfahren 
nach § 40 IRG-E – der Zeitpunkt der Bekanntgabe des Überstellungsersuchens des 
IStGH entscheidend sein.  

Zu Absatz 3 

Absatz 3 sieht entsprechend der Regelung des § 40 Absatz 3 IRG-E nunmehr vor, dass 
das Gericht, dem die verfolgte Person vorzuführen ist, auch über die Bestellung des 
Rechtsbeistands entscheidet. Dies ist nach §§ 14, 15 IStGHG der Richter des nächsten 
Amtsgerichts. Wird die Person nicht festgenommen, soll das Gericht zuständig sein, das 
für die Vorführung zuständig wäre, wäre eine Festnahme erfolgt, somit ebenfalls der Rich-
ter des nächsten Amtsgerichts. 

Zu Absatz 4 

Auch hinsichtlich der Dauer und des Beendigungszeitpunkts der Bestellung soll ein 
Gleichlauf zu § 40 Absatz 4 IRG-E geregelt werden. Somit endet die notwendige Rechts-
beistandschaft mit der Übergabe oder dem Zeitpunkt, zu dem abschließend entschieden 
wurde, die Person nicht zu übergeben. Nach dem Zeitpunkt der Übergabe richtet sich die 
Frage der Bestellung eines Verteidigers nach den Bestimmungen des IStGH-Statuts. Ab-
schließend entschieden ist das Überstellungsverfahren grundsätzlich mit der rechts-
kräftigen Entscheidung des Oberlandesgerichts nach § 22 IStGHG. Dieser Beschluss ist 
nach § 7 Absatz 1 Satz 2 IStGHG unanfechtbar.  

Erfasst werden sollen – wiederum korrespondierend zu den Fällen der Auslieferung nach 
IRG – jedoch auch diejenigen Fälle, in denen sich ein Verfahren der erneuten Entschei-
dung nach § 23 IStGHG anschließt. In diesen Fällen ergeht entsprechend § 33 IRG nach 
Rechtskraft eine weitere Entscheidung. Entscheidet das Oberlandesgericht unter den Vo-
raussetzungen des § 23 IStGHG erneut über die Zulässigkeit, ist Beendigungszeitpunkt 
der Bestellung erst die Entscheidung des Oberlandesgerichts nach Abschluss dieses Ver-
fahrens, sofern die Überstellung für unzulässig erachtet wird. Diese Entscheidung ist ab-
schließend im Sinne des Absatzes 4. 

Ebenso sollen die Fälle des vereinfachten Überstellungsverfahrens erfasst werden. Erklärt 
sich die verfolgte Person mit dem vereinfachten Überstellungsverfahren nach § 32 ISt-
GHG einverstanden und beantragt die Staatsanwaltschaft bei dem Oberlandesgericht 
keine gerichtliche Entscheidung über die Zulässigkeit der Überstellung, ergeht die Bewilli-
gungsentscheidung der zuständigen Stelle – wie in den Fällen des § 41 IRG – ohne eine 
gerichtliche Befassung. Eine rechtskräftige Entscheidung eines Gerichts ergeht in diesem 
Fall nicht. Wird die Überstellung bewilligt, endet in diesen Fällen die notwendige Rechts-
beistandschaft mit der Übergabe der verfolgten Person. Wird jedoch die verfolgte Person 
trotz Durchführung des vereinfachten Überstellungsverfahrens letztlich nicht übergeben, 
da die Überstellung nicht bewilligt wird, ist die ablehnende Bewilligungsentscheidung „die 
abschließende Entscheidung, die verfolgte Person nicht zu übergeben“. In diesem Fall 
endet somit mit der Entscheidung über die Nichtbewilligung der Überstellung auch die 
notwendige Rechtsbeistandschaft. 

In Absatz 4 soll zudem der Beendigungszeitpunkt geregelt werden. Diese Festlegung er-
folgt im Einklang mit den Bestimmungen des IStGH-Statuts. Regelungsgegenstand des 
IStGHG ist nur die Zusammenarbeit mit dem IStGH, hier konkret die Zusammenarbeit in 
Fällen der Überstellung, nicht jedoch das Verfahren vor dem IStGH selbst. Das Überstel-
lungsverfahren endet mit der Überstellung oder der abschließenden Entscheidung, die 
verfolgte Person nicht zu überstellen. Zu diesen Zeitpunkten soll nach dem vorgeschlage-
nen Absatz 4 jeweils auch die notwendige Rechtsbeistandschaft enden. Über diese Zeit-
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punkte hinausgehende Regelungen zur Rechtsbeistandschaft werden durch das IStGHG 
nicht getroffen. Für das sich an die Übergabe anschließende Verfahren vor dem IStGH 
sieht das IStGH-Statut mit Artikel 55 Absatz 2 Buchstabe b und Artikel 67 Absatz 1 Buch-
stabe d eigene Bestimmungen über die Verteidigung vor.  

Zu Absatz 5 

Absatz 5 soll die allgemeine Verweisungsbestimmung des § 72 IStGHG konkretisieren, 
die die Anwendung anderer Verfahrensvorschriften, insbesondere der Strafprozessord-
nung, vorsieht.  

Wie § 40 Absatz 5 IRG-E soll auch § 31 Absatz 5 IStGHG-E die entsprechende Geltung 
der Vorschriften des Elften Abschnittes des Ersten Buches der Strafprozessordnung re-
geln, wobei vereinzelte Bestimmungen der Strafprozessordnung ausdrücklich ausge-
nommen sind. Dies sind – korrespondierend zu § 40 Absatz 5 IRG-E – die §§ 139, 140, 
141 Absatz 1, 142 Absatz 1, 143 und § 144 StPO-E. Absatz 5 Satz 2 soll unter Modifikati-
on der §§ 142 Absatz 5 und 143a Absatz 3 StPO-E eine abweichende gerichtliche Zu-
ständigkeit für die Entscheidung über das Rechtsmittel der sofortigen Beschwerde enthal-
ten, indem das OLG für die sofortige Beschwerde zuständig werden soll. Denn um das 
Verfahren auf möglichst wenig Gerichte zu konzentrieren, erscheint es sachgerecht, dass 
das Gericht über die sofortige Beschwerde entscheidet, das auch für die Entscheidung 
über die Zulässigkeit der Überstellung zuständig ist. 

Zu Nummer 5 (§ 37) 

In Absatz 5 Satz 3 und Absatz 6 Satz 3 Nummer 1 soll das Wort „Beistand“ durch das 
Wort „Rechtsbeistand“ ersetzt werden (vgl. hierzu die Begründung zu Nummer 2). 

Absatz 6 Satz 3 wird an die Terminologie der StPO und des IRG angepasst, indem künftig 
die Formulierung der „notwendigen Rechtsbeistandschaft“ verwendet wird.  

Zu Nummer 6 (§ 44) 

Der Begriff des Beistands soll durch den Begriff des Rechtsbeistands ersetzt werden 
(vgl. hierzu die Begründung zu Nummer 2). 

Zu Nummer 7 (§ 46) 

Da nach Absatz 4 Satz 2 die Bestimmung des § 31 entsprechend gilt, ist der in § 31 Ab-
satz 5 enthaltene teilweise Verweis auf die Vorschriften des Elften Abschnitts des Ersten 
Buches der Strafprozessordnung bereits geregelt. Eines Verweises auf diese Bestimmun-
gen in Absatz 4 Satz 1 bedarf es daher nicht, so dass der letzte Halbsatz des Absatzes 4 
Satz 1 zu streichen ist. 

Absatz 4 Satz 2 enthält – ebenso wie § 37 Absatz 6 Satz 3 – eine Anpassung an die Ter-
minologie der StPO und des IRG („Fall der notwendigen Rechtsbeistandschaft“). 

Zu Nummer 8 (§ 50) 

§ 50 betrifft die Zusammenarbeit mit dem IStGH im Bereich der sonstigen Rechtshilfe. Die 
Bestimmung des § 31, die die Rechtsbeistandschaft regelt, findet nur teilweise Anwen-
dung. Verwiesen wird in § 50 Absatz 2 Satz 1 und Absatz 4 nur auf § 31 Absatz 1 und 
somit lediglich auf die Wahlbeistandschaft, nicht jedoch auf die Regelungen zur notwendi-
gen Rechtsbeistandschaft. Daher finden auch die entsprechenden Regelungen der StPO 
zur notwendigen Verteidigung keine Anwendung. In § 50 Absatz 2 Satz 1 und Absatz 4 
wird dies nach geltendem Recht bereits durch den Verweis auf die §§ 140 bis 143 StPO 
berücksichtigt. Künftig sollen jedoch die Regelungen zur notwendigen Verteidigung und 
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Pflichtverteidigung in der StPO um eine weitere Bestimmung ergänzt werden, so dass 
nunmehr die bisherige Angabe durch die Angabe „§§ 140 bis 144“ ersetzt werden soll. 

Zu Artikel 7 (Änderung des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes) 

Durch die Einführung einer Eilzuständigkeit der Staatsanwaltschaft für die Bestellung des 
Pflichtverteidigers in § 140 Absatz 2 StPO-E wird eine Ergänzung des § 59a des Rechts-
anwaltsvergütungsgesetzes (RVG) erforderlich, da die Bestimmungen des Abschnitts 8 
des RVG auf eine gerichtliche Bestellung abstellen. 

In dem vorgeschlagenen neuen § 59a Absatz 1 soll in Satz 1 auf die für die gerichtlich 
bestellten Rechtsanwälte geltenden Regelungen verwiesen werden. Ergänzend ist in 
Satz 2 eine Regelung über die Zuständigkeit für Entscheidungen über Anträge getroffen, 
die grundsätzlich dem Gericht des ersten Rechtszuges obliegen. Ist das Verfahren nicht 
gerichtlich anhängig geworden, soll an die Stelle des Gerichts des ersten Rechtszugs das 
Gericht treten, das für die gerichtliche Bestätigung der Bestellung zuständig ist. Dies be-
trifft insbesondere das Verfahren nach § 55 Absatz 1 RVG (Festsetzung) und das Verfah-
ren nach § 52 Absatz 2 RVG (Anspruch gegen den Beschuldigten). Es erscheint nicht 
sachgerecht, in diesen Fällen eine Zuständigkeit der Staatsanwaltschaft vorzusehen. 

Zu Artikel 7 (Änderung des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten) 

Es handelt sich um eine redaktionelle, durch die vorgeschlagene Streichung von § 140 
Absatz 2 Satz 2 bedingte Folgeänderung.  

Zu Artikel 8 (Inkrafttreten) 

Das Gesetz soll am Tag nach seiner Verkündung in Kraft treten. 

 


	Referentenentwurf
	Referentenentwurf des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz
	Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des Rechts der notwendigen Verteidigung )
	Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:
	Artikel 1
	Die Strafprozessordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. April 1987 (BGBl. I S. 1074, 1319), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 30. Oktober 2017 (BGBl. I S. 3618) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In der Inhaltsübersicht werden die Angaben zu den §§ 142 bis 144 durch die folgenden Angaben ersetzt:
	„§ 142 Zuständigkeit und Bestellungsverfahren

	2. Dem § 58 Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:
	„Hat der Beschuldigte keinen Verteidiger, so ist er darauf hinzuweisen, dass er in den Fällen des § 140 die Bestellung eines Pflichtverteidigers beantragen kann.“

	3. In § 68b Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe „§ 142 Absatz 1“ durch die Wörter „§ 142 Absatz 3 Satz 1 und 3“ ersetzt.
	4. § 114b Absatz 2 Satz 1 Nummer 4a wird wie folgt gefasst:
	„4a. in den Fällen des § 140 die Bestellung eines Verteidigers nach Maßgabe des § 141 Absatz 1 beantragen kann,“.

	5. § 118a Absatz 2 Satz 4 und 5 wird aufgehoben.
	6. In § 136 Absatz 1 Satz 5 werden die Wörter „des § 140 Absatz 1 und 2 die Bestellung eines Verteidigers nach Maßgabe des § 141 Absatz 1 und 3 beanspruchen kann“ durch die Wörter „des § 140 die Bestellung eines Verteidigers nach Maßgabe des § 141 Abs...
	7. In § 138c Absatz 3 Satz 5 wird die Angabe „§ 142“ durch die Wörter „§ 142 Absatz 3 bis 5“ ersetzt.
	8. § 140 wird wie folgt geändert:
	a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:
	aa) In dem Satzteil vor Nummer 1 werden die Wörter „Die Mitwirkung eines Verteidigers ist notwendig“ durch die Wörter „Ein Fall der notwendigen Verteidigung liegt vor“ ersetzt.
	bb) Nummer 1 wird wie folgt gefasst:
	„1. zu erwarten ist, dass die Hauptverhandlung im ersten Rechtszug vor dem Oberlandesgericht, dem Landgericht oder dem Schöffengericht stattfindet;“.

	cc) Die Nummern 3 bis 5 werden wie folgt gefasst:
	„3. zu erwarten ist, dass gegen den Beschuldigten eine Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr verhängt oder ein Berufsverbot angeordnet wird;
	4. der Beschuldigte nach den §§ 115, 115a, 128 Absatz 1 oder § 129 einem Gericht zur Entscheidung über Haft oder einstweilige Unterbringung vorzuführen ist;
	5. der Beschuldigte sich auf Grund richterlicher Anordnung oder mit richterlicher Genehmigung in einer Anstalt befindet;“.

	dd) In Nummer 7 werden vor den Wörtern „ein Sicherungsverfahren“ die Wörter „zu erwarten ist, dass“ eingefügt.
	ee) In Nummer 9 wird der Punkt am Ende durch ein Semikolon ersetzt.
	ff) Die folgenden Nummern 10 und 11 werden angefügt:
	„10. bei einer richterlichen Vernehmung die Mitwirkung eines Verteidigers aufgrund der Bedeutung der Vernehmung zur Wahrung der Rechte des Beschuldigten geboten erscheint;
	11. ein seh-, hör- oder sprachbehinderter Beschuldigter die Bestellung beantragt.“


	b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
	aa) In Satz 1 werden die Wörter „In anderen Fällen bestellt der Vorsitzende auf Antrag oder von Amts wegen einen Verteidiger“ durch die Wörter „Ein Fall der notwendigen Verteidigung liegt auch vor“ ersetzt.
	bb) Satz 2 wird aufgehoben.

	c) Absatz 3 wird aufgehoben.

	9. Die §§ 141 bis 144 werden wie folgt gefasst:
	„§ 141
	(1) In den Fällen der notwendigen Verteidigung wird dem Beschuldigten, der noch keinen Verteidiger hat, unverzüglich ein Pflichtverteidiger bestellt, sobald der Beschuldigte dies beantragt oder die Mitwirkung eines Verteidigers im Verfahren erforderli...
	1. eine Vernehmung des Beschuldigten oder eine Gegenüberstellung mit dem Beschuldigten durchgeführt werden soll;
	2. der Beschuldigte einem Gericht zur Entscheidung über Haft oder einstweilige Unterbringung vorgeführt werden soll oder
	3. der Angeschuldigte gemäß § 201 zur Erklärung über die Anklageschrift aufgefordert worden ist.

	(2) Ist im Vorverfahren die Mitwirkung eines Verteidigers erforderlich und hat der Beschuldigte keinen Antrag nach Absatz 1 Satz 1 gestellt, so ist die Staatsanwaltschaft verpflichtet, unverzüglich den Antrag zu stellen. § 142 Absatz 2 bleibt unberührt.
	(3) Im Vorverfahren dürfen Vernehmungen des Beschuldigten oder Gegenüberstellungen mit dem Beschuldigten abweichend von Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 vor der Bestellung eines Verteidigers durchgeführt werden, soweit dies
	1. zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für Leib oder Leben oder für die Freiheit einer Person dringend erforderlich oder
	2. zur Abwendung einer erheblichen Gefährdung eines Strafverfahrens zwingend geboten ist.

	(4) Der Antrag des Beschuldigten nach Absatz 1 Satz 1 ist vor Erhebung der öffentlichen Klage bei der Polizei oder bei der Staatsanwaltschaft anzubringen, die ihn mit einer Stellungnahme unverzüglich dem Gericht zur Entscheidung vorlegt, sofern sie ni...

	§ 142
	(1) Über die Bestellung entscheidet
	1. das Amtsgericht, in dessen Bezirk die Staatsanwaltschaft oder ihre zuständige Zweigstelle ihren Sitz hat, oder das nach § 162 Absatz 1 Satz 3 zuständige Gericht;
	2. in den Fällen des § 140 Absatz 1 Nummer 4 das Gericht, dem der Beschuldigte vorzuführen ist;
	3. nach Erhebung der öffentlichen Klage der Vorsitzende des Gerichts, bei dem das Verfahren anhängig ist.

	(2) Bei besonderer Eilbedürftigkeit kann auch die Staatsanwaltschaft über die Bestellung entscheiden. Sie beantragt unverzüglich, spätestens innerhalb einer Woche nach ihrer Entscheidung, die gerichtliche Bestätigung der Bestellung oder der Ablehnung ...
	(3) Vor der Bestellung eines Pflichtverteidigers ist dem Beschuldigten Gelegenheit zu geben, innerhalb einer zu bestimmenden Frist einen Verteidiger zu bezeichnen. § 136 Absatz 1 Satz 3 und 4 gilt entsprechend. Ein von dem Beschuldigten innerhalb der ...
	(4) Wird dem Beschuldigten ein Pflichtverteidiger bestellt, den er nicht bezeichnet hat, so soll aus den im Gesamtverzeichnis der Bundesrechtsanwaltskammer (§ 31 der Bundesrechtsanwaltsordnung) eingetragenen Rechtsanwälten entweder ein Fachanwalt für ...
	(5) Gerichtliche Entscheidungen über die Bestellung eines Pflichtverteidigers sind mit der sofortigen Beschwerde anfechtbar. Sie ist ausgeschlossen, wenn der Beschuldigte einen Antrag nach § 143a Absatz 2 Satz 1 stellen kann.

	§ 143
	(1) Die Bestellung des Pflichtverteidigers endet mit der Einstellung oder dem rechtskräftigen Abschluss des Strafverfahrens einschließlich eines Verfahrens nach den §§ 423 oder 460.
	(2) Die Bestellung kann aufgehoben werden, wenn kein Fall notwendiger Verteidigung mehr vorliegt. In den Fällen des § 140 Absatz 1 Nummer 5 gilt dies nur, wenn der Beschuldigte mindestens zwei Wochen vor Beginn der Hauptverhandlung aus der Anstalt ent...
	(3) Beschlüsse nach Absatz 2 sind mit der sofortigen Beschwerde anfechtbar.

	§ 143a
	(1) Die Bestellung des Pflichtverteidigers ist aufzuheben, wenn der Beschuldigte einen anderen Verteidiger gewählt und dieser die Wahl angenommen hat. Dies gilt nicht, wenn zu besorgen ist, dass der neue Verteidiger das Mandat demnächst niederlegen un...
	(2) Die Bestellung des Pflichtverteidigers ist aufzuheben und ein neuer Pflichtverteidiger zu bestellen, wenn der Beschuldigte, dem ein anderer als der von ihm bezeichnete Verteidiger beigeordnet wurde oder dem zur Auswahl des Verteidigers nur eine ku...
	(3) Beschlüsse nach den Absätzen 1 und 2 sind mit der sofortigen Beschwerde anfechtbar.

	§ 144
	In den Fällen der notwendigen Verteidigung können dem Beschuldigten zu seinem gewählten oder einem gemäß § 141 bestellten Verteidiger bis zu zwei Pflichtverteidiger zusätzlich bestellt werden, wenn dies zur Sicherung der zügigen Durchführung des Verfa...


	10. In § 145 Absatz 2 wird die Angabe „gemäß § 141 Abs. 2“ gestrichen.
	11. In § 304 Absatz 5 werden nach dem Wort „Unterbringung“ ein Komma und die Wörter „Bestellung eines Pflichtverteidigers oder deren Aufhebung“ eingefügt.
	12. In § 397a Absatz 3 Satz 2 wird die Angabe „§ 142 Absatz 1“ durch die Angabe „§ 142 Absatz 3 Satz 1 und 3“ ersetzt.
	13. In § 406g Absatz 3 Satz 4 wird die Angabe „§ 142 Absatz 1“ durch die Angabe „§ 142 Absatz 3 Satz 1 und 3“ ersetzt.
	14. In § 406h Absatz 4 Satz 2 wird die Angabe „§ 142 Absatz 1“ durch die Angabe „§ 142 Absatz 3 Satz 1 und 3“ ersetzt.
	15. § 408b wird wie folgt geändert:
	a) In Satz 1 werden die Wörter „bestellt er dem Angeschuldigten, der noch keinen Verteidiger hat, einen Verteidiger“ durch die Wörter „liegt ein Fall notwendiger Verteidigung vor“ ersetzt.
	b) Satz 2 wird aufgehoben.

	16. § 428 Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
	„Dem Antrag eines seh-, hör- oder sprachbehinderten Einziehungsbeteiligten ist zu entsprechen.“



	Artikel 2
	§ 31 Absatz 3 der Bundesrechtsanwaltsordnung in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 303-8, veröffentlichten bereinigten Fassung, die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 30. Oktober 2017 (BGBl. I S. 3618) geändert worden ist, wird...
	1. In Nummer 9 wird der Punkt am Ende durch ein Semikolon ersetzt.
	2. Folgende Nummer 10 wird angefügt:
	„10. ein von dem Rechtsanwalt angezeigtes Interesse an der Übernahme von Pflichtverteidigungen.“



	Artikel 3
	§ 7 der Rechtsanwaltsverzeichnis- und -postfachverordnung vom 23. September 2016 (BGBl. I S. 2167), die durch Artikel 19 des Gesetzes vom 12. Mai 2017 (BGBl. I S. 1121) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt geändert:
	a) In Nummer 6 wird der Punkt am Ende durch ein Semikolon ersetzt.
	b) Folgende Nummer 7 wird angefügt:
	„7. Interesse an der Übernahme von Pflichtverteidigungen.“


	2. Absatz 2 wird aufgehoben.
	3. Absatz 3 wird Absatz 2.


	Artikel 4
	Das Gesetz über die internationale Rechtshilfe in Strafsachen in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Juni 1994 (BGBl. I S. 1537), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 27. August 2017 (BGBl. I S. 3295) geändert worden ist, wird wie folgt geä...
	1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:
	a) Die Angabe zu § 40 wird wie folgt gefasst:
	„§ 40 Rechtsbeistand“.

	b) Die Angabe zu § 53 wird wie folgt gefasst:
	„§ 53 Rechtsbeistand“.

	c) Nach der Angabe zu § 83i wird folgende Angabe eingefügt:
	„§ 83j Rechtsbeistand“.

	d) Die Angabe zu § 87e wird wie folgt gefasst:
	„§ 87e Rechtsbeistand“.


	2. In § 21 Absatz 2 Satz 2, § 22 Absatz 2 Satz 2 und § 28 Absatz 2 Satz 2 wird jeweils das Wort „Beistands“ durch das Wort „Rechtsbeistands“ ersetzt.
	3. § 31 wird wie folgt geändert:
	a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Beistand“ durch das Wort „Rechtsbeistand“ ersetzt.
	b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
	aa) In Satz 2 wird das Wort „Beistand“ durch das Wort „Rechtsbeistand“ ersetzt.
	bb) Satz 3 wird aufgehoben.


	4. In § 32 Satz 2 wird das Wort „Beistand“ durch das Wort „Rechtsbeistand“ ersetzt.
	5. § 40 wird wie folgt gefasst:
	„§ 40
	(1) Die verfolgte Person kann sich in jeder Lage des Verfahrens eines Rechtsbeistands bedienen.
	(2) Die Auslieferung ist ein Fall der notwendigen Rechtsbeistandschaft. Der verfolgten Person, die noch keinen Rechtsbeistand hat, wird unverzüglich ein Rechtsbeistand bestellt, sobald sie festgenommen wird. Erfolgt keine Festnahme, wird ein Rechtsbei...
	(3) Über die Bestellung eines Rechtsbeistands entscheidet das Gericht, dem die verfolgte Person vorzuführen ist oder dem sie vorzuführen wäre.
	(4) Die Bestellung endet mit der Übergabe der verfolgten Person oder mit der abschließenden Entscheidung, die verfolgte Person nicht zu übergeben.
	(5) Die Vorschriften des Elften Abschnittes des Ersten Buches der Strafprozessordnung mit Ausnahme der §§ 139, 140, 141 Absatz 1, § 142 Absatz 1, § 143 und § 144 gelten entsprechend. Die §§ 142 Absatz 5 und 143a Absatz 3 der Strafprozessordnung gelten...


	6. § 45 wird wie folgt geändert:
	a) In Absatz 5 Satz 3 wird das Wort „Beistandes“ durch das Wort „Rechtsbeistands“ ersetzt.
	b) Absatz 6 wird wie folgt geändert:
	aa) „Die Angabe „§§ 40 und 42“ wird durch die Angabe „§ 42“ ersetzt.
	bb) Folgender Satz wird angefügt:
	„§ 40 gilt entsprechend, dessen Absatz 2 jedoch mit der Maßgabe, dass ein Fall der notwendigen Rechtsbeistandschaft nur vorliegt, wenn
	1. wegen der Schwierigkeit der Sach- oder Rechtslage die Mitwirkung eines Rechtsbeistandes geboten erscheint,
	2. ersichtlich ist, dass die verfolgte Person ihre Rechte nicht selbst hinreichend wahrnehmen kann, oder
	3. die verfolgte Person noch nicht achtzehn Jahre alt ist.“




	7. In § 47 Absatz 3 Satz 3 wird das Wort „Beistands“ durch das Wort „Rechtsbeistands“ ersetzt.
	8. § 53 wird wie folgt gefasst:
	„§ 53
	(1) Die verurteilte Person sowie Dritte, die im Fall der Vollstreckung von ausländischen Anordnungen der Einziehung den Umständen des Falles nach Rechte an dem Gegenstand geltend machen könnten, können sich in jeder Lage des Verfahrens eines Rechtsbei...
	(2) Ein Fall der notwendigen Rechtsbeistandschaft liegt vor, wenn
	1. wegen der Schwierigkeit der Sach- oder Rechtslage die Mitwirkung eines Rechtsbeistands geboten erscheint,
	2. ersichtlich ist, dass die verurteilte Person ihre Rechte nicht selbst hinreichend wahrnehmen kann, oder
	3. die verurteilte Person sich außerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes in Haft befindet und Zweifel bestehen, ob sie ihre Rechte selbst hinreichend wahrnehmen kann.

	(3) Die Bestellung des Rechtsbeistands erfolgt, sofern die verurteilte Person noch keinen Rechtsbeistand hat,
	1. auf Antrag der verfolgten Person oder
	2. von Amts wegen,

	(4) Über die Bestellung entscheidet das Gericht, das für die Entscheidung über die Vollstreckbarkeit eines ausländischen Erkenntnisses zuständig ist.
	(5) Die Vorschriften des Elften Abschnittes des Ersten Buches der Strafprozessordnung mit Ausnahme der §§ 139, 140, 141 Absatz 1, § 142 Absatz 1, § 143 und § 144 gelten entsprechend.“


	9. Nach § 83i wird folgender § 83j eingefügt:
	„§ 83j
	(1) In einem Verfahren zur Vollstreckung eines Europäischen Haftbefehls zum Zwecke der Strafverfolgung liegt ein Fall der notwendigen Rechtsbeistandschaft vor, wenn
	1. die verfolgte Person einen Rechtsbeistand im Geltungsbereich dieses Gesetzes zur Unterstützung ihres Rechtsbeistands im ersuchten Mitgliedstaat bezeichnet und
	2. die Bestellung des Rechtsbeistands erforderlich ist, um den wirksamen Zugang zu den Gerichten des ersuchten Staates zu gewährleisten.

	(2) Die Bestellung des Rechtsbeistands erfolgt, sofern die verfolgte Person noch keinen Rechtsbeistand im Geltungsbereich diese Gesetzes zur Unterstützung ihres Rechtsbeistands im ersuchten Mitgliedsstaat hat,
	1. auf Antrag der verfolgten Person oder
	2. von Amts wegen,

	(3) Über die Bestellung entscheidet das Amtsgericht, in dessen Bezirk die Staatsanwaltschaft oder ihre zuständige Zweigstelle ihren Sitz hat. Nach Erhebung der öffentlichen Klage entscheidet der Vorsitzende des Gerichts, bei dem das Verfahren anhängig...
	(4) Die Bestellung soll aufgehoben werden, wenn die Voraussetzungen nach Absatz 1 nicht mehr vorliegen oder die verfolgte Person überstellt worden ist.
	(5) Die Vorschriften des Elften Abschnittes des Ersten Buches der Strafprozessordnung mit Ausnahme der §§ 139, 140, 141 Absatz 1, § 142 Absatz 1, § 143 und § 144 gelten entsprechend.“


	10. In § 87e wird jeweils das Wort „Beistand“ durch das Wort „Rechtsbeistand“ ersetzt.


	Artikel 5
	Das IStGH-Gesetz vom 21. Juni 2002 (BGBl. I S. 2144), das zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes vom 17. August 2017 (BGBl. I S. 3202) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Die Inhaltsangabe wird wie folgt geändert:
	a) Die Angabe zu § 31 wird wie folgt gefasst:
	„§ 31 Rechtsbeistand“

	b) Die Angabe zu § 46 wird wie folgt gefasst:
	„§ 46 Zuständigkeit, Anrufung des Bundesgerichtshofes, Rechtsbeistand“


	2. In § 14 Absatz 2 Satz 2 wird das Wort „Beistands“ durch das Wort „Rechtsbeistands“ ersetzt.
	3. In § 21 Absatz 1 Satz 1 und Satz 2 und § 22 Satz 2 wird das Wort „Beistand“ durch das Wort „Rechtsbeistand“ ersetzt.
	4. § 31 wird wie folgt gefasst:
	„§ 31
	(1) Die verfolgte Person kann sich in jeder Lage des Verfahrens eines Rechtsbeistands bedienen.
	(2) Die Überstellung ist ein Fall der notwendigen Rechtsbeistandschaft. Der verfolgten Person, die noch keinen Rechtsbeistand hat, wird unverzüglich ein Rechtsbeistand bestellt, sobald sie festgenommen wird. Erfolgt keine Festnahme, wird ein Rechtsbei...
	(3) Über die Bestellung eines Rechtsbeistands entscheidet das Gericht, dem die verfolgte Person vorzuführen ist oder dem sie vorzuführen wäre.
	(4) Die Bestellung endet mit der Übergabe der verfolgten Person oder mit der abschließenden Entscheidung, die verfolgte Person nicht zu übergeben.
	(5) Die Vorschriften des Elften Abschnittes des Ersten Buches der Strafprozessordnung mit Ausnahme der §§ 139, 140, 141 Absatz 1, § 142 Absatz 1, § 143 und § 144 gelten entsprechend. § 142 Absatz 5 und § 143a Absatz 3 der Strafprozessordnung gelten mi...


	5. § 37 wird wie folgt geändert:
	a) In Absatz 5 Satz 3 wird das Wort „Beistand“ durch das Wort „Rechtsbeistand“ ersetzt.
	b) Absatz 6 wird wie folgt geändert:
	aa) In Satz 3 werden die Wörter „Beistand zu bestellen ist“ durch die Wörter „Fall der notwendigen Rechtsbeistandschaft vorliegt“ ersetzt.
	bb) In Nummer 1 wird das Wort „Beistands“ durch das Wort „Rechtsbeistands“ ersetzt.


	6. In § 44 Absatz 4 Satz 5 wird das Wort „Beistands“ durch das Wort „Rechtsbeistands“ ersetzt.
	7. § 46 Absatz 4 wird wie folgt geändert:
	a) In Satz 1 wird nach der Angabe „29 Abs. 4“ das Wort „und“ eingefügt und werden nach der Angabe „§ 33“ die Wörter „sowie die Vorschriften des 11. Abschnitts des Ersten Buches der Strafprozessordnung mit Ausnahme der dortigen §§ 140 bis 143“ gestrich...
	b) In Satz 2 wird die Angabe „Beistand zu bestellen ist“ durch die Angabe „Fall der notwendigen Rechtsbeistandschaft vorliegt“ ersetzt. Das Wort „Beistands“ wird in Satz 2 Nummer 1 durch das Wort „Rechtsbeistands“ ersetzt.

	8. In § 50 Absatz 2 Satz 1 und Absatz 4 wird jeweils die Angabe „§§ 140 bis 143“ durch die Angabe „§§ 140 bis 144“ ersetzt.


	Artikel 6
	In § 5 Absatz 2 des Jugoslawien-Strafgerichtshof-Gesetzes vom 10. April 1995 (BGBl. I S. 485), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 17. Juli 2015 (BGBl. I S. 1349) geändert worden ist, wird die Angabe „47 Abs. 1“ durch die Angabe „46 Absatz 1“...

	Artikel 7
	§ 59a des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes vom 5. Mai 2004 (BGBl. I S. 718, 788), das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 8 des Gesetzes vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2739) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Vor Absatz 1 wird folgender Absatz 1 eingefügt:
	„(1) Für den durch die Staatsanwaltschaft bestellten Rechtsanwalt gelten die Vorschriften über den gerichtlich bestellten Rechtsanwalt entsprechend. Ist das Verfahren nicht gerichtlich anhängig geworden, tritt an die Stelle des Gerichts des ersten Rec...

	2. Die bisherigen Absätze 1 bis 3 werden Absätze 2 bis 4.


	Artikel 8
	In § 60 Satz 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 27. August 2017 (BGBl. I S. 3295) geändert worden ist, wird die Angabe „§ 140 A...

	Artikel 9
	Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.
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